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Die Sitzung wird um 13 Uhr 31 Minuten durch 
den Präsidenten Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident Dr, Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 263. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages und begrüße alle anwesenden Abgeordneten. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Namen der 
entschuldigten Abgeordneten bekanntzugeben. 

Matzner, Schriftführer: Es suchen für längere 
Zeit um Urlaub nach der Abgeordnete Aumer für 
sechs Wochen wegen Krankheit, der Abgeordnete 
Dr. Königs warter für vier Wochen wegen Krank- 
heit, der Abgeordnete Gerns für vier Wbchen, der 
Abgeordnete Dr. Dr. Müller (Bonn) für drei Wochen, 
der Abgeordnete Dr. Pünder für drei Wochen, der 
Abgeordnete Birkelbach für zwei Wochen und der 
Abgeordnete Dr. Nölting für zwei Wochen, alle 
wegen dienstlicher Inanspruchnahme. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich unterstelle, daß das Haus mit der Erteilung des 
Urlaubs, soweit er über eine Woche hinausgeht, 
einverstanden ist. — Das ist der Fall. 

(Abg. Dr. Nölting: Ich bin heute noch hier!) 

— Herr Professor Nölting ist offensidbtlich da. 

(Abg. Dr. Nölting: Der Urlaub gilt erst ab 
morgen, wegen der Straßburger Tagung!) 

— Ab morgen, Herr Professor, jawohl; wird 
notiert. 

Matzner, Schriftführer: Der Präsident hat Urlaub 
erteilt für zwei Tage den Abgeordneten Dr. Dres- 
bach. Lausen, Gibbert, Dirscherl, Gockeln, Dr. Sem 
1er, Pelster, Dr. von Brentano, Volkholz, Wönn<?r, 
Dr. Reismann, Dr. Horlacher, Dr. Baur (Württem- 
berg), Wagner, Dr. Dr. NÖll von der Nahmer, Dr. 
Bartram (Schleswig-Holstein), Wallner, Reimann, 
Frau Strohbach, Rische, Harig und Dr. Schmid 
(Tübingen). 
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<A) Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Fass- 
bender, Frau Wessel, Dr. Blank (Oberhausen), 
Lemmer, Even, Dr. Veit, Höfler, Neumann, Mauk, 
Bauknecht, Schulze-Pellengahr, Kriedemann, Frau 
Thiele und Dr. Schöne. 

Präsident Dr. Ehlers: Danke schön. Meine Damen 
und Herren, weiterhin habe ich die Freude, dem 
Herrn Abgeordneten Wittenburg zum 62. Geburts- 
tag, den er am 2, Mai gefeiert hat, und dem Herrn 
Abgeordneten Hagge zum 60. Geburtstag, den er 
am 4. Mai gefeiert hat, Glückwünsche auszu- 
sprechen. 

(Beifall.) 

Die übrigen amtlidien Mitteilungen werden ohne 
Verlesung ins Stenographische Protokoll aufge- 
nommen: 

Der Herr Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes hat unter dem 28. April 1953 die Kleine 
Anfrage Nr. 332 der Fraktionen der FDP, DP, 
FU (BP-Z) betreffend Erklärung des Rates der 
Freien Tschechoslowakei vom 4. Juli 1952 — 
Drucksache Nr. 4235 — beantwortet. Sein Schrei- 
ben wird als Drucksache Nr. 4309 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit hat unter 
dem 30. April 1953 die Kleine Anfrage Nr. 333 
der Fraktion der SPD betreffend Verbesserung 
der Leistungen der Rentenversicherungen — 
Drucksache Nr. 4269 — beantwortet. Sein Schrei- 
ben wird als Drucksache Nr. 4314 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat 
unter dem 30. April 1953 die Frage 1 der Kleinen 
Anfrage Nr. 334 der Fraktion der SPD betreffend 
Einbeziehung von Berlinern in die Zusatzver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Lander 
sowie in die Zusatzkasse der Bundesbahnver- 
sidierungsanstalt — Drucksache Nr. 4270 — be- 
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
Nr. 4315 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat 
unter dem 28. April 1953 die Frage 2 der Kleinen 
Anfrage Nr. 334 der Fraktion der SPD betreffend 
Einbeziehung von Berlinern in die Zusatzver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
sowie in die Zusatzkasse der Bundesbahnver- 
sicherungsanstalt — Drucksache Nr. 4270 — be- 
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
Nr. 4310 vervielfältigt. 

Zur heutigen Tagesordnung habe ich folgendes 
zu sagen. In der Sitzung des Ältestenrats ist eine 
Verständigung darüber erzielt worden, daß in die 
Tagesordnung nach Punkt 2 aufgenommen wird 
die erste, zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen des Hauses eingebrachten Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes, Drucksache Nr. 4311, und der dazu 
gestellte Antrag auf Umdruck Nr. 886. — Das Haus 
ist damit einverstanden. 

Anschließend an diese Beratung soll dann 
Punkt 7, die zweite Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung steuerlidier Vorschriften 
und zur Sidierung der Haushaltsführung, behan- 
delt werden. 

Ich weise darauf hin, daß die nächste Frage- 
stunde am Mittwoch, dem 3. Juni, stattfindet. 
Sperrfrist für eingehende Fragen: Freitag, der 

29. Mar, 12 Uhr. 

] 

Auf Wunsch der Fraktion der SPD mit Zustim- 
mung der übrigen Fraktionen des Hauses ist fest- 


gelegt worden, daß die morgige Plenarsitzung nicht 
um 9 Uhr, sondern um 10 Uhr beginnt. Ich bitte, 
freundlichst davon Kenntnis zu nehmen. 

Damit, meine Damen und Herren, kann ich zur 
heutigen Tagesordnung kommen. Ich rufe zunächst 
auf den Punkt 1: 

Erste Beratung des Entwurfs einer Verwal- 
tungsgerichtsordnung (VwGO) und des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die Beschränkung 
der Berufung im verwaltungsgeridit*- 
lichen Verfahren (Nr. 4278 der Drucksachen). 

Die Regierung verweist auf die Ihnen vorlie- 
gende schriftliche Begründung in der Drucksadie 
Nr. 4278. Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, auf 
eine allgemeine Aussprache in der ersten Beratung 
zu verzichten. Ich schlage Ihnen vor, diesen Gesetz- 
entwurf dem Ausschuß für Rechtswesen und Ver- 
fassungsrecht als federführendem Ausschuß und 
dem Ausschuß für Angelegenheiten der Inneren 
Verwaltung zur Mitberatung zu überweisen. 

(Abg. Dr. Laforet: Einverstanden!) 

— Sie sind mit der Überweisung einverstanden; 
diese Überweisung ist erfolgt. 

Dann rufe ich auf den Punkt 2 der Tagesord- 
nung: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der 
FU (BP-Z) eingebrachten Entwurfs eines 
Kaffeesteuergesetzes (Nr. 4Ü57 der Druck- 
sachen) ; 

b) Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Kaffee- 
steuergesetzes (Nr. 4266 der Drucksachen); 

(D) 

c) Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Tee- 
steuergesetzes (Nr. 4267 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, daß die Be- 
gründung der Gesetzentwürfe jeweils in 10 Minu- 
ten erfolgt und für die Aussprache insgesamt höch- 
stens 60 Minuten verwandt werden. — Das Haus 
ist damit einverstanden. Wer wünscht, den Gesetz- 
entwurf der Föderalistischen Union zu begründen? 

— Herr Abgeordneter Dr. Besold, bitte! 

Dr. Besold (FU), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Föderalistische 
Union hat mit Drucksache Nr. 4057 den Entwurf 
eines Kaffeesteuergesetzes eingebracht. Dieses Pro- 
blem ist ja nicht neu. Es hat den Bundestag be- 
reits während seiner ganzen Arbeitsperiode be- 
schäftigt, er konnte aber — wie dies auch bei man- 
chen anderen Gesetzesproblemen der Fall ist — 
dieses Problem und die damit zusammenhängenden 
Fragen bisher nicht zufriedenstellend lösen. 

Die Kaffeesteuersenkung wurde schon im Jahre 
1950 durch einen Antrag der Bayernpartei und 
einen Antrag der SPD aufgerollt. Sie beschäftigte 
dann den Bundestag. Es kam eine gemeinsame Ent- 
schließung der Parteien des Finanz- und Steuer- 
ausschusses des Bundestags zustande, die darauf 
hinauslief, daß die Bundesregierung ersucht wurde, 
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. 
Auch dieser Gesetzentwurf der Bundesregierung 
hat lange auf sich warten lassen, und erst auf eine 
erneute Interpellation der Bayernpartei und des 
Zentrums hat dann auch die Bundesregierung Ver- 
anlassung genommen, einen Gesetzentwurf vorzu- 
legen, nachdem der Bundestag ersucht hatte, die 
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Kaffeesteuer von 10 bzw. 13 DM auf 5 bzw. 6,50 DM 
für 1 kg — also auf die Hälfte der bisherigen Sätze 
— herabzusetzen. 

Wie gesagt, die Bundesregierung ist diesem Er- 
suchen nachgekommen, und der Gesetzentwurf ist 
dann dem Bundesrat vorgelegt worden (Bundes- 
ratsdrucksache Nr. 473/52). Dort wurde er in der 
98. Sitzung am 18. und 19. Dezember 1952 behan- 
delt. Der Berichterstatter des Finanzausschusses 
des Bundesrats hat namens des Ausschusses emp- 
fohlen, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. Diese Ab- 
lehnung wurde durch Staatssekretär Dr. Ringel- 
m a n n — den Berichterstatter — wie folgt be- 
gründet: 

Das Bundesfinanzministerium sieht keine 
Deckung des Ausfalles. Nach den Angaben des 
Herrn Bundesfinanzministers würde der Aus- 
fall 225 Millionen DM ausgemacht haben. Es 
kann nicht erwartet werden, daß der Ausfall 
durch erhöhten Verbrauch und das Zurück- 
drängen des zur Zeit noch sehr umfangreichen 
Schmuggels in Kaffee auch nur annähernd aus- 
geglichen werden kann. 

Das war die Stellungnahme des Finanzausschusses 
des Bundesrats. 

Demgegenüber hat aber — wie ja auch in der 
Wirtschaft völlig andere Auffassungen über dieses 
Problem bestehen — der Wirtschaftsausschuß des 
Bundesrats eine ganz konträre Auffassung be- 
kanntgegeben. Er hat im Gegensatz zum Finanz- 
ausschuß vorgeschlagen, daß eine über den Regie- 
rungsentwurf hinausgehende Steuersenkung auf 3 
bis 4 DM erfolgen müsse. Der Wirtsdiaftsausschuß 
des Bundesrats ist nämlich der Ansicht, daß da- 
durch der Schmuggel und der illegale Kaffeehan- 
(B) del ausgeschaltet werden würden. Der Bericht- 
erstatter des Wirtschaftsausschusses hat nach dem 
Sitzungsprotokoll die Ansicht des Wirtschaftsaus- 
schusses des Bundesrats wörtlich so wiedergegeben: 

Der legale Konsum wird nur im Falle einer 
kräftigen Preissenkung steigen und schließlich 
auch den Einnahmeausfall ausgleichen. 

Wenn also zwei derartig bedeutende Institutionen 
des Bundestages hier solch konträre Auffassungen 
vertreten, dann sieht man, daß das Problem noch 
nicht gelöst ist. Es muß aber gelöst werden, weil 
mit der Senkung der Kaffeesteuer auch andere 
Probleme engstens Zusammenhängen. 

Eines steht fest: daß der Herr Bundesfinanzmini- 
ster schon bei der Debatte im Jahre 1950 der An- 
sicht war, den unerhörten Beeinträchtigungen der 
Wirtschaft, des Handels und auch der Steuerquel- 
len des Staates müsse durch eine Bekämpfung des 
Schmuggels begegnet werden. Er war aber damals 
der Auffassung, daß Verwaltungsmaßnahmen, also 
ein verstärkter Einsatz von Polizeikräften und Ver- 
waltungsmaßnahmen, allein ausreichen würden. 
Aus der soeben verlesenen Erklärung des Bericht- 
erstatters Ringelmann im Bundesrat geht aber her- 
vor, daß noch im Dezember 1952 festgestellt worden 
ist, daß der Schmuggel in Kaffee durch erhöhte 
Anwendung von Verwaltungsmaßnahmen keines- 
wegs in bedeutender Weise zurückgedrängt wer- 
den konnte. Somit bleibt nach wie vor die Tat- 
sache bestehen, daß die Bevölkerung ihren Kaffee- 
bedarf zum großen Teil auf dem Sdiwarzen Markt 
deckt und der Schmuggel durch Verwaltungsmaß- 
nahmen allein nicht zu bekämpfen ist. Diese Maß- 
nahmen sind als gescheitert anzusehen. Das Pro- 
blem ist also, die in den Schwarzmarkt fließenden 


Gelder in den legalen Markt und damit auch in die (G) 
Finanz- und Steuerkassen des Staates umzulenken. 

Der Schmuggel bedeutet aber weiterhin auch 
eine schwere Beeinträchtigung der ehrlichen Pro- 
duktion und des ehrlichen Handels. Er hat somit 
auch erhebliche Ausfälle an sonstigen Steuern, z. B. 
der Einkommensteuer, der Gewerbesteuer, der Um- 
satzsteuer usf, zur Folge, wie ja auch aus dem 
Mündlichen Bericht des Ausschusses für Finanz- 
und Steuerfragen vom 16. Mai hervorgeht. Die ille- 
gale Einfuhr des Kaffees bedeutet ferner auch eine 
starke Beeinträchtigung unserer mittelständischen 
Wirtschaft, insbesondere der gastronomischen Be- 
triebe und der Einzelhandelsunternehmungen. Es 
muß also unter allen Umständen ein wirkungsvol- 
ler Schutz der steuerehrlichen Handelszweige und 
ein Schutz des Verbrauchers geschaffen werden, 
denn das ungelöste Problem führt durch den 
Schmuggel zu einer Senkung der Steuerkraft. 
Würde dagegen die Steuer gesenkt werden, dann 
würde auf der anderen Seite auch eine Verbes- 
serung der Kaufkraft der Bevölkerung herbei- 
geführt. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß der Kaffee 
keineswegs — wie der Herr Bundesfinanzminister 
in einer Debatte einmal angedeutet hat — ein rei- 
nes Genußmittel ist. Der Kaffee gehört heute ge- 
nau so wie viele andere lebenswichtige Getränke 
zur Lebenshaltung des Volkes, auch des kleinen 
Mannes, der an diesem Lebensmittel zur Zeit nur 
teilhaben kann, wenn er den Boden des Rechts ver- 
läßt und seinen Bedarf auf dem illegalen Markt 
deckt, wo er den Kaffee zu dem seinem Einkom- 
men entsprechenden Preis erhalten kann. 

Im übrigen möchte ich Sie noch auf einige Zah- 
len hinweisen. Man glaubt immer, man könnte den 
Verbauch des Kaffees nicht so steigern, daß die im 
Steueraufkommen entstehenden Ausfälle gedeckt 
werden könnten. Zur Zeit beträgt der Verbrauch 
an legal eingeführtem Kaffee pro Kopf der Bevöl- 
kerung 850 gr im Jahr, das sind 212 Tassen pro 
Jahr, also noch nicht eine Tasse pro Kopf und Tag. 

Die statistischen Ergebnisse aus früheren Zeiten 
ergeben folgendes Bild: Der Verbrauch im Reichs- 
gebiet betrug im Jahre 1938 2200 gr pro Kopf oder 
550 Tassen Kaffee pro Kopf und Jahr. Wenn mit 
einer bedeutenden und einschneidenden Senkung 
der Kaffeesteuer erreicht werden kann, daß der 
Kaffeebedarf auf dem legalen Markt gedeckt wird, 
ist also eine Erhöhung der Einnahmen für den 
Staat zu erwarten. Dieser Ansicht ist nicht nur der 
Schreiber dieses Artikels, den ich hier vor mir 
habe, sondern auch das Wirtschaftsministerium hat 
diese Auffassung schon in einem Schreiben von 
1950 vertreten, und sie ist erst neuerdings in einer 
Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses des 
Bundesrats im Dezember vergangenen Jahres zum 
Ausdruck gekommen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Df. Besold (FU), Antragsteller: Einen Augenblick 
noch, bitte. 

Der Antrag der Föderalistischen Union und der 
Gesetzesantrag der SPD mögen vielleicht verschie- 
dene Wege vorsehen, jedenfalls zielen sie auf d^ie 
Lösung des Problems ab, woran bisher der Bivxides- 
tag und die Bundesregierung vorbeigegangen sind. 
Wir sind der Ansicht, daß diese Frage noch' in die- 
ser Session einer Lösung zugeführt werderi muß, 
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(A) weil sowohl der Verbraucher, insbesondere der 
kleine Mann, als auch die Wirtschaft, vor allem 
die mittelständische, schwerstens bedroht sind, 
wenn das Problem ungelöst bleibt. Außerdem kann 
die Steuer- und Wirtschaftsmoral nur bei einem 
starken Eingriff, nämlich mit einer ganz erheb- 
lichen Herabsetzung der Kaffeesteuer gebessert 
werden. 

Ich glaube, daß auch ein psychologisches Moment 
dafür spricht, der breiten Öffentlichkeit den Kaffee- 
verbrauch zu erleichtern. Die Kollegen, die mit der 
deutschen Delegation in der Türkei waren, werden 
mir bestätigen, daß mit einem Täßchen Kaffee 
nicht nur in der Familie, sondern auch innerhalb 
der Verwaltung freundschaftliche Beziehungen 
gepflogen werden. 

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall.) 

Es wurde uns ein altes türkisches Sprichwort ge- 
sagt: „Ein Täßchen Kaffee dauert vierzig Jahre“. 
Das heißt, man kann mit einer kleinen Höflichk^t 
echte und langdauemde Freundschaft anknüpfen. 
In Bayern haben wir ja dafür das Bier als ent- 
sprechendes Getränk. Wir wünschen, daß der Kaf- 
fee es auf der Bundesebene wird. 

(Beifall bei der FU.) 

Präsident Dr. Ehlers: Zur Begründung des An- 
trags der Fraktion der SPD betreffend Kaffee- 
steuer Frau Abgeordnete Lockmann. 

Frau Lockmann (SPD), Antragstellerin: Herr 
Präsident! Meine Herren und Damen! Seit 1950 
bemüht sich die SPD durch die Stellung von An- 
trägen um die Senkung der Kaffee- und Teesteuer. 
Immer wieder haben sich Hindernisse aufgetan, so 

(B) daß es nicht zu der gewünschten Senkung der 
Kaffee- und Teesteuer gekommen ist. Der letzte 
Antrag ist im vorigen Jahr gestellt worden. Der 
Ausschuß für Finanzen und Steuern hat als Ergeb- 
nis der Beratung den Vorschlag gemacht, die Bun- 
desregierung zu ersuchen, dem Bundestag beschleu- 
nigt Gesetzentwürfe zur Senkung der Kaffee- 
und Teesteuer vorzulegen. Bei der Behandlung im 
Bundestag hat dann der Finanzminister mit der 
Drucksache Nr. 3829 erklärt, daß er zusammen mit 
dem Haushaltsgesetz für das Jahr 1953 im Monat 
November dem Bundeskabinett ein entsprechendes 
Gesetz vorlegen würde. Diese Gesetzesvorlage 
hat nun im Kabinett so lange geschmort, und wir 
haben noch nichts davon gehört, daß wir uns jetzt 
für verpflichtet halten, selbst Gesetzentwürfe ein- 
zubringen, um die Rechte des Parlaments, das ja 
die Vorlage gefordert hatte, zu wahren. So haben 
wir die beiden Initiativanträge Drucksachen 
Nrn. 4266 und 4267 gestellt, die später noch ein- 
gehend zu begründen sind. 

Präsident Dr. Ehlers: Zur Begründung des Ge- 
setzentwurfs betreffend Teesteuer Herr Abgeord- 
neter Peters. — Wünscht nicht zu begründen; 
spricht für sich — aus dem Teetrinkerbezirk! 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, die Gesetzentwürfe 
sind begründet. Ich eröffne die Aussprache. Wer 
wünscht das Wort? — Herr Abgeordneter Gunde- 
lach. 

Gundelach (KPD): Meine Damen und Herren! 
Die mit den vorliegenden Anträgen beabsichtigte 
Senkung der Kaffee- und Teesteuer wird von mei- 


ner Fraktion unterstützt, wenngleich wir hier zum 
Ausdruck bringen, daß wir Kommunisten grund- 
sätzlich gegen jede Besteuerung von Kaffee und 
Tee sind. Es ist bekannt, daß die Finanzpolitik der 
Regierung sich in den Einnahmen im wesentlichen 
aut die Besteuerung von Massenkonsumgütern auf- 
baut, auf Steuern, die zum größten Teil von der 
minderbemittelten Bevölkerung getragen werden 
müssen. Auf der Grundlage dieser volksfeindlichen 
Steuerpolitik zahlen selbst Rentenbezieher und 
Arbeitslose mit ihrem geringen Einkommen für 
Konsumgüter gleich hohe Steuern wie z. B. Per- 
sonen mit sehr hohem Einkommen, ja Personen, 
die selbst Einkommen von Millionen im Jahr zu 
verzeichnen haben. Das hat mit der so viel geprie- 
senen Steuergerechtigkeit, von der Herr I’inanz- 
minister Schäffer hier in der Vergangenheit so oft 
gesprochen hat, nicht das geringste zu tun. 

Die Kaffee- und Teesteuer gehört zu den unge- 
rechtesten Steuern und wird daher von meiner 
Fraktion bekämpft. 

(Abg. Kunze: Gruppe!) 

Aus diesem Grunde unterstützen wir Kommunisten 
alle Anträge, die eine Senkung der Steuer für 
Kaffee und Tee zum Ziele haben. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. 

(Zuruf.) 

— Frau Abgeordnete Lockmann! 

Frau Lockmann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Es geht noch immer um die 
von der Sozialdemokratie seit 1950 geforderte Sen- 
kung der Kaffeesteuer. 

(Abg. Pelster: Tatsächlich?) 

— Es sollte so sein. — Als im Herbst vorigen Jah- 
res der Bundestag wieder einmal eine Kaffee- 
debatte erlebte, bei der die Vertreter aller Parteien 
gebührend herausstellten, daß es sich hierbei um 
ein Volksgetränk und nicht um ein Genußmittel 
handle, und schließlich bei nur wenigen Stimm- 
enthaltungen die Bundesregierung aufforderten, 
beschleunigt die Kaffeesteuer zu senken, machte 
man sich draußen Hoffnungen, daß der Kaffee nun 
wirklich endlich billiger und damit auch dem klei- 
nen Mann zugänglicher werden würde. Der Herr 
Finanzminister Schäffer hat dann aber diese Vor- 
freude sehr bald zerstört. Er erklärte, er werde 
zwar nach dem nahezu einstimmigen Beschluß des 
Bundestags einen Gesetzentwurf zur Senkung der 
Kaffeesteuer vorlegen müssen; doch könne er das 
nur gleichzeitig mit dem nächsten Haushaltsgesetz 
tun, und selbstverständlich müßte dann der ent- 
sprechende Einnahmeausfall — der Minister be- 
zifferte ihn auf 160 Millionen — bei den anderen 
Haushaltspositionen eingespart werden. 

Die darin zum Ausdruck gekommene Ablehnung 
der Bundesregierung gegenüber dem kaffeefreund- 
lichen Beschluß des Bundestags quittierte der 
Mann auf der Straße mit der treffenden Hand- 
bewegung: „Alles kalter Kaffee!“ Wieder einmal 
war man nämlich in der Frage der leidigen Kaffee- 
steuer keinen Schritt weitergekommen. Den Pro- 
fit daraus zog allein der Kaffeeschmuggel, den 
das Bundesfinanzministerium noch auf rund 
20 000 t schätzt. Weiter florierte also schwarzer 
Kaffee. Nur ein Zehntel Schmuggelkaffee kann, 
wie hierzu bemerkt werden muß, vom Zoll beschlag- 
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nahmt werden, falls der Zoll nicht, wie seinerzeit 
bei Aachen, mit 15 von 25 Zöllnern einer Aufsichts- 
stelle selbst an dem Schmuggel beteiligt ist. Der 
Herr Finanzminister sollte vor allem bedenken, 
daß eine weitere Restriktion des Kaffeekonsums 
durch eine überhöhte Verbrauchsteuer letzten 
Endes auch auf eine Drosselung des deutschen 
Exports hinauslaufen würde, und zwar mit allen 
sich ergebenden negativen Folgen. Für den Etat 
und die gesamte Volkswirtschaft ist hierbei be- 
sonders an die Handelsbeziehungen zwischen 
Lateinamerika und der Bundesrepublik zu denken, 
da doch der Export darunter leidet, daß die Kaffee- 
steuer viel zu hoch ist. Zu diesem Punkte wäre es 
aber auch wichtig, einmal den Herrn Wirtschafts- 
minister zu hören, der sicherlich auch einen Teil 
Beweismaterial für diesen Zustand geben könnte. 
Beide Handelspartner sind lieferfähig und liefer- 
wiliig, und Deutschland lieferte auch bisher in 
dem in den Handelsverträgen vorgesehenen Um- 
fang, nimmt aber von Brasilien den entsprechen- 
den Kaffee nicht ab und hat infolgedessen in Bra- 
silien bereits einen Aktivsaldo zu verzeichnen, so 
daß Brasilien demnächst seine Schulden in freien 
Dollars abdecken müßte. Aber auch Dollars sind 
dort knapp. Wer mit Brasilien einen Handelsver- 
trag schließt mit dem Ziel, Lieferungen und Bezüge 
auf höherem Niveau auszugleichen, muß das ab- 
nehmen, was das Land zu bieten hat, eben Kaffee. 

Wenn wir auch nicht verkennen wollen, daß 
160 Millionen DM ein Betrag sind, mit dem jeder 
Finanzminister sehr wohl rechnen muß, so ist diese 
Summe, gemessen an dem Bundesetat, der mit 
27,2 Milliarden DM abschließt, doch eine nicht 
allzustark ins Gewicht fallende Position. Auffällig 
ist nämlich, daß der Bundesfinanzminister in dieser 
Hinsicht durchaus nicht so zimperlich war, als er 
^ ’ kürzlich die Öffentlichkeit mit einem ganzen 
Strauß von Steuervergünstigungen überraschte, 
ohne deren Auswirkung ebenso pedantisch auszu- 
rechnen wie die einer Kaffeesteuersenkung. Gewiß, 
das sollte ein Wahlgeschenk sein, wenn auch nur 
an die Adresse der großen Einkommensbezieher. 
Aber gerade deswegen; und ich habe beim vorigen 
Mal in der Begründung gesagt: bei 850 Millionen 
DM Verteidigungsbeitrag im Monat, die jetzt 
950 Millionen DM betragen sollen, darf man sich 
nicht allein auf überhöhte Verbrauchsteuern 
stützen; denn dann werden diese Verbrauchsteuern 
in Deutschland wirklich als festgeschriebene 
Steuern zu bezeichnen sein. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Albers: 

Nichts Neues!) 

Präsident Dr. Ehlers: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. — Doch; Herr Abgeordneter 
Peters, 

Peters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte mich nur mit der Drucksache 
Nr. 4267 beschäftigen. Das ist die Vorlage der SPD: 
Entwurf eines Teesteuergesetzes. Es ist bereits 
darauf hingewiesen worden, daß die Frage der 
Teesteuersenkung und der Kaffeesteuersenkung in 
diesem Hause schon eine lange Geschichte hat. Der 
Herr Finanzminister hat es trotz aller Vorlagen 
und aller Anträge, Interpellationen und Beschlüsse 
des Ausschusses für Finanz- und Steuerwesen 
verstanden, die Vorlage solcher Gesetzentwürfe 
von Mai 1950 bis zum 28. Dezember 1952 zu ver- 
zögern, und nach der Vorlage und nach der Zu- 
stimmung des Bundesrats zu dem Teesteuergesetz 


hat er diese eigene Vorlage in seinem Schreibtisch fC) 
verborgen gehalten. Anfang des vergangenen Mo- 
nats wurde nun in der Presse groß verkündet, die 
Regierungsparteien hätten jetzt eigene Gesetz- 
entwürfe für die Senkung der Kaffee- und der 
Teesteuer vorgelegt, und die sozialdemokratische 
Opposition bliebe freundlichst aufgefordert, diesen 
Anträgen zuzustimmen. Nun, die Dinge sind etwas 
anders gelaufen. Die SPD-Fraktion hat das getan, 
was man auf der anderen Seite anscheinend doch 
nicht tun durfte. Die SPD hat die entsprechenden 
Gesetzentwürfe vorgelegt, und die Damen und 
Herren der Regierungskoalition sind nunmehr von 
uns aufgefordert, unseren Anträgen zuzu- 
stimmen. 

Meine Damen und Herren, wenn man überall 
in der Welt, in China, in Italien, Japan, England, 
Holland usw. seine Tasse Tee billig und billigst 
trinken kann, so sollte man nunmehr auch den 
Deutschen — vor allem den Ostfriesen an der 
Küste — diese Möglichkeit wieder geben. 

Die steuerliche Belastung und damit der Preis 
für dieses Getränk ist unerträglich hoch. Während 
man 1921 den Tee mit 80 Pf. Zoll per Kilo belastet 
hatte, 

(Abg. Pelster: Das ist aber lange her!) 

werden heute 3,50 DM Zoll und 15 DM Steuer 
erhoben. Dabei möchte ich erwähnen, Herr Pelster, 
daß die Teesteuer erst 1949, also vor noch gar nicht 
so langer Zeit, als völlig neue Verbrauchsteuer 
eingeführt wurde. 

(Abg. Albers: Am besten senken Sie alles!) 

Die heutige Endbelastung von 19,47 DM für ein 
Kilo Tee ist über 24mal so hoch wie in den Jahren 
nach dem ersten Weltkrieg. pj 

(Abg. Albers: Trinken Sie den denn so 
gerne?) 

Es gibt nach unserer Überzeugung kein stich- 
haltiges Argument für die Beibehaltung dieser un- 
sozialen Übersteuerung. Der Genuß von Tee kann 
nicht als ein Luxus betrachtet werden, der mit 
einer abschreckenden Steuer- und Zollast geahndet 
werden müßte. Der starke Verbrauch von Tee in 
England, Holland und Ostfriesland weist ja schon 
darauf hin, daß das naßkalte Küstenklima den Ge- 
nuß geradezu erforderlich macht. Man darf aber 
weder den sozial Schwachen durch zu hohe Steuern 
vom Teetrinken ausschließen, noch kann man den 
Teetrinker allgemein für jede Tasse dieses doch 
wirklich köstlichen Getränkes, die er zu sich 
nimmt, finanziell bestrafen. Als unverdiente 
Strafe aber muß er es ansehen, wenn er heute für 
ein Kilo Tee bis zu 36 DM zahlt im Gegensatz zu 
4 Mark nach dem ersten Weltkrieg. 

Soviel ich unterrichtet bin, will der Herr Finanz- 
minister nachweisen, daß die Teesteuer aus Grün- 
den der Schmuggelbekämpfung nicht gesenkt zu 
werden brauche. Wir werden im Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen Gelegenheit haben, seine 
Zahlen und Argumente näher zu untersuchen. 
Aber, Herr Finanzminister, Sie können heute sehr 
schlecht mit dem Argument des Einnahmenausfalls 
gegen die Steuersenkung auftreten. Dem Hohen 
Hause liegt gerade heute der „Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften und 
zur Sicherung der Haushaltsführung“ vor. Die 
darin enthaltene Tabelle zeigt, daß Sie zwar auch 
den kleinen Einkommen geringe Steuererleich- 
terungen gewähren wollen, aber bei den großen 
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Einkommen auf hohe Steuerbeträge verzichten, 
ohne daß ein triftiger Grund dafür gegeben ist. 
Sie setzen damit Ihre Politik der Begünstigung 
der Bezieher großer Einkommen fort und wollen 
sowohl bei der Frage der Teesteuer wie bei der 
Kaffeesteuer wiederum dem kleinen Mann durch 
die Verhinderung der Senkung eine echte Hilfe 
nicht gewähren. Im übrigen ist es auch so, daß man 
bei einer drastischen Senkung der Teesteuer von 
15 DM auf 3 DM, wie wir es beantragt haben, mit 
mehr als einer Verdoppelung des legalen Konsums 
rechnen darf. 

(Abg. Feister: Das glauben Sie ja wohl 
selber nicht!) 

— Doch, man rechnet mit einem illegalen Absatz 
von 50 bis 60 ®/o des gesamten Konsums! — Der 
Steuerertrag bleibt auch dann zwar geringer als 
bisher, aber der Ertrag aus der Verzollung ver- 
größert sich um mehr als das Doppelte. Zunehmen 
werden selbstverständlich auch die Erträge aus 
der Lohn-, Gehalts-, Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer und aus anderen Steuern. Eine Steuer- 
senkung wird ebenfalls sehr günstige wirtschafts- 
politische Ergebnisse zeitigen. Mit der erhöhten 
Einfuhr von Tee werden erhöhte Ausfuhren nach 
Indien, Ceylon usw. verbunden sein. Aus diesen 
Gründen tritt sowohl das Bundesministerium für 
Wirtschaft als auch der Wirtschaftsausschuß des 
Bundesrates für eine Senkung der Teesteuer auf 
3 DM ein. 

Ich habe in meinen heutigen Ausführungen be- 
wußt auf die Argumente der Schmuggelbekämpfung 
verzichtet. Ich glaube aber doch darauf hinweisen 
zu müssen, daß die Besatzungsangehörigen als Teil 
ihrer Löhnung nach wie vor übergroße Mengen an 
(Bi Kaffee, Tee usw. beziehen. Schon aus diesem 
Grunde muß man immer noch mit einem außer- 
ordentlich starken Schmuggel rechnen, der nur be- 
kämpft werden kann, wenn man zu einer drasti- 
schen Steuer- und Preissenkung kommt. 

Ich bitte Sie, der Überweisung des von meiner 
Fraktion vorgelegten Gesetzentwurfs an den Aus- 
schuß für Finanz- und Steuerfragen zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. Es 
ist beantragt worden, die Gesetzentwürfe dem Aus- 
schuß für Finanz- und Steuerfragen zu überweisen. 
Ich glaube, daß man auch die Überweisung an den 
Haushaltsausschuß vorsehen muß. 

(Abg. Jaffe: Ich wollte diesen Antrag stellen!) 

— Eben das habe ich vorweggenommen, Herr Ab- 
geordneter Jaffe. 

(Abg. Altmaier: Sie sind Gedankenleser, 

Herr Präsident!) 

— Ja, das ist manchmal notwendig, Herr Abgeord- 
neter Altmaier. — Ich darf also unterstellen, meine 
Damen und Herren, daß Sie mit der Federführung 
des Finanz- und Steuerausschusses und der Mit- 
beratung durch den Haushaltsausschuß einverstan- 
den sind. Ist das der Fall? — Ich stelle das fest. Da- 
mit ist der Punkt 2 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe den eingeschobenen Punkt auf: 

Erste, zweite und dritte Beratung des von 
den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
DP, FU (BP-Z) eingebrachten Entwurfs 


eines Dritten Gesetzes zur Änderung des (B) 
Umsatzsteuergesetzes (Nr. 4311 der Druck- 
sachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, für die allge- 
meine Aussprache in der dritten Beratung, falls sie 
gewünscht wird, eine Redezeit von 60 Minuten vor- 
zusehen. Wird das Wort zur ersten Beratung ge- 
wünscht? 

(Abg. Dr. Fricke: Ich bitte ums Wort als 
Berichterstatter!) 

— Meine Damen und Herren, es tritt der einmalige 
Vorgang ein, daß ein Gesetzentwurf in der ersten 
Beratung schon einen Berichterstatter hat. Ich bitte 
den Herrn Berichterstatter, das Wort zu nehmen. 

Df. Fricke (DP), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Plenum hat sich am 
29. April 1953 an Hand der Drucksache Nr. 4230*mit 
dem Antrag der Föderalistischen Union beschäftigt, 
in dem die Bundesregierung ersucht wurde, dem 
Bundestag einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch 
den die Lieferungen von und nach Mitgliedstaaten 
der Montan-Union an Erzeugnissen, die dem 
Vertrag unterliegen, von der Umsatzausgleich- 
steuer, der Umsatzsteuerfreiheit für Ausfuhrliefe- 
rungen und der Ausfuhrrückvergütung ausgenom- 
men werden, sobald die Gegenseitigkeit gewähr- 
leistet ist. Der Antrag wurde zur beschleunigten 
Erledigung an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
als federführenden Ausschuß und an den Ausschuß 
für Finanz- und Steuerfragen überwiesen. Die Aus- 
schüsse haben die Vorlage am 30. April 1953 be- 
arbeitet. Die Eilbedürftigkeit ergab sich durch die 
am 1. Mai 1953 in Kraft tretende Neuregelung eines 
gemeinsamen Marktes für Stahl unter den sechs 
Ländern der Montan-Union, mit der alle Beschrän- p. 
kungen für den Export und Import von Stahl, ' 
Eisen und Walzwerkerzeugnissen wegfallen müs- 
sen. In der Begründung zur Drucksache Nr. 4230 ist 
bereits darauf hingewiesen, daß die Hohe Behörde 
sich nicht für die Beseitigung von solchen Funk- 
tionsstörungen zuständig fühlt, die durch einzel- 
staatliche Steuern ausgelöst werden. 

Die Ausschüsse sind einstimmig zu dem Beschluß 
gekommen, die Bundesregierung möge allgemein, 
allerdings befristet bis zum 30. Juni 1954, ermäch- 
tigt werden, das Umsatzsteuergesetz vom 16. Okto- 
ber 1934 gemäß Art. 1 der Drucksache Nr. 4311 zu 
ändern. Ich darf noch erwähnen, daß bei der Be- 
schlußfassung die Berlin-Klausel übersehen wurde. 

Es liegt bereits ein interfraktioneller Antrag vor, 
der dies ergänzt. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be- 
richterstatter. Ich rufe auf zur Einzelbesprechung 
Art. 1, Art. 2, Einleitung und Überschrift. — Keine 
Wortmeldung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den aufgerufenen Artikeln, der Einleitung und 
Überschrift zuzustimmen wünschen, eine Hand zu 
erheben. — Das ist die überwiegende Mehrheit. Ist 
angenommen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort zur allgemeinen Aussprache in 
der dritten Beratung gewünscht? 

(Abg. Ewers: Änderungsantrag Art. 1 a!) 

— Herr Abgeordneter Ewers, der Änderungsan- 
trag ist zur dritten Beratung gestellt worden. 

(Abg. Ewers: Aha!) 
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(A) Wird zur allgemeinen Aussprache das Wort ge- 
wünscht? — Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Kreyssig, im Rahmen der Redezeit von 60 Minuten. 

Dr. Kreyssig (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sie wissen aus der Debatte 
vom Mittwoch voriger Woche, daß die sozialdemo- 
kratische Bundestagsfraktion den eingebrachten 
Antrag mitunterstützt hat und ihn heute auch gut- 
heißt. Trotzdem halte ich es für angebracht, etwas, 
was der Kollege Preusker — den ich heute 
nicht im Saale sehe — an einem Beispiel vorgetra- 
gen hat, richtigzustellen, um für alle, die vielleicht 
zunächst über die Folgen des Schumanplans etwas 
zu leichtfertig oder unvollkommen nachgedacht ha- 
ben, dieses Beispiel zahlenmäßig zu berichtigen. 

Das Beispiel, das ich Ihnen gebe und aus dem 
erklärlich wird, warum wir dieses Gesetz hier be- 
schließen müssen, hat einen großen Vorzug: es ist 
dem Beratenden Ausschuß der Montanbehörde vor- 
getragen worden, ist von der Hohen Behörde ge- 
prüft und für richtig befunden worden. Es gibt also 
seitens der obersten Instanz, die wir auf dem Sek- 
tor von Stahl und Kohle haben, keine Möglichkeit, 
das Beispiel anzufechten oder als falsch zu er- 
klären. 

Die Situation, in der wir stehen, solange das 
heute zu beschließende Gesetz nicht in Kraft tritt, 
ist die folgende: Wenn wir davon a.usgehen, daß 
eine Tonne Stabstahl einen Grundpreis von 410 DM 
hat, dann bekommt der deutsche Exporteur bei der 
Ausfuhr dieses Stabstahls nach Frankreich eine 
Rückvergütung von 16,40 DM. Da nach dem Mon- 
tanvertrag — Art. 4 — verboten ist, daß eine Rück- 
vergütung, die der Exporteur bekommt, dem Käu- 

(ß) fer nicht zugute kommt, muß also der deutsche 
Stahl in Frankreich mit 393,60 DM angeboten 
werden. 

Nun wissen Sie hoffentlich aus der Debatte vori- 
ger Woche, daß wir, obwohl von einem „gemein- 
samen“ Markt gesprochen wird, die groteske Si- 
tuation haben, daß der deutsche Stahl in dem 
Augenblick, wo er über die französische Grenze 
geht, in Frankreich mit 20 ®/o Produktionssteuer be- 
lastet wird. Das heißt, die Tonne deutschen Stab- 
stahls kommt in Frankreich auf 473,32 DM zu 
stehen. 

Nun kommt das Gegenbeispiel, nämlich wenn 
französisdier Stahl in die Bundesrepublik expor- 
tiert wird, wobei das „Exportieren“ eben eine gro- 
teske Sache ist, wenn man vermeintlich einen ge- 
meinsamen Markt hat, auf dem ein einheitlicher 
neuer schöner europäischer Geist herrschen soll. 
Von Frankreich nach Deutschland sieht die Gegen- 
rechnung folgendermaßen aus, wenn ich wiederum 
410 DM als Grundpreis zugrunde lege: Der Preis 
wird um 16 Vo Produktionssteuer in Frankreich 
verringert, die der französische Exporteur vom 
französischen Staat zurückbekommt und die er nun 
ebenfalls nach Art. 4 des Montanvertrags dem 
deutschen Käufer nicht anrechnen darf. Diese 
Preisreduktion — das kann jeder nachrechnen — 
macht 65 DM aus. Das heißt also, der französische 
Stahl wird mit 345 DM in der Bundesrepublik an- 
geboten. Wird er in der Bundesrepublik von deut- 
schen Abnehmern gekauft, kommen darauf 6 Vo 
Umsatzausgleichsteuer, also 20,50 DM. 

Damit haben wir auf dem Gemeinsamen Markt 
dieser angeblich so schön funktionierenden Euro- 
päischen Gemeinschaft die Situation, daß der deut- 


sche Stahl mit dem gleichen Grundpreis wie der (C) 
französische Stahl in Frankreich 473,32 DM kostet 
und der französische Stahl bei uns 365,50 DM. Es 
gehört wohl wenig Überredung und Phantasie da- 
zu, sich klarzumachen, was das bedeutet. Es be- 
deutet, daß wir ohne das Gesetz, das wir heute be- 
schließen, Gefahr laufen, in kurzer Zeit 30-, 40-, 

50 000 arbeitslose Stahlarbeiter an der Ruhr zu ha- 
ben. Ja, es bedeutet sogar, daß der deutsche Stahl 
am Hochofen, wenn er verhüttet ist, von der fran- 
zösischen Konkurrenz geschlagen wird, und zwar 
aus einem merkwürdigen Grund: Obwohl im Mon- 
tanvertrag der richtige Grundsatz aufgestellt wor- 
den ist, daß es Diskriminierungen nicht mehr geben 
dürfe, wird hier infolge der Nichtveränderung der 
steuerlichen Methoden und Grundlagen zwar eine 
Diskriminierung aufgehoben, die entstanden wäre, 
wenn man jemandem einen Preis anrechnete, der 
einen erheblichen Teil Steuern enthielte, die man 
nachher in seine eigene Tasche zurückbekäme. Aber 
diese Methode der Aufhebung einer „Diskriminie- 
rung“ bedeutet zugleich eine produktionsmäßige 
und konkurrenzmäßige Diskriminierung der ge- 
samten deutschen Stahlindustrie. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mit allem 
Nachdruck erklären, daß die sozialdemokratische 
Opposition nur Besorgnis und Unruhe verspürt an- 
gesichts der Tatsache, daß nach diesem denkwür- 
digen 1. Mai, der für die Bundesrepublik eine be- 
sondere Bedeutung bekommen hat, der Schuman- 
plan sich in solchem Maße gegen die Industrie in 
der Bundesrepublik auswirkt. Wir empfinden kei- 
nerlei Genugtuung darüber, daß wir Ihnen diese 
Entwicklung vor Jahr und Tag auseinanderzusetzen 
versucht haben, um Sie davor zu warnen, voreilig 
oder fahrlässig einen Vertrag zu unterschreiben, 
dessen Bestimmungen darauf abgestellt waren — (D) 
und hier kommt der erste kleineuropäische Wech- 
sel, den wir einlösen sollen — , die anderen Indu- 
strien zu bevorzugen und den an sich schon ungün- 
stigen Stand der deutschen Montanindustrie noch 
zu verschlechtern. 

Nachdem ich Ihnen das einwandfreie, von der 
Hohen Behörde geprüfte und für richtig befundene 
Zahlenexempel vorgetragen habe, möchte ich Sie 
noch darauf aufmerksam machen, daß wir in einem 
Spezialfall die groteske Situation haben, daß, aus- 
gehend vom gleichen Grundpreis, der Preisunter- 
schied zwischen deutschem Produkt in Frankreich 
und dem gleichen Spezialprodukt französischer 
Herkunft in der Bundesrepublik 230 DM pro Tonne 
ausmacht. 

Nun weiß ich — vielleicht wissen es auch unsere 
Stahlindustriellen — , daß der Vorwurf erhoben 
wird, Profe^ssor Erhards Politik der freien Preise 
auf dem Siahlsektor habe dazu geführt, daß die 
deutschen Stahlpreise überhöht seien, also über 
dem Preis lägen, der, auch nach Weltmarktmaß- 
stäben, angemessen sei. Aber selbst wenn man das 
mit einrechnet und zugibt, daß der deutsche Stahl 
vielleicht billiger hergestellt und verkauft werden 
könnte, als es bisher der Fall gewesen ist, wird 
jeder vernünftige Mensch, der denken und rechnen 
kann, einräumen müssen, daß so phantastische 
Preisspannen, wie ich sie an dem Beispiel auf- 
gezeigt habe — nämlich beinahe 25 ®/o des Wertes 
oder gar in einem Ausmaß von 230 DM pro Tonne 
— , unmögliche Relationen sind, die man nicht be- 
stehen lassen kann. Wir haben also die Situation, 
daß der „gemeinsame“ Markt durch die Steuer- 
methoden und Steuersysteme der Länder völlig 
verschoben und durcheinandergebracht wird. 
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(A) Daraus ergab sich für uns die Notwendigkeit — 
unser Sprecher hat es vorigen Mittwoch bereits ge- 
sagt — , in Sorge um die Menschen, die in der 
Stahlindustrie tätig sind, und um die Folgen, die 
sich aus solchen Preiserhöhungen bzw. Preisunter- 
bietungen ergeben müssen, uns zu entschließen, 
diesem Gesetz zuzustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob Sie 
die Muße gehabt haben, zu lesen, was die Hohe 
Behörde in Luxemburg sich für die Eröffnung des 
Stahlmarktes ausgedacht hatte. Sie werden sich 
entsinnen, daß, als am 12. Februar der Gemein- 
same Markt für Kohle eröffnet wurde, ein Zug mit 
deutschem Koks über die Grenze nach Frankreich 
rollte, und zwar in einem feierlichen Akt über eine 
Grenze rollte, die angesichts des Gemeinsamen 
Marktes eigentlich nicht mehr bestehen sollte. Der 
Zug war mit Fahnen geschmückt, und viele Leute, 
vor allem die Europa-Enthusiasten, haben erklärt: 
Wunderbar! Die Zollschranken sind gefallen! Was 
alle miteinander dabei übersehen haben, war die 
Tatsache, daß es für diese Ware gar keinen Zoll 
gab, so daß das Feiern des angeblich gefallenen 
Zolls somit ins Leere ging. Das ändert nichts daran, 
daß diese Maßnahmen im Schumanplan im Prinzip 
wirklich getroffen werden, und am 1. Mai ist aller- 
dings jeglicher Zoll für Stahl und Roheisen und 
für die Walzwerksprodukte in Fortfall gekommen. 
Diesmal hat sich nun Herr Monnet eine prachtvolle 
Zeremonie ausgedacht. Er ist mit den Mitgliedern 
der Hohen Behörde, mit den Gesandtschaften, die 
bei ihm als dem „Ministerpräsidenten von Kohle 
und Stahl“ akkreditiert sind, am Vorabend des 
1. Mai in ein luxemburgisches Stahlwerk gefahren 
und hat dort feierlich das Zeichen zum Anstechen 
.g. für das, wie er gesagt hat, erste europäische Roh- 
eisen gegeben. Das ist dann herausgeflossen, und 
als das erste Bruchstück einigermaßen abgekühlt 
war, haben die neun Mitglieder der Hohen Behörde 
feierlich symbolisch ihre Hände auf dieses noch 
warme Stück Roheisen gelegt. Den deutsdien Ver- 
tretern wird es dabei siedeheiß gewesen sein — 
vermute ich; denn als der MarkterÖffnungs-Be- 
schluß gefaßt wurde trotz aller Überlegungen 
und Argumente, die man hinsichtlich der unmög- 
lichen Steuer- und Rückvergütungsbedingungen 
vorgebracht hat — , haben sich die deutschen Ver- 
treter der Stimme enthalten. Die Hohe Behörde 
hat also — Sie entsinnen sich vielleicht der Dis- 
kussion vor zwei Jahren — mit den berühmten 
übriggebliebenen sieben Stimmen beschlossen, daß 
der Gemeinsame Markt für Kohle und Stahl so 
eröffnet wird, wie er augenblicklich vorliegt und 
wie er ohne Korrekturen von uns aus eben dazu 
führen würde, daß die deutsche Stahlindustrie kon- 
kurrenzunfähig wird. 

Was die meisten nicht gewußt haben, was aber 
die zwei oder drei Fachleute, die dabeigewesen 
sind, gesehen haben, war die groteske Tatsache, 
daß um des schonen Symbols willen der Hochofen 
zu früh angestochen wurde und das angeblich 
„europäische Roheisen“ für die Produktion un- 
brauchbar war, so daß es am nächsten Tage als 
„Luxemburger Werkschrott“ in den Hochofen zu- 
rückwandern mußte. 

(Lachen bei der SPD.) 

So kann es einem mit Symbolen ergehen! Ich 
fürchte, wir werden bei dem Schumanplan und 
seinen Wirkungen, wenn wir bei symbolischen 
Handlungen bleiben, ohne die europäischen Reali- 


täten gründlich zu untersuchen, solche Pannen noch (C) 
öfter erleben. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Was von dem feierlichen Akt übriggeblieben ist, 
sind ungefähr 300 bis 400 Aschenbecher von 
5 Pfund Gewicht; die hat nämlich jeder Teilnehmer 
aus diesem ersten Stück unbrauchbaren, angeblich 
europäischen Roheisens als Erinnerung bekommen. 

Nun, meine Damen und Herren, wir hätten uns 
als Sozialdemokraten einen besseren Start für die 
Eröffnung des gemeinsamen Marktes für Roheisen, 
Stahl und Walzwerkerzeugnisse gewünscht. Wir 
bedauern für die Bundesrepublik und nicht zu- 
letzt für Europa, daß es jetzt dazu gekommen ist, 
daß wir mit steuerlichen Maßnahmen eine Aktion 
durchführen müssen, weil der Hohen Behörde die 
höhere Einsicht gefehlt hat, — um nicht von wirt- 
schaftlicher Unvernunft auf Grund eines Vertrags- 
textes zu sprechen, der solche Unvernunft erlaubt. 
Wir bedauern, daß es für Europa keinen besseren 
Start gegeben hat als den heutigen, der uns ver- 
anlaßt, dieses Gesetz zu machen und ihm zuzu- 
stimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wortmel- 
dungen; ich schließe die allgemeine Besprechung. 

(Zuruf von der KPD.) 

— Herr Abgeordneter Niebes, bitte! — Meine Da- 
men und Herren, ich empfehle doch, die Wortmel- 
dungen rechtzeitig abzugeben. 

Niebes (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn nicht die Fehler der Politik, die 
hier gemacht wird, immer wieder zu Lasten der 
Arbeitnehmer gingen, dann könnte man jetzt viel- 
leicht mit einer gewissen Ironie feststellen, daß Sie 
sich mit Ihrem Schumanplan selber in Schwierig- 
keiten bringen und festrennen. Meine kommunisti- 
schen Freunde und ich, wir sind von Anfang an, 
wie Sie wissen, gegen diesen Plan gewesen und 
haben ohne prophetische Gabe, von der vorhin 
wiederholt die Rede gewesen ist, festgestelit, daß 
sich dieser Plan zum Schaden des deutschen Volkes 
auswirken wird. Jetzt, nachdem er kaum in Kraft 
getreten ist, steilen sich bereits solche Fehler und 
Mängel heraus, die von einer katastrophalen Wir- 
kung auf unsere Wirtschaft sind. Wir sind aber 
nicht dafür da, die Fehler zu beseitigen, die hier 
durch eine schlechte Politik gemacht werden. Da 
wir von Anfang an gesagt haben, wir machen nicht 
mit, und da wir auch heute noch auf dem Stand- 
punkt stehen, daß wir keinesfalls Helfer am Kran- 
kenbett des sterbenden Kapitalismus sind, lehnen 
wir diese Vorlage ab. 

Präsident Dr. Ehlers: Aber jetzt keine weiteren 
Wortmeldungen. 

(Abg. Naegel meldet sich zum Wort.) 

— Herr Abgeordneter Naegel! 

Naegel (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Es ist schon richtig, daß 
wir in ernster Überlegung geprüft haben, welche 
Maßnahmen wir ergreifen konnten, um bei Beginn 
des gemeinsamen Marktes dafür Vorsorge zu tref- 
fen, daß eine gewisse gleichwertige Wettbewerbs- 
möglichkeit bestehen bliebe, solange noch auf 
anderer Seite, d. h. bei anderen beteiligten Mäch- 
ten, steuerliche Maßnahmen aus der Vergangenheit 
ergriffen wurden. Meines Erachtens ist von dem 
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(A) Sprecher der SPD übersehen worden, daß es ja 
nicht Angelegenheit der Hohen Behörde ist, steuer- 
liche Maßnahmen auf diesem Gebiet zu ergreifen, 
sondern daß in Steuerfragen die beteiligten Länder 
souverän sind und souverän bleiben. Infolgedessen 
konnten hier nur Einzelmaßnahmen der einzelnen 
Länder zur Anwendung kommen, um einen gewis- 
sen Ausgleich als Übergangsmaßnahme herbeizu- 
führen. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen: es handelt 
sich hier nur um ein prophylaktisches Gesetz. Wir 
haben in Übereinstimmung aller Fraktionen dieses 
Hauses lediglich beschlossen,', der Regierung die 
Ermächtigung zu geben, gegebenenfalls eine 
Erhöhung der Umsatzausgleichsteuer für diese 
Stahllieferungen Platz greifen zu lassen. 

Ich nehme an, daß man auf Grund dieser Über- 
legungen vieles von dem, was bisher gesagt wor- 
den ist, in einem andern Licht sehen muß. Wir 
stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daß der 
Versuch eines gemeinsamen Marktes für Kohle und 
auch für Eisen und Stahl der richtige Weg ist, um 
einmal trotz der Schwierigkeiten, die sich vielleicht 
anfangs gezeigt haben, zu einer gemeinsamen Ord- 
nung, zu einer europäischen Wirtschaftseinheit zu 
kommen, die allein die Grundlage für eine bessere 
Zukunft sein kann. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Daß wir uns bei der Beratung des Schumanplans 
darüber keine Gedanken gemacht hätten, es könn- 
ten etwa Anfangsschwierigkeiten auftreten, ent- 
spricht durchaus nicht den Tatsachen. Es ist sehr 
deutlich zum Ausdruck gekommen, daß es nach 
unserer Auffassung sogar sehr schwierig sein wird, 
.g von Anfang an gleiche Wettbewerbsbedingungen 
zu schaffen, die nun einmal die Grundlage eines 
gemeinsamen Marktes sein müssen. Aber wir zö- 
gern nicht einen Augenblick, zu überlegen, welche 
Möglichkeiten sich bieten könnten, um die noch 
in Gang befindlichen Verhandlungen in eine be- 
stimmte Richtung zu lenken und hierdurch auch 
die Grundlage für die Zukunft zu schaffen, damit 
wir wirklich in kürzester Frist zu einem echten ge- 
meinsamen Markt für Kohle und auch für Eisen 
und Stahl für Europa kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf des Abg. Renner.) 

Präsident Dr, Ehlers: Meine Damen und Herren, 
jetzt liegen aber keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Ich stelle das fest und schließe die allge- 
meine Aussprache. 

Ihnen ist zweifellos bereits aufgefallen 
(wiederholte Zurufe des Abg. Renner) 

— ach, Herr Abgeordneter Renner, Sie sind wieder 
da! — , daß in Art. 2 auf Drucksache Nr. 4311 der 
31. Juni 1954 vermerkt ist. Es handelt sich nicht 
um den Versuch, den gregorianischen Kalender 
durch einen Bonner Kalender zu ersetzen, sondern 
um einen Druckfehler. Ich bitte, ihn freundlichst 
zu berichtigen. „30. Juni 1954“ muß es heißen? 

(Abg. Naegel: Ja!) 

In der Einzelbesprechung der dritten Beratung 
rufe ich lediglich den Art. 1 a auf. Die Fraktionen 
des Hauses haben im Umdruck Nr. 886 einen An- 
trag betreffend Einfügung der Berlin-Klausel ge- 
stellt. Das Wort wird zu diesem Antrag nicht ge- 
wünscht. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag (Q 
Umdruck Nr. 886 zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit des Hau- 
ses; Art. 1 a ist angenommen. 

Ich komme damit zur Schlußabstimmung über 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Gesetz in seiner Gesamtheit zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Das Gesetz ist gegen vier 
Stimmen angenommen worden. 

Entsprechend der Vereinbarung nehmen wir jetzt 
zunächst den Punkt 7 zur Beratung: 

Zweite Beratung des Entwurfs eines Geset- 
zes zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
und zur Sicherung der Haushaltsführung 

(Nr. 4092 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Fi- 
nanz- und Steuerfragen (11. Ausschuß) 

(Nr. 4294 der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 253. Sitzung.) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Well- 
hausen. Herr Abgeordneter Dr. Wellhausen hat mir 
erklärt, daß es ihm zu seinem Bedauern nicht mög- 
lich gewesen ist, einen schriftlichen Bericht zu er- 
statten, sondern daß der Bericht mündlich erstattet 
wird. Bitte, Herr Abgeordneter! 

Dr. Weilhausen (FDP), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe an 
die Bemerkung, die der Herr Präsident eben wie- 
dergegeben hat, leider die Mitteilung knüpfen müs- 
sen, daß der Bericht etwas länger werden wird. Ich 
werde aber trotz der Sprödigkeit der Materie ver- pj 
suchen, ihn lebendig zu gestalten. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 253. Sitzung am 5. März, also vor zwei 
Monaten, dem Finanzausschuß zur Beratung über- 
wiesen. Der Finanzausschuß hat sich in neun zum 
Teil ganztägigen Sitzungen mit der Vorlage befaßt. 

Im Mittelpunkt des von der Bundesregierung vor- 
gelegten Entwurfs eines Gesetzes — ich wiederhole 
den Titel nicht noch einmal — steht die Senkung 
des Einkommensteuertarifs, die sich durchschnitt- 
lich um 15 Vo bewegt. Durch diese Steuersenkung 
soll die seit langem, ich darf wohl sagen, von der 
Gesamtbevölkerung, nicht etwa nur von der Wirt- 
schaft, als untragbar empfundene Steuerbelastung 
gemindert und der ganzen Produktion ein gewisser 
Auftrieb gegeben werden. 

In Zusammenhang mit dieser Tarifsenkung steht 
die Erhöhung des Grundfreibetrags von 750 auf 
800 DM, des Freibetrags für die Ehefrau von 600 auf 
800 DM und des Freibetrags für das dritte und 
jedes weitere Kind von 600 auf 840 DM. Die Bun- 
desregierung hatte zu letzterem nur vorgeschlagen, 
den Freibetrag von 600 auf 720 DM zu erhöhen. 

Der Finanzausschuß ist dagegen der Meinung, daß 
diese Erhöhung für eine gerechte Begünstigung 
kinderreicher Familien nicht ausreicht. Er schlägt 
Ihnen daher die Erhöhung auf 840 DM vor. 

Im Finanzausschuß ist auch der Antrag gestellt 
worden, den Freibetrag für das erste und zweite 
Kind zu erhöhen. Begründet worden ist das mit der 
eingetretenen Geldentwertung, die ja auch im we- 
sentlichen der Grund für die Erhöhung der anderen 
Freibeträge ist. Es gab Kreise im Finanzausschuß, 
die der Meinung waren, daß schon die Aufwen- 
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(A) düngen für das erste und zweite Kind drückend 
seien und daß das Vorhandensein des ersten und 
zweiten Kindes nicht gewissermaßen als eine natür- 
liche Folge der Eheschließung anzusehen sei. Eine 
Mehrheit hat dieser Antrag aber nicht gefunden. 

Außerdem ist der Antrag gestellt worden, den 
Grundfreibetrag sehr erheblich, nämlich auf 1500 
DM zu erhöhen. Dieser Antrag ist hier ja schon in 
der ersten Lesung bei den Ausführungen des Kol- 
legen Seuffert angeklungen. Damit verbunden war 
der Antrag, die Tabelle für die Einkommensteuer 
als solche so zu gestalten, daß im Endergebnis kein 
höherer Steuerausfall als nach der Regierungsvor- 
lage eintrete. Auch für diesen Antrag hat sich eine 
Mehrheit nicht gefunden. Ebenso hat sich keine 
Mehrheit für den Antrag der Föderalistischen 
Union auf Drucksache Nr. 3830 gefunden. Eine An- 
nahme dieses Antrags hätte nämlich wesentlich 
höhere Aufwendungen bzw. Mindereinnahmen 
beim Bundesfinanzminister zur Folge gehabt. 

Auch der Gedanke, der von mehreren Seiten 
schon in der Debatte zur ersten Lesung angeklun- 
gen ist, die Tarifskala des Regierungsentwurfs in 
gewissen, meistens in den mittleren Gruppen mehr 
auseinanderzuziehen, ist nicht angenommen wor- 
den. Man hat vielmehr geglaubt, derartige an sich 
wahrscheinlich richtige Verfeinerungen der großen 
Steuerreform überlassen zu sollen. 

Schließlich wurde beantragt, eine stärkere Be- 
günstigung der Ehefrau vorzusehen, also nicht nur 
den Freibetrag von 600 auf 800 DM zu erhöhen, 
sondern darüber hinaus, und zwar in der Weise, 
daß der Freibetrag für die Ehefrau auf 1500 DM 
erhöht wird, also auf dieselbe Summe wie für den 
Ehemann. Dieser Antrag fand gleichfalls keine 
Mehrheit. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Senkung des 
Einkommensteuertarifs bringt einen Ausfall an Ein- 
kommensteuer, der in viele Hunderte Millionen 
geht. Die Bundesregierung hofft diese Senkung 
dadurch auszugleichen, daß nach Ablauf einer ge- 
wissen Übergangszeit die zur Zeit im Einkommen- 
steuerrecht geltenden Steuerbegünstigungen ein- 
geschränkt bzw. abgebaut werden. Mit dieser Ten- 
denz oder Konzeption der Bundesregierung, die 
eine absolut tragende für den ganzen Entwurf ist, 
hat sich der Ausschuß in sehr langen Beratungen 
beschäftigt, bei denen, wie Sie hören werden, viel- 
fache Änderungsvorschläge gemacht wurden. 

Es handelt sich — um das Gebiet abzugrenzen — 
um die Vorschriften des § 7 c — Förderung des 
Wohnungsbaues — , § 7 d — Förderung des Schiffs- 
baues — , § 10 — Begünstigung von Kapitalansamm- 
lungsverträgen — , § 32 b — Anwendung des Kör- 
perschaftsteuersatzes auf Gewinn aus Gewerbe- 
betrieben — und um § 33 a — Freibeträge für 
Flüchtlinge, Vertriebene, politisch Verfolgte und 
Spätheimkehrer — . Die bezeichneten Begünsti- 
gungsvorschriften sollen nach der Regierungsvor- 
lage am 31. Dezember 1954 auslaufen. Über die 
Übergangsregelung werde ich gleich zu sprechen 
haben. 

Der Finanzausschuß hat sich ziemlich schnell auf 
den Standpunkt gestellt — ich spreche immer vom 
Finanzausschuß oder jedenfalls meistens von der 
Mehrheit; ich bitte, mir zu ersparen, das jedesmal 
zu sagen — , daß mit Rücksicht auf die ganze Situa- 
tion diese Konzeption der Bundesregierung akzep- 
tiert werden sollte. 


Ich möchte einer eingehenden Darstellung der in (Q 
der Ausschußberatung gefundenen Regelung der 
§§ 7 c und d vorausschicken — schon um vollstän- 
dig zu sein — , daß einige Änderungen des § 7 b 
vorgeschlagen werden, die die Praxis als ange- 
bracht erscheinen ließ, ohne damit, wie hoffentlich 
auch der Bundesrat — er ist nicht da — erkennen 
wird, der Gefahr zu erliegen, die auch der Finanz- 
ausschuß ebenso wie der Bundesrat sieht oder sah, 
nämlich neue Ansätze für zusätzliche Vergünsti- 
gungen zu eröffnen. 

Wenn ich mich also nun im einzelnen zu den 
§§ 7 c und 7 d wende, so darf ich feststellen, daß ja 
auch diesem Hause im ganzen wohlbekannt ist, wie 
viele Klagen in der nahen Vergangenheit darüber 
aufgetaucht sind, daß in weitem Umfang die 
Steuervergünstigungen aus den beiden Paragra- 
phen in einer Art und Weise in Anspruch genom- 
men worden sind, die nur als mißbräuchlich ange- 
sehen werden kann. Die Bundesregierung hat des- 
halb geglaubt, sowohl in § 7 c wie in § 7 d Vor- 
schriften einbauen zu aüssen, durch die die Mög- 
lichkeiten mißbräuchli iier Anwendung zumindest 
erheblich eingeschränkt werden. Diesem Grund- 
gedanken ist der Finanzausschuß gefolgt. Hinsicht- 
lich der Auswirkung oder der Formulierung dieser 
Einschränkungen hat er aber mannigfache Beden- 
ken gehabt. Dem Zwecke, Mißbräuche zu verhin- 
dern, sollte insbesondere die nach der Regierungs- 
vorlage vorgesehene Vorschrift dienen, daß die 
Zuschüsse und Darlehen, die nach §§ 7 c und d ge- 
geben werden, weder unmittelbar noch mittelbar 
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Auf- 
nahme eines Kredits aus Mitteln des Empfängers 
stehen dürfen und daß außerdem bei Darlehen zum 
Zwecke ihrer Hingabe '-"eine Kredite aufgenom- 
men werden können, die nach Laufzeit und Höhe 
dem hingegebenen Darlehen entsprechen. Dem glei- 
chen Zweck der Ausschaltung von Mißbräuchen 
dient die Vorschrift, daß die Darlehen nack den 
§§ 7 c und 7 d nicht innerhalb von drei Jahren 
zurückgezahlt, abgetreten oder belieben werden 
dürfen. Die Beseitigung der Mißbräuche gilt erst- 
mals für solche Zuschüsse und Darlehen, die nach 
dem 31. Mai 1953 gegeben worden sind, also, wenn 
Sie wollen, sofort. Im Zuge der Einschränkung der 
bestehenden Steuervergünstigungen liegt der Vor- 
schlag der Bundesregierung, die Begünstigungs- 
vorschriften nun niclit nur zeitlich zu begren- 
zen, sondern sie auch der Höhe nach ganz erheb- 
lich einzuschränken. Zu diesem Zweck wünscht die 
Regierungsvorlage sowohl bei § 7 c als auch bei 
§ 7 d eine Einschränkung dahingehend, daß die Zu- 
schüsse und Darlehen als Betriebsausgabe höch- 
stens bis zu 15®/o des Gewinnes abgezogen werden 
können. Die Regierungsvorlage sieht aber hierfür 
Ausnahmen vor, und zwar in § 7 d für Schiffsneu- 
bauten, die im Rahmen des Bauprogramms der 
Bundesregierung mit Hilfe von Bundesmitteln 
durchgeführt werden. Hier ist eine Erhöhung die- 
ser Grenze von 15®/o auf 50 ^/o vorgesehen, aller- 
dings bei einer absoluten Höchstgrenze von 150 
Millionen DM im Jahre. 

Der Finanzausschuß ist in dieser Angelegenheit 
ohne einen offiziellen Auftrag mit maßgeblichen 
Vertretern — es sind alle gleich maßgeblicn — des 
Ausschusses für Wiederaufbau und Wohnungswesen 
und des Ausschusses für Verkehrswesen in Veruin- 
dung getreten. Die Sachkunde der Vertreter dieser 
beiden Ausschüsse hat den Vertretern des Finanz- 
ausschusses zu der Ansicht verhelfen, daß die von 
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(A) der Bundesregierung vorgeschlagene Höchstbegren- 
zung eine zu starke Einschränkung der Anwen- 
dungsmöglichkeit der beiden Paragraphen darstel- 
len würde und daß sie im Interesse der mit den 
§§ 7 c und 7 d beabsichtigten Zwecke, die ja nie- 
mand — auch nicht in der Regierung — - auch nur von 
weitem als erreicht ansehen will, nicht gutgeheißen 
werden kann. Wir haben uns daher entschlossen, 
im Zusammenhang mit der aus einem Sondergesetz 
übernommenen Einfügung eines § 7 f, der Zu- 
schüssen und Darlehen an die Lastenausgleichsbank 
zugunsten des Lastenausgleichsfonds unter be- 
stimmten Voraussetzungen steuerliche Begünsti- 
gungen gewährt — das ist eine Fortsetzung des 
Gesetzes, das Sie, meine Damen und Herren, vor 
einigen Wochen für 1952 hier beschlossen haben — , 
einen neuen § 7 g in das Einkommensteuergesetz 
einzufügen, in dem nun zusammenfassend die 
Höchstgrenze für die Abzugsfähigkeit von Zuschüs- 
sen im Sinne der §§ 7 c, 7 d und auch 7 f festgelegt 
wird. Nach dieser Bestimmung dürfen Zuschüsse 
und Darlehen im Sinne dieser Vorschriften als Be- 
triebsausgaben höchstens bis zu 50 v. H. des Ge- 
winns abgezogen werden, gegenüber 15 v. H., wie 
es die Regierungsvorlage, allerdings für jeden Pa- 
ragraphen einzeln, vorsah. Der Finanzausschuß war 
sich darüber einig, daß diese Höchstgrenze nicht 
für den Arbeitnehmerwohnungsbau gelten könne, 
der nach wie vor als das dringendste Problem an- 
zusehen ist und für den Zuschüsse und Darlehen 
auch in Zukunft in unbegrenzter Höhe als Betriebs- 
ausgaben geltend gemacht werden können. Hiernach 
kann nun der Steuerpflichtige, der Zuschüsse und 
Darlehen zu geben bereit ist, für beide Arten der 
Zuschüsse und Darlehen — 7 c und 7 d — insge- 
samt höchstens 30 v. H. seines Gewinns zur Ver- 
fügung stellen. Bis zu dieser 30 v. H.-Grenze hat 
er die volle Wahlmöglichkeit. Diese Höchstgrenze 
gilt aber nicht für Zuschüsse und Darlehen nach 
§ 7 d, mit denen Schiffsneubauten gefördert wer- 
den sollen, die im Rahmen des Bauprogramms der 
Bundesregierung, dem sogenannten Linienschiffs- 
programm, mit Hilfe von Bundesmitteln durchee- 
führt werden. Sie gilt auch nicht für solche Schiffs- 
neubauten — das ist eine etwas komplizierte, aber 
wohl gerechte Lösung — , die auf Grund eines vor 
dem 16. Januar dieses Jahres abgeschlossenen Bau- 
vertrags mit einer Werft vor dem 16. April 1953 
auf Kiel gelegt worden sind. Mit dieser letzten 
Festlegung und Konkretisierung hofft der Finanz- 
ausschuß einen an ihn herangetraeenen und mit 
einer bei den Hansestädten sonst vielleicht nicht 
immer beobachteten Hartnäckigkeit der Interessen- 
ten verfochtenen Streit in einer alle beteiliJ?ten 
Stellen befriedigenden Weise geschlichtet zu haben, 
wenn es auch aus Gerechtigkeits- und finanziellen 
Gründen — so etwas vereinigt sich gelegentlich in 
Steuergesetzen — nicht möglich erschien.^ so weit 
zu gehen, wie die Reederverbände es wünschten, 
nämlich alle Bauabsichten, die sich bis jetzt in 
einem Bauvertrag mit einer Werft niedergeschla- 
gen haben, ohne daß schon Darlehnsverträge abge- 
schlossen sind, in der bisherigen Weise, also noch 
100^/oig zu begünstigen. 

Ich sagte schon, daß die Vorschrift zu § 7 d not- 
wendig erschien, um das Linienschiffsprogramm 
der Bundesregierung nicht zu gefährden und die 
Finanzierung solcher Bauvorhaben sicherzustellen, 
bei denen der Reeder schon einen Vertrag mit der 
Werft vor dem 16. Januar 1953 abgeschlossen hat. 
Das ist kein willkürlicher Termin, sondern der Tag, 
an dem die Bundesregierung den Gesetzentwurf 


verabschiedet hat. Es wird einmal in der deutschen (Q 
Steuergeschichte ein denkwürdiger Tag 
sein. 

(Abg. Seuffert: Hört! Hört! — - Lachen und 
Zurufe bei der KPD.) 

— Ich möchte annehmen, daß sogar Sie das glau- 
ben, Herr Seuffert! 

Im Rahmen der Grenze von 50 v. H. kann der 
Steuerpflichtige, wenn er einen Zuschuß oder ein 
Darlehen an die Lastenausgleichsbank zugunsten 
des Lastenausgleichsfonds geben will, im Höchstfall 
20 V. H. seines Gewinns verbuchen, nachdem über 
die 30 Vo schon in einer Weise verfügt ist, die ich 
eben geschildert habe. Durch diese Regelung glaubt 
der Finanzausschuß, wenn ich mich etwas üppig 
ausdrücken darf, einen sinnvollen Ausgleich zwi- 
schen den Bedürfnissen des Wohnungsbaus, des 
Schiffsbaus und des Lastenausgleichsfonds herbei- 
geführt zu haben. 

Diese Begrenzungsvorschriften sollen nicht — das 
ist die letzte Ausnahme, mit der ich Sie langweilen 
muß — für rechtsverbindlich zugesagte Zuschüsse 
und Darlehen gelten. Die Bundesregierung hat 
diese Zubilligung nicht in den Gesetzentwurf auf- 
genommen, sondern lediglich in der Begründung 
verbindlich erklärt, daß eine entsprechende Rege- 
lung in einer Einkommensteuerdurchführungsver- 
ordnung getroffen werden wird. Der Finanzaus- 
schuß hatte trotz seines gelegentlichen Mißtrauens 
gegenüber dieser Erklärung der Bundesregierung 
keinen Anlaß, Zweifel zu haben, und hat daher 
nicht verlangt, daß diese zugesagte Regelung in 
das Gesetz selbst aufgenommen wird. 

(Abg. Renner: Wenn das man gut geht!) 

— Sie werden uns dabei nicht helfen, Herr Renner. (D) 

Die Regierungsvorlage sieht vor, den § 9 a des 
Einkommensteuergesetzes zu streichen. Dieser Pa- 
ragraph beschränkt die Abzugsfähigkeit von Auf- 
wendungen für die Bewirtung von Geschäftsfreun- 
den und hat ja in erster Linie eine Popularität in 
den Kabaretts erreicht. Mit Rücksicht darauf, daß 
die Anwendung des § 9 in der Praxis der Finanz- 
ämter zu außerordentlichen Schwierigkeiten ge- 
führt hat, hat der Finanzausschuß diesem Vorschlag 
zugestimmt. 

Im Zusammenhang mit dieser Streichung glaubte 
nun die Bundesregierung, den Begriff der Betriebs- 
ausgaben einschränken zu müssen, um damit den 
Mißbrauch, der auf diesem Gebiet getrieben wor- 
den ist und der unter dem Namen „Unkostenpro- 
duktion“ bekanntgeworden ist, wenigstens zu 
einem Teil einzuschränken. Die außerordentlich 
schwierige Frage der Abgrenzung von für den Be- 
trieb notwendigen Ausgaben und solchen, die nicht 
nur aus betrieblichen Gründen, sondern auch und 
vielleicht sogar überwiegend aus privaten Grün- 
den getätigt werden, glaubt die Bundesregierung 
damit lösen zu können, daß sie solche Betriebs- 
ausgaben nicht als abzugsfähig zulassen wollte, die 
bei wirtschaftlicher Führung des Betriebs unter 
Berücksichtigung der Auffassung des Verkehrs als 
unangemessen und, wie der Bundesrat in einer ge- 
wissen Abschwächung gesagt hat, als offensichtlich 

unangemessen betrachtet werden müssen. 

• 

Der Ausschuß war mit der Bundesregierung dar- 
über einer Meinung, daß der mißbräuchlichen Ge- 
staltung von Betriebsausgaben gesteuert werden 
muß. Er fürchtet aber, die Fassung der Bundesre- 
gierung birgt die Gefahr in sich, daß die Verwal- 
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(A) tung zu weitgehend in die Betriebsführung ein- 
greift. Der Finanzausschuß hat nach langen und 
besonders eingehenden Beratungen eine Formu- 
lierung des Begriffs der Betriebsausgaben gefun- 
den, von der er glaubt, daß sie geeignet ist, die 
mißbräuchliche Gestaltung stark einzuschränken. 
Der Finanzausschuß beabsichtigt mit dieser Formu- 
lierung, solche Betriebsausgaben, die die Lebens- 
führung des Steuerpflichtigen oder eines Dritten — 
dieser Zusatz „oder eines Dritten“ ist wichtig; da 
ist z. B. an ein Vorstandsmitglied gedacht, wenn ich 
schon konkret sein soll — berühren und die unter 
Berücksichtigung der Verkehrsauffassung als nicht 
angemessen anzusehen sind, auszuscheiden. Be- 
triebsausgaben, die diese persönliche Lebensfüh- 
rung berühren, werden in der Regel diejenigen 
Aufwendungen sein, die, falls sie nicht durch den 
Betrieb veranlaßt wären, zu den Kosten der Le- 
bensführung, die also natürlich nicht abzugsfähig 
sind, gehören würden. Damit ist eine Abgrenzung 
erreicht, die sich nur auf ein bestimmtes Gebiet der 
Betriebsausgaben bezieht und die verhindert, daß 
die Sorge vor zu weiten Eingriffen der Finanz- 
verwaltung in die betriebliche Führung sich als 
gerechtfertigt erweist. 

Der Finanzausschuß vertraut darauf, daß die No- 
velle als solche schon mit ihrer Tarifsenkung ge- 
eignet ist, die in Deutschland üblich gewordene 
Redewendung, daß x Prozent der Finanzminister 
bezahlt, wobei sie x recht hoch annehmen kön- 
nen, zu erschüttern — eine Einstellung, die ohne- 
hin bei der wieder üblich oder gottlob oft auch not- 
wendig gewordenen Sparsamkeit nicht mehr so 
zieht wie in den ersten Jahren nach dem Zusam- 
menbruch. Der Ausschuß glaubte daher, den finanz- 
und wirtschaftspolitisch durchaus als bedenklich und 
/ß| in seinenFolgen geradezu unabsehbar anzusehenden 
Weg, den die Bundesregierung und dann auch der 
Bundesrat in ihren Vorschlägen beschritten haben, 
nicht mitmachen zu sollen und, was der Mehrheit 
entscheidend erschien, auch nicht mehr mitzuma- 
chen zu brauchen. Würde er doch dazu führen, daß 
die Bürokratie der Finanzämter, vor der wir, das 
gebe ich zu, alle eine Himmelangst haben, Eingriffe 
in das innere Betriebsleben vornehmen kann, die 
mit dem herrschenden und so bewährten Prinzip 
der Marktwirtschaft nicht vereinbar wären. 

(Lachen bei der KPD.) 

— Ich spreche wiederholt von der Mehrheit des 
Finanzausschusses, Herr Renner; das habe ich ein 
für allemal gesagt und mir die Erlaubnis erbeten, 
das nicht immer sagen zu müssen. Ich kann da für 
Sie keine Ausnahme machen. 

(Heiterkeit rechts.) 

— Wenn der Ausschuß sich dennoch nicht ent- 
schlossen hat — wie auch angeregt wurde — , von 
einer Ergänzung des § 4 Abs. 4 ganz abzusehen, 
so ließ er sich einmal von dem inzwischen wieder 
gesünder gewordenen Volksempfinden — gesünder 
geworden als in der Zeit, als damit politische Ge- 
schäfte gemacht wurden — leiten, das ein Auf- 
hören der anstößigen, von einer kleinen Minderheit 
tatsächlich geübten Mißbräuche immer wieder ver- 
langt und das andererseits wünscht, daß etwa er- 
forderliche Eingriffe der Bürokratie vor den Fi- 
nanzgerichten — der Ton liegt auf Gerichten — , 
also nicht vor der Finanzbürokratie — das ist ein 
entscheidender Unterschied! — bis in die höchste 
Instanz einer kritischen Betrachtung und Beurtei- 
lung unterworfen werden können. Diese letztere 
Möglichkeit ist bei der jetzt vorgeschlagenen und 


Ihnen vorliegenden Fassung der Ergänzung des § 4 (C) 
Abs. 4 gegeben, was im Einvernehmen mit dem 
Bundesfinanzministerium hier vorzutragen der Be- 
richterstatter vom Ausschuß ausdrücklich beauf- 
tragt wurde. 

Auf dem Gebiet der Sonderausgaben — ich 
komme nunmehr zum § 10 des Einkommensteuer- 
gesetzes — sieht die Regierungsvorlage, der Ge- 
samtkonzeption des Entwurfs entsprechend, gleiche 
Einschränkungen und Begrenzungen vor wie bei 
7c — Wohnungsbau — und 7 d — Schiffbau — . 

Der Finanzausschuß hat sich der Auffassung der 
Regierung in diesem Punkte angeschlossen, konnte 
sich aber nicht damit einverstanden erklären, daß 
die Abzugsfähigkeit überschießender Beträge über 
die Höchstbeträge für Sonderausgaben völlig aus- 
geschlossen wurde. Er hat deshalb den Beschluß 
gefaßt, daß die Sonderausgaben, die die Festbe- 
träge übersteigen, zur Hälfte abgezogen werden 
können, allerdings mit der absoluten und sich bei 
höheren Einkommen natürlich sehr verschlechternd, 
wenn Sie wollen, auswirkenden Bedingung, daß 
der absolute Höchstbetrag auf 50 v. H. der Fest- 
beträge begrenzt wurde. Der Aus, schuß hat also 
eine doppelte Hälfteiung vorgenommen, die den 
außerordentlich rigorosen Schnitt, den der Regie- 
rungsentwurf in die vielleicht 1950 oder 1951 über- 
höhten Begünstigungen hinein gebracht hat, wie- 
der mildert. 

Die Bundesregierung hat gegenüber diesem Be- 
schluß des Ausschusses erklärt, daß sie die Fest- 
beträge von 800 auf 1000 und von 400 auf 500 DM 
mit Rücksicht darauf erhöht habe, daß die Ab- 
zugsfähigkeit über die festen Beträge hinaus ge- 
strichen werde. Sie hat sich aber im Verlaufe der 
Verhandlungen mit dem Vorschläge des Finanzaus- 
schusses bezüglich der überschießenden Beträge, (D) 
wenn auch nicht expressis verbis einverstanden 
erklärt, so doch, wie wir den Eindruck haben, im- 
merhin abgefunden. 

Im Zusammenhang mit den Beschränkungen des 
§ 10 bezüglich der Kapitalansammlungsverträge 
schlägt die Bundesregierung vor, die bisher nach 
§ 41 des Einkommensteuergesetzes bestehende Mög- 
lichkeit, bei Kreditinstituten abgeschlossene Ka- 
pitalansammlungsverträge außerhalb der Sonder- 
ausgabenpauschale für Lohnsteuerpflichtige zu be- 
handeln, zu streichen. Der Finanzausschuß ist auch 
in diesem Punkte der Meinung gev/esen, daß dem 
Vorschlag der Bundesregierung zugestimmt wer- 
den könne. Vor allem wurde ihm die Zustimmung 
dadurch erleichtert, daß diese Möglichkeit erst mit 
Wirkung vom 1. Januar 1954 und nicht schon bei 
Inkrafttreten des Gesetzes beseitigt werden kann. 

Aus den schon erwähnten Gründen der Tarif- 
senkung, verbunden mit der Beseitigung von Be- 
günstigungsvorschriften, sieht der Regierungsent- 
wurf weiterhin vor, daß § 32 b betreffend die An- 
wendung des Körperschaftsteuersatzes bei Ein- 
künften aus Gewerbebetrieben bei der Einkom- 
mensteuer beseitigt wird. Im Grundsatz ist der 
Finanzausschuß bezüglich dieses Punktes mit der 
Bundesregierung einer Meinung. Er findet auch, 
daß es des Experimentierens, das seit der Wäh- 
rungsreform vom Wirtschaftsrat und vom Bundes- 
tag auf diesem Gebiet getrieben wird, nunmehr 
genug sei, denn die Vorschriften seien inzwischen 
so kompliziert geworden, daß mit ihnen nicht mehr 
gearbeitet werden könne. Auch habe man durch 
die häufigen Änderungen den hier in Frage kom- 
menden Steuerzahler verärgert — das tut man 
auch sonst gelegentlich — , und es sei Steuer-, wenn 
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{A) nicht auch staatspolitisch sogar bedenklich, von 
dem Betroffenen jahrelang Bindungen zu fordern, 
denen man dann vorzeitig durch Gesetzesänderung 
die Grundlage entziehe. Man schloß sich der Mei- 
nung an, daß nicht nur für § 10 a — dessen Wie- 
deraufleben in der bekannten Drucksache Nr. 3838 
von den Koalitionsparteien gefordert wurde, ohne 
daß man damals die Tarifsenkung des Regierungs- 
entwurfs auch nur voraussehen oder ahnen konnte 
— , sondern auch für § 32 b die Zeit abgelaufen sei, 
in der man auf solche Bestimmungen wie auf eine 
Krücke, die im Grunde niemandem gefiel, zurück- 
greifen müsse. Dies erschien um so eher tragbar, 
als der Entwurf neben der Tarifsenkung eine na- 
türlich allgemein begrüßte erhebliche Herabset- 
zung des Plafonds beinhaltet. Der Finanzausschuß 
glaubte aber auch bezüglich der Vorschriften, die 
die Bundesregierung zu § 32 b für das Auslaufen 
vorgeschlagen hat, ihr nicht folgen zu können. Nach 
eingehenden Verhandlungen wurde eine Regelung 
gefunden, nach der Ende 1953 die Vorschrift des 
§ 32 b endgültig beseitigt wird. 

Eine Ende 1953 noch erforderliche Nachversteu- 
erung soll in allen Fällen mit 10 v. H. vorgenom- 
men werden, und zwar im Veranlagungszeitraum 
1954. Es liegt im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung — von der als leitendem Gesichtspunkt 
sich der Finanzausschuß in diesem Fall, nicht sonst 
überall, hat beeinflussen lassen — , die Nachver- 
steuerung nach den §§ 10 a und 32 a möglichst in 
naher Zukunft zu beenden. Nach den Beratungen 
im Finanzausschuß zu dieser Frage, in denen sich 
das Finanzministerium mit der gefundenen Rege- 
lung einverstanden erklärt hat, ist daher vorge- 
sehen, daß die Verpflichtung zur Nachversteuerung 
der Entnahmen gemäß den §§ 10 a und 32 a durch 
Zahlung ebenfalls von 10 v. H. des als steuerbe- 
günstigt in Anspruch genommenen Teiles der Ge- 
winne bei der Veranlagung für 1952 abzulösen ist. 
Um aber Härten zu vermeiden, soll dem Steuer- 
pflichtigen die Möglichkeit gegeben werden, zu be- 
antragen, daß die Nachversteuerung erst bei der 
Veranlagung für 1953 bzw. 1954 durchgeführt wird. 

Der Finanzausschuß glaubte weiterhin dem Vor- 
schlag der Bundesregierung zustimmen zu sollen, 
die Vorschrift des § 33 Abs. 2 über steuerliche Ver- 
günstigungen bei Wiederbeschaffung notwendigen 
Hausrats und notwendiger Kleidung sowie die Vor- 
schrift des § 33 a betreffend den Freibetrag für 
Flüchtlinge, Vertriebene, Spätheimkehrer usw. mit 
Ablauf des Jahres 1954 auslaufen zu lassen. Der 
Abbau auch dieser Vorschriften liegt innerhalb der 
anzuerkennenden Gesamtkonzeption der Regie- 
rungsvorlage, in der die Tarifsenkung organisch 
mit der Beseitigung von Steuervergünstigungen 
für bestimmte Gruppen von Steuerpflichtigen ge- 
koppelt ist. Der Finanzausschuß war sich darüber 
klar, daß gerade die Beseitigung der Vorschriften 
der §§ 33 Abs. 2 und 33 a problematisch ist. Er hat 
aber dem Vorschlag der Bundesregierung zustim- 
men zu sollen geglaubt, weil die Vorschrift erst 
nach etwa IV 2 Jahren, also Ende 1954, fortfallen 
soll. Es darf angenommen werden, daß der größte 
Teil der Steuerpflichtigen, die diese Vorschriften 
für sich in Anspruch nehmen, sich dann so weit 
— wie das schöne Wort heißt — eingegliedert hat, 
ich möchte lieber sagen, eingebürgert hat, daß eine 
steuerliche Vergünstigung nicht mehr notwendig 
erscheint. Diejenigen, die bis Ende des Jahres 1954 
dennoch aus zwingenden Gründen nicht in der Lage 
gewesen sind, sich wieder in den Wirtschaftsprozeß 
einzuschalten, wie — das ist vielleicht das beste 


Beispiel — die Spätheimkehrer oder die Sowjet- (Q 
Zonenflüchtlinge, haben die Möglichkeit, den § 33 
Abs. 1, dessen großzügige Anwendung dem Aus- 
schuß zugesagt worden ist, in Anspruch zu nehmen 
und dadurch eine steuerliche Hilfe zu bekommen, 
die ihnen ihr Dasein erleichtert, nicht nur ihr Da- 
sein, sondern vor allen Dingen auch ihr Voran- 
kommen. 

Der Berichterstatter glaubt hinzufügen zu sollen, 
daß der Fortfall der beiden Bestimmungen in den 
§§ 33 Abs. 2 und 33 a eine ungewöhnliche und fast 
zu bezweifelnde finanzielle Rolle spielt. Nach den 
Berechnungen der Bundesregierung soll hier nämlich 
ein Betrag von nicht weniger als 250 Millionen DM 
im Jahr in Rede stehen. 

Nach dem Regierungsvorschlag hat die Bundes- 
regierung beabsichtigt, sich eine Ermächtigung ge- 
ben zu lassen, durch eine Rechtsverordnung die 
Bewertungsfreiheit für geringwertige Anlagegüter 
zu regeln. Der Finanzausschuß war aber der Mei- 
nung, daß diese Frage ihre Regelung nicht im 
Wege einer Ermächtigung finden kann, sondern 
im Gesetz selber gelöst werden muß. Er wollte 
ganz sicher gehen. Der Ausschuß hat deshalb dem 
§ 6 einen zweiten Absatz angefügt, in dem vor- 
geschrieben wird, daß Steuerpflichtige, die den 
Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung 
ermitteln, die Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten für geringwertige bewegliche und abnutz- 
bare Wirtschaftsgüter in voller Höhe über Be- 
triebsausgaben absetzen können, wenn die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten 600 DM nicht 
übersteigen. Zur Zeit gilt die geringere Grenze von 
200 DM. Anträge auf eine höhere Grenze wurden 
abgelehnt. Die Erhöhung der Grenze von 200 auf 
600 DM erscheint schon mit Rücksicht auf die Preis- 
entwicklung geboten. Es soll hierbei nicht ver- 
kannt werden, daß die Gesetzgebung zu diesem 
Punkt in der Nachkriegszeit bereits eine wechsel- 
volle Geschichte hinter sich hat. 

Darüber hinaus soll in den Einkommensteuer- 
richtlinien erklärt werden, daß auch diejenigen 
Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn durch Gegen- 
überstellung von Einnahmen und Ausgaben ermit- 
teln, die aber die Vorschriften des § 8 Abs. 3 bis 5 
der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
beachten, diese Sonderabschreibung für sich in An- 
spruch nehmen können. 

Während der Ausschußberatungen wurde der 
Antrag gestellt, bei den Einkünften aus selbstän- 
diger Arbeit einen Betriebsausgaben-Pauschbetrag 
zuzulassen, und zwar in Höhe von 5 Vo der Ein- 
nahmen mit einer absoluten Höchstgrenze von 
1200 DM für das Jahr, also 100 DM monatlich. Un- 
ter Anerkennung der sachlichen Berechtigung die- 
ses Antrags glaubte die Mehrheit des Ausschusses 
aber, hier sei es ausreichend, der Bundesregierung 
die Ermächtigung zu erteilen, eine derartige Rege- 
lung zu treffen. Eine solche Ermächtigung wurde 
deshalb in § 51 des Gesetzes aufgenommen. 

Manche in bezug auf den Kreis der zu Begünsti- 
genden darüber hinausgehende Anregungen oder 
Anträge fanden im Finanzausschuß keine Mehr- 
heit, wiewohl man sich allgemein klar darüber war, 
daß diese in der Nachkriegsgeschichte der Einkom- 
mensteuer ebenfalls wechselvoll entschiedene 
Frage auch bei dem nunmehr vorliegenden und 
Ihnen zur Annahme empfohlenen Vorschlag, der 
dem Antrag Drucksache Nr. 3838 entspricht, manche 
Angriffsflächen für eine Kritik, die noch nicht ein- 
mal böswillig sein muß, bietet. 
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(A) Eine wesentliche Rolle im Rahmen des Abbaues 
bestehender Vergünstigungen spielt der Vorschlag 
der Bundesregierung, von einer bestimmten Ein- 
kommensgrenze an die Zusammenveranlagung der 
Einkünfte von Ehegatten wiederherzustellen. Diese 
Bestimmung war zusammen mit der Vorschrift 
über die Betriebsausgaben, die ich schon behandelt 
habe, eigentlich Hauptgegenstand der Diskussion, 
und es trat das ein, was der Berichterstatter in 
anderer Eigenschaft, nämlich als Fraktionsredner, 
in der ersten Lesung des Gesetzes vor diesem 
Hause erklärt hat: unser kluger Bundesfinanzmini- 
ster habe zwei Blitzableiter aufgestellt, auf die 
sich manche anderen Kritiken konzentrieren wür- 
den. Mit einer Leidenschaft, wie sie sonst im Fi- 
nanzausschuß nicht üblich ist, wurde zu diesem 
Punkte gesprochen, und ich darf vielleicht sagen, 
wenn das nicht über den Rahmen der Bericht- 
erstattung hinausgeht, daß diese beiden Blitzablei- 
ter ihren Zweck voll erfüllt haben und manches 
andere Erwägenswerte, vielleicht sogar manches 
andere Wichtigere auf diese Weise ungeschoren ge- 
blieben ist. 

Die Bundesregierung erwartet nun mit dieser 
Blitzableiterparagraphen, daß die Zusammenverar 
lagung der Ehegatten, die nach dem Gesetz b*^' 
einem Einkommen von zusammen 7200 DM be 
ginnen, sich aber nach den Erklärungen der Re- 
gierungsvertreter erst bei einem gemeinsamen Ein- 
kommen von 9600 DM voll auswirken soll, ein 
steuerliches Mehraufkommen von 120 Millionen DM 
bringt. Der etwas anders geartete, Ihnen vorlie- 
gende Vorschlag des Bundesrats redinet mit einem 
steuerlichen Mehraufkommen von 80 Millionen DM, 
immer aufs Jahr gerechnet. 

Mitglieder des Finanzausschusses, die der Auf- 
fassung waren, daß der Vorschlag der Bundesregie- 
rung keine endgültige Lösung des Problems dar- 
stellen könne, sondern nur neue Probleme auf- 
werfe und auch neue Ungerechtigkeiten hervorzu- 
rufen geeignet sei, äußerten die Ansicht, daß das 
Problem der Haushaltsbesteuerung nicht im Rah- 
men dieser Gesetzesvorlage hätte angeschnitten 
werden sollen. Sie sprachen sich daher dafür aus, 
es bei dem geltenden Rechtszustand zu belassen, 
der nicht nur seit 1941 besteht, sondern auch 
schon, wie sich inzwischen nur teilweise herum- 
gesprochen hat, von 1925 bis 1934 bestand — 
übrigens Jahreszahlen, die, wenn Sie sich an das 
Dritte Reich noch erinnern können, zu denken 
geben — , und abzuwarten, bis es der Bundesrepu- 
blik möglich sei, eine gerechte Regelung zu treffen, 
wie sie insbesondere das amerikanische Splitting 
darzustellen scheint. 

(Abg. Dr. Miessner: Sehr richtig!) 

Die Mehrheit des Ausschusses widersprach jedoch 
diesem Vorschlag mit dem Hinweis auf den dem 
Bundeshaushalt nicht zumutbaren Einnahmeausfall 
und auch auf die nach Meinung ihrer Befürworter 
mindestens bis zu einer gewissen Grenze gefundene 
Verbesserung. 

Die in der ersten Lesung des Gesetzentwurfs im 
Ausschuß beschlossene Annahme des Vorschlags des 
Bundesrats wurde in der zweiten Lesung wieder 
rückgängig gemacht, nachdem sich der Ausschuß 
davon überzeugt hatte, daß die Besteuerung der 
Einkünfte der Ehefrau nach Steuerklasse I beson- 
ders bei kinderreichen Familien eine Verschlechte- 
rung gegenüber dem geltenden Recht darstelle und 
daher mit der Grundtendenz des Gesetzentwurfs 
nicht zu vereinbaren sei. In diesem Zusammenhang 


spielte es eine Rolle, daß einige Zahlen, die das (C) 
Bundesfinanzministerium in der Finanzpolitischen 
Beilage des Bulletins vor einigen Wochen veröf- 
fentlicht hatte, bei näherer Betrachtung einer Nach- 
prüfung nicht ganz standhielten. 

Obwohl sich im Finanzausschuß für keine der 
beiden Lösungen, also weder für die Beibehaltung 
des jetzigen Zustandes noch für den Vorschlag des 
Bundesrates, eine Mehrheit fand, konnte sich der 
Ausschuß aber auch nicht für die Regierungsvor- 
lage entscheiden, obwohl sein heißes Ringen an 
diesem Blitzableiter — ich weiß allerdings, daß es 
gefährlich ist, am Blitzableiter heiß zu ringen — die 
Schwierigkeit der Materie zur Genüge bezeugen 
dürfte. Es wird daher diesem Hohen Hause nicht 
erspart werden können, zu entscheiden, wie diese 
Frage der Besteuerung der Einkünfte der Ehefrau 
aus einem dem Ehemann fremden Betrieb geregelt 
werden soll. Denn nach der Vorlage besteht nun- 
mehr ein Vakuum, oder besser ausgedrückt: nach , 
der Vorlage besteht überhaupt kein Vorschlag für 
eine Änderung. Also wenn kein Antrag gestellt 
wird, bleibt der bisherige Zustand aufrechterhalten. 

Ich kann Ihnen als Berichterstatter natürlich keinen 
Rat geben; das würde meine Pflichten überschrei- 
ten, obwohl ich es gern täte. 

Der Berichterstatter hat schon in der ersten Le- 
sung des Gesetzentwurfs als Fraktionsredner dar- 
auf hingewiesen, wie wenig es einleuchte, daß in 
diesem Gesetzentwurf angesichts der Kapitalmarkt- 
erfordernisse besonders auf dem Gebiet der Aktie 
bisher irgendeine gesetzliche Regelung oder Erleich- 
terung nicht einmal von weitem zu erkennen sei. 
Von diesem Standpunkt aus ist der Entwurf durch- 
aus unbefriedigend, denn er enthält keinerlei Sen- 
kung der Körperschaftsteuer, sondern befaßt sich 
nur mit den Gesellschaften, die Gewinne ausschüt- 
ten. Diese dürften bei oberflächlicher, vielleicht aber 
auch bei näherer Betrachtung als in mancher Be- 
ziehung am wenigsten förderungsbedürftig erschei- 
nen. Derselbe Gedankengang, den ich hier in Er- 
innerung an die erste Lesung vortrage, hat nun 
auch in den Erörterungen des Finanzausschusses 
einen breiten Raum eingenommen. 

Wenn man sich trotz Anerkennung dieser Ge- 
dankengänge letzten Endes mit einer Variante, die 
gleich noch darzustellen ist, auf den Regierungs- 
entwurf festlegte, so geschah es eben aus vordring- 
lichen Gründen der Kapitalmarktförderung. Man 
meinte, daß die sichtbare Begünstigung der Gewinn- 
ausschüttung den Aktienmarkt am ehesten und am 
schnellsten heben dürfte und daher für den Augen- 
blick, für diesen Augenblick das dringlichste sei, 
nachdem es ja, wie nicht oft genug beklagt werden 
kann, infolge der Unvollkommenheit dieses Hohen 
Hauses nicht gelungen ist, im Kapitalmarktförde- 
rungsgesetz, das wir hier verabschiedet haben, 
etwas in dieser Richtung zu tun. Es kann aber aus 
den Verhandlungen des Ausschusses hier ausdrück- 
lich wiedergegeben werden, daß die Frage der 
Senkung des Körperschaftsteuersatzes nicht aus der 
Diskussion und auch nicht aus den Reformen ver- 
schwinden darf. 

Der Finanzausschuß hat sich den Vorschlägen der 
Regierung grundsätzlich angeschlossen; er ist aber 
der Meinung, daß eine Herabsetzung des Körper- 
schaftsteuersatzes für diese Ausschüttungen von 60 
auf 40 ®/o zu gering sei. Er hat beschlossen, den 
Satz von 40 auf 30 v. H. zu senken. 

Im übrigen — und damit komme ich zum Schluß 
des ersten Teils der Regierungsvorlage; sie hat nur 
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(A, 

zwei Teile — enthält die Regierun^svorla-ge eine 
Reihe von untergeordneten Vorschlägen bezüglich 
der Investitionshiife der gewerblichen Wirtschaft, 
der Gewerbesteuer und des Notopfers Berlin. Hier 
hat der Finanzausschuß überall den Vorschlägen 
der Regierung zugestimmt, und ich glaube, es ist 
entbehrlich, das hier zu begründen, zumal irgend- 
welche Verschiedenheiten in den Auffassungen im 
Ausschuß nicht zutage getreten sind. 

Damit verlasse ich den Bericht über den ersten 
Teil der Drucksache Nr. 4092. Ich fasse zusammen: 
Der Finanzausschuß hat sich im wesentlichen mit 
den Vorschlägen der Regierung einverstanden er- 
klärt und sich darauf besÄränkt, mit einer gewissen 
Sachkunde — ohne eingebildet zu sein — in einigen 
nach seiner Auffassung zum Teil zweitrangigen 
Fragen Verbesserungen einzuführen. 

Er hat dagegen nach sehr eingehenden Beratun- 
gen den Zweiten Teil, der die Überschrift trägt 
„Vorschriften zur Sicherung der Haushaltsführung“, 
im ganzen ohne Änderungen gebilligt. Auch das 
geschah erst nach langen Überlegungen, und zwar 
bezogen sich die auf die sich nach der im Ersten 
Teil behandelten Einkommensteuernovelle erge- 
bende Haushaltslage nun nicht nur des Bundes, 
sondern auch der Länder. Der Ausschuß konnte 
sich trotz mancher Differenzen über die Zahlen 
insbesondere des Haushaltsjahres 1952, die ja auch 
noch gar nicht endgültig vorliegen können, des Ein- 
drucks nicht erwehren, daß die finanzielle Situation 
der Mehrzahl der Länder eine Heraufsetzung des 
Anteils des Bundes von 37 auf 40 Vo zuläßt und im 
Rahmen dessen liegt, was den Erörterungen der 
letzten Jahre, die der Ausschuß noch gut in Erinne- 
rung hat, entspricht. 

Es wäre hierzu im einzelnen noch eine Menge 
zu sagen, und es muß befürchtet werden, daß diese 
Ausführungen im Vermittlungsausschuß notwen- 
dig sein werden; hoffentlich aber nicht. Immerhin 
möchte der Berichterstatter nicht darauf verzichten, 
einige entscheidende Punkte in Kürze hier schon 
vorzutragen. 

Die Bemessung des Bundesanteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer ist von zwei Fak- 
toren abhängig, dem Finanzbedarf des Bundes und 
der Leistungsfähigkeit der Länder. Aufgabe des 
Bundesgesetzgebers ist es, zwischen den natür- 
licherweise einander widerstreitenden Interessen 
des Bundes und der Länder einen angemessenen, 
gesamtfinanzpolitisch tragbaren Ausgleich zu fin- 
den. Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß 
eine isolierte, die Situation der Länderhaushalte 
außer Betracht lassende und daher natürlich durch- 
aus unvollkommene Beurteilung der Finanzlage 
des Bundes sogar einen höheren Bundesanteil als 
40®/o rechtfertigen würde. Dies soll hier nicht im 
einzelnen vorgetragen werden. 

Jedoch sei kurz bemerkt, daß nach dem Heraus- 
bringen dieser Gesetzesvorlage den Bund eine 
ganze Fülle von neuen Anforderungen getroffen 
haben oder zu treffen im Begriffe sind — wenn die 
Einsicht, die der Bundesfinanzminister auf uns 
herabfleht, nicht bei uns eintreten sollte — , die die 
uns vorgelegte Rechnung verschlechtern. Ich denke 
z. B. an das Defizit aus 1951, das unentwegt vorge- 
tragen wird, an die erheblichen Belastungen, die den 
Bund und allerdings auch die Länder in bezug auf 
die Beamtengehälter getroffen haben. Immerhin 
darf hier als gutes Positivum angemerkt werden, 
daß der große Unsicherheitsfaktor für den Bundes- 
haushalt 1953, nämlich die Höhe des Verteidigungs- 


beitrags, durch die inzwischen beendeten Verband- (Q 
lungen beseitigt ist, — womit ich in keiner Weise 
etwas über das erzielte Ergebnis gesagt haben will. 
Der nunmehr vereinbarte Betrag hält sich jeden- 
falls — und das ist das in diesem Zusammenhang 
Entscheidende — im Rahmen des Haushaltsansatzes 
mit neun Milliarden DM. Es soll weiter hinzuge- 
fügt werden, daß in der uns vorgelegten neuesten 
Rechnung die Forderungen an den Bundestag, z. 

B. — auch ohne Werturteil aufgeführt — Senkung 
der Kaffee- und Teesteuer, gewisse Verbesserun- 
gen der Kriegsopferversorgung und der Leistun- 
gen an die 131er, noch nicht berücksichtigt sind. 

Zusammenfassend kann man also sagen, daß nach 
der Ansicht des Ausschusses von der Bedarfsseite 
her der Anspruch auf eine 40 ^/oige Bundesbeteili- 
gung an" der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
nicht bestritten werden kann. 

Auf das etwas seltsame Zwischenspiel der von 
der Bundesregierung angebotenen Differenzierung 
des Bundeszugriffs in bezug auf die Schulzuschüsse 
im Gesamtbeträge von 200 Millionen DM soll hier, 
nachdem der Bundesrat solche Zuschüsse abgelehnt 
hat, nicht eingegangen werden. Man wird aller- 
dings auf diese Angelegenheit beim horizontalen 
Finanzausgleich zurückzukommen haben. 

Ich muß überhaupt — und das ist die letzte 
grundsätzliche Bemerkung — darauf aufmerksam 
machen, daß wir bei der Betrachtung dieser Dinge 
in den Gedankengängen eine scharfe Trennung 
zwischen dem vertikalen und dem horizontalen 
Finanzausgleich einhalten müssen. Diese Trennung 
wirkt sich insbesondere dahin aus, daß in diesem 
Rahmen — und damit komme ich nun auf die Lage 
der Länder — immer nur von der voraussichtlichen 
Haushaltssituation der Länder insgesamt — der pj 
Ton liegt auf insgesamt — ausgegangen werden 
kann. 

Eine weitere Erkenntnis — das ist nun die un- 
widerruflich letzte — ist wichtig und hat sich, wie 
der Ausschuß feststellen zu müssen glaubt, noch 
nicht allgemein herumgesprochen. Das ist die Er- 
kenntnis, daß die leistungsfähigen Länder begün- 
stigt und die leistungsschwachen Länder benach- 
teiligt werden, je mehr es dem Bundesrat — der 
inzwischen da ist — gelingen sollte, den Abfüh- 
rungsprozentsatz herunterzudrücken. Die vom Aus- 
schuß angestellte Betrachtung der Durchschnitts- 
situation der Länder berücksichtigt natürlich alle 
in letzter Zeit für die Länder eingetretenen Haus- 
haltsverschlechterungen, also insbesondere die Be- 
soldungsreform und die 20Voige Erhöhung der 
Grundgehälter. Das ist nicht in jeder Beziehung 
dasselbe. Dennoch rechnen die Aufstellungen, die 
wir angesehen haben und die uns von einer be- 
sonders sachkundigen und gewandten Stelle des 
Bundesfinanzministeriums vorgetragen worden 
sind, bei dem Gesamthaushaltsplan der Länder mit 
einem geschätzten Überschuß von 225 Millionen DM 
im Haushaltsjahr 1953. Das ist natürlich weit- 
gehend eine Schätzung. Die Länder sind geneigt, 
diese Summe und auch den für 1952 errechneten 
Überschuß von sogar 520 Millionen DM zu be- 
streiten. 

Nicht zu Unrecht scheint das Bundesfinanzmini- 
sterium — nach der Meinung der Mehrheit des 
Finanzausschusses — die Ansicnt zu veriittc;!!, uaß 
dieser Überschuß oder das Ergebnis überhaupt in 
beiden Rechnungsjahren weitgehend von der Haus- 
haltsführung im einzelnen abhängig ist, also auch 
von den Ausgaben, die nicht zwangsläufig ein- 
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(A) treten, sondern beeinflußbar sind. Hier spielen in ) 
erster Linie die Investitionsausgaben eine Rolle. 
Der Bund vertritt nach der Ansicht der Mehrheit 
des Finanzausschusses mit Recht die Auffassung, 
daß die Investitionen der Länder, die ein steigendes 
Volumen auf weisen, bemerkenswert sind — vor- 
sichtig ausgedrückt — und zu der Situation des 
Bundes selbst auf gleichem Gebiete in einem gewis- 
sen Mißverhältnis stehen. Man wird auf seiten der 
Länder nicht um eine Überlegung darüber herum- 
kommen, in welchem Umfang vermögenswirksame 
Ausgaben von geringerem Dringlichkeitsgrad in 
den nächsten Jahren eingeschränkt oder sogar zu- 
rückgestellt werden können oder müssen. Tut man 
beides nicht, so werden hierzu außerordentliche 
Einnahmen verwendet werden müssen, was zur 
Folge hätte — und dieser Logik des Bundes kön- 
nen sich unseres Erachtens die Länder nicht ver- 
schließen — , daß in dem Zusammenhang, von dem 
ich augenblicklich spreche, etwaige Mehraufwen- 
dungen der Länder für Investitionen für die hier 
anzustellende Rechnung außer Betracht bleiben 
müssen. So viel ist zu der großen und grundsätz- 
lichen Frage zu sagen, die der Bundesfinanzmini- 
ster aus zwingenden und dem Ausschuß in seiner 
Mehrheit einleuchtenden Gründen in diesem Ge- 
setzentwurf anzuschneiden oder sogar zu lösen sich 
anschickt. 

Der Ausschuß ist, wie gesagt, in seiner Mehrheit 
auch mit dem Zweiten Teil der Vorlage einver- 
standen, und die zu § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 3 die- 
ses Zweiten Teils beschlossenen Änderungen des 
soeben ausführlich dargestellten Kapitels ziehen 
nur die Folgerungen aus dem verspäteten Inkraft- 
treten des Gesetzes. Die Streichung der §§ 3 und 4 
— Schulzuschüsse — entspricht, wie ich schon ge- 

(B) sagt habe, dem Wunsche des Bundesrates. Ich 
glaube daher, von einer Erläuterung dieser Be- 
schlüsse absehen zu können, und bin in der ange- 
nehmen Lage, Sie von dem Zuhören meines Be- 
richts nunmehr erlösen zu können. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regie- 
rungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be- 
richterstatter für diesen ausführlichen Bericht. 

(Heiterkeit.) 

Ich rufe auf zur Einzelbesprechung der zweiten 
Beratung den Ersten Teil, Abschnitt I Art. 1 Zif- 
fer 1, Ziffer 1 a, Ziffer 1 b. — Dazu keine Wort- 
meldungen. 

(Abg. Seuffert: Ziffern „Vor vor 1“ und 
„Vor 1“!) 

— ’ Also die einleitenden Texte von Art. 1, dann 
Ziffer 1, was ich auf gerufen habe. 

(Abg. Seuffert: Es beginnt mit Ziffer „Vor 
vor 1“, nicht mit Ziffer 1!) 

— „Vor vor 1“, dann „Vor 1“, ich bitte um Ent- 
schuldigung. — Ziffern Vor vor 1 und Vor 1, 1, 

1 a, 1 b. — Keine Wortmeldungen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesen aufgerufenen Tei- 
len des Art. 1 des Abschnitts I zuzustimmen wün- 
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr- 
heit; angenommen. 

Zu Ziffer 2 liegt ein Änderungsantrag der Ab- 
geordneten Wirths, Meyer (Bremen), Albers und 
Parzinger vor. Dieser Antrag konnte nicht mehr 
vervielfältigt werden. 

Zur Begründung Herr Abgeordneter Wirths! 


Wirths (FDP): Meine Damen und Herren! Einige (Q 
Kollegen des 18. Ausschusses haben diesen Antrag 
vorgelegt, der eine redaktionelle Ergänzung dar- 
stellt. Wir haben nach dem Erlaß des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes in einer Reihe von Gesetzen 
dieses Gesetz zitieren müssen. Der Finanzausschuß 
war so freundlich, eine Reihe von Wünschen, die 
der 18. Ausschuß vorgetragen hat, zu akzeptieren. 

So finden Sie in einigen Änderungen des 11. Aus- 
schusses wiederum die Zitierung des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes bzw. der Eigentumswohnungen. 

In dem Abs. 2 — bezüglich der Änderungen des 
§ 7 c — ist der Buchstabe h eingefügt worden: Die 
Deutsche Bau- und Bodenbank soll berechtigt sein, 

7 c-Mittel zu empfangen und sie für die Vor- und 
Zwischenfinanzierung von Eigengeldanteilen beim 
Bau von Kleinsiedlungen, Eigenheimen und Kauf- 
eigenheimen zu verwenden. Hier ist die redaktio- 
nelle Änderung einzufügen: „Und von Wohnungen 
im Sinne des Ersten Teils des Wohnungseigentums- 
gesetzes.“ Es ist das dasselbe, wie wir es in Buch- 
stabe g und in Abs. 1 verschiedentlich haben. 

Die Antragsteller bitten Sie, dieser redaktionel- 
len Ergänzung zuzustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort wird dazu nicht 
gewünscht. 

Meine Damen und Herren, es handelt sich, wie 
wohl klargeworden sein dürfte, um die Ziffer 2 
Buchstabe a und hier wiederum um die vorletzte 
Zeile des Buchstaben h unter bb. Muß ich den An- 
trag verlesen, 

(Zurufe: Nein!) 

oder ist er klar? — Keine Wortmeldungen. — Ich 
komme zur Abstimmung über diesen Änderungs- 
antrag zu Ziffer 2. Ich bitte die Damen und Herren, 
die diesem Änderungsantrag zu Ziffer 2 zuzustim- 
men wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit; ist angenommen. 

Ich bitte die Damen und Plerren, die der Zif- 
fer 2 unter Berücksichtigung dieser Änderung zu- 
zustimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — Das 
ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Ich rufe Ziffer 3 auf. Dazu liegt zu Buchstabe b 
Ziffer 1 d ein Änderungsantrag der Fraktion der 
Deutschen Partei auf Umdruck Nr. 890 vor. 

Herr Abgeordneter Walter zur Begründung. 

Walter (DP): Herr Präsident! Meine Damen, 
meine Herren! Unter 1 c der Ziffer 3 wird als 
Voraussetzung für die Abzugsfähigkeit bei Zuschüs- 
sen und Darlehen verlangt, daß 

der Bau oder Umbau des Schiffs als im Jahr 
der Hingabe schiffahrts- oder fischereipolitisch 
förderungs würdig anerkannt ist. 

Dann heißt es unter d weiter, daß Zuschüsse und 
Darlehen als „den zu fördernden Zwecken dien- 
lich“ anerkannt sein müssen. Es muß doch genügen, 
wenn Zuschüsse und Darlehen als förderungswür- 
dig anerkannt sind. Der Zusatz unter Buchstabe d 
würde erfahrungsgemäß bedeuten, daß alle An- 
träge bürokratisch behandelt würden und daß eine 
gewisse Verzögerung eintreten würde. Wir sollten 
bereit sein, gerade bei dem Wiederaufbau unserer 
Handelsflotte jede bürokratische Behinderung zu 
vermeiden. 

Ich bitte Sie daher, der Streichung dieser Worte 
zuzustimmen, um bei der Bewilligung und Erledi- 
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(A) gung der Anträge keine bürokratischen Verzöge- 
rungen eintreten zu lassen. 

(Abg. Renner: Der Reedervertreter! Wir 
kennen uns ja, alter Überläufer! — • Wei- 
terer Zuruf von der KPD: Alter Reak- 
tionär!) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schaffer, Bundesminister der Finanzen; Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muß Sie 
bitten, den Änderungsantrag abzulehnen. Die Fas- 
sung: „den zu fördernden Zwecken dienlich aner- 
kannt“ befindet sich seit längster Zeit in dem Ein- 
kommensteuergesetz. Die Fassung ist notv/endig, 
weil sie auch ein wesentlicher Bestandteil des ge- 
samten Bescheinigungsverfahrens ist. 

Es ist leicht, von „bürokratischer Erschwerung'’ 
zu reden. Aber wenn die Handelsflotte wesentlich 
mit Mitteln des deutschen Steuerzahlers aufgebaut 
wird — und das ist der Fall — , dann ist eine Über- 
wachung der Geldverwendung, auch wenn sie 
„bürokratische Schwierigkeiten“ bringt, im Inter- 
esse des Steuerzahlers unbedingt notwendig. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich bitte, es bei der bisherigen Regelung zu be- 
lassen. 

Präsident Dr. EhSers: Keine weiteren Wort- 
meldungen. Ich komme zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag Umdruck Nr. 890, den Herr Ab- 
geordneter Walter begründet hat. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — 
Dieser Antrag ist — wenn ich recht sehe — gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die der aufge- 
rufenen Ziffer 3 insgesamt zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; Zif- 
fer 3 ist angenommen. 

Ich rufe Ziffer 3 a auf. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Keine Änderungsanträge? Ich bitte die 
Damen und Herren, die Ziffer 3 a zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Und eine ganze 
Reihe von Abgeordneten haben überhaupt nicht 
abgestimmt; 

(Abg, Seuffert: Dafür!) 

aber die Ziffer ist mit Mehrheit angenommen, 

Herr Abgeordneter Niebes hat einen Antrag auf 
Einfügung einer Ziffer 3 b gestellt. Zur Begrün- 
dung? — Niemand? — 

(Abg. Kunze: Wird verzichtet!) 

Ich muß den Antrag ja wenigstens vorlesen; denn 
es kennt ihn sonst niemand. § 9 Abs. 4 soll folgende 
Fassung erhalten: 

Hierzu gehört auch die Anschaffung und der 
Unterhalt von Fahrrädern und Hilfsmotorfahr- 
rädern, die nicht der Kraftfahrzeugsteuer 
unterliegen. 

Auf eine Begründung wird verzichtet. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Änderungsantrag des 
Abgeordneien Niebes zuzustimmen wünschen, um 
ein Handzeichen. — Der Antrag ist gegen die Stim- 
men der Antragsteller abgelehnt. 


Ich rufe Ziffer 4 auf. — Keine Wortmeldung. - - (Q 
Ich bitte die Damen und Herren, die Ziffer 4 zu- 
zustimmen w'ünschen, um ein Handzeichen. — Das 
ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Zu Ziffer 5 liegt ein Änderungsantrag des Herrn 
Abgeordneten Niebes betreffend § 10 Ziffer 5 b 
vor. Das Wort hat Herr Abgeordneter Renner zur 
Begründung. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Änderungsantrag, den wir zu a) 
stellen, hat folgenden Inhalt; 

Die Aufwendungen sind bis zu einem Jahres- 
betrag von 1200 Deutsche Mark in voller Höhe 
abzugsfähig. Dieser Betrag erhöht sich um je 
900 Deutsche Mark im Jahr für die Ehefrau 
und für jedes Kind im Sinne des § 32 Abs. 4 
Ziffer 4, für das dem Steuerpflichtigen Kinder- 
ermäßigung zusteht. 

Darf ich gleich zu b) kommen? 

Präsident Dr. Ehlers; Bitte, ja. 

Renner (KPD): In Ziffer 5 b) sollen die Worte 
„von je 500 Deutsche Mark“ und „je 1000 Deutsche 
Mark“ gestrichen werden. Wir wollen mit unserem 
Antrag erreichen, daß die derzeitig zugelassenen 
Aufwendungen zugunsten des Personenkreises, der 
in unserem Antrag genau umrissen ist, erhöht 
werden. 

Präsident Dr. Ehlers: Sie haben die Begründung 
gehört. Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Antrag, den 
der Abgeordnete Renner eben begründet hat, zuzu- (D) 
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Dieser 
Antrag ist gegen die Stimmen der Antragsteller 
abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Ziffer 5 in der Ausschußfassung anzunehmen wün- 
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr- 
heit; ist angenommen. 

Ich rufe Ziffer 6 auf. Dazu liegt der Änderungs- 
antrag Umdruck Nr. 889 unter Ziffer 1 vor. Zur 
Begründung Herr Abgeordneter Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag auf Umdruck Nr. 889 ist, 
wie Sie aus der Berichterstattung haben entneh- 
men können, bereits im Ausschuß gestellt worden. 
Dort ist — wie auch hier in der Berichterstat- 
tung — schon festgestellt worden, daß dieser 
grundsätzliche Antrag selbstverständlich einen Um- 
bau des Tarifs zur Begrenzung des Steuerausfalls 
und zur Anpassung der Vorschriften an den in 
diesem Antrag aufgestellten Grundsatz notwendig 
macht. Eines bitte ich Sie jedenfalls nicht zu sagen: 
daß Ihnen der Antrag neu sei. Eben dieser Antrag 
liegt Ihnen seit dreieinhalb Jahren vor. Wir haben 
ihn seit der ersten Steuerauseinandersetzung in 
diesem Bundestag gestellt und immer wiederholt. 

Sie haben sich bisher stets geweigert, auf ihn ein- 
zugehen. Auch das Bundesfinanzministerium hat 
sich geweigert, den Antrag ernsthaft zu bearbeiten 
und diejenigen Steuerstatistiken zur Verfügung zu 
stellen und die Berechnungen vorzunehmen, die 
zur Durchführung des Antrags notwendig wären, 
genau so wie es sich seit vier Jahren beharrlich 
j gev/dgert hat, diese und andere Probleme einer 
I wirklichen großen Steuerreform überhaupt ernst- 
‘ haft anzupacken. 
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(Seuffcrt) 

(A) Es handelt sich, wie gar nicht geleugnet werden 
soll, um einen Grundsatzantrag, der Sie noch ein- 
mal vor dem Grundsatz unserer Steuerpolitik zur 
Entscheidung stellen soll. Dieser Grundsatz besteht 
erstens darin, d^ß jedes gesunde Steuersystem — 
und das scheint mir die erste Forderung der Steuer- 
moral zu sein — auf einem ausreichenden, disku- 
tablen steuerfreien Existenzminimum aufbauen 
muß. Bei den heutigen Verhältnissen glauben wir, 
daß unter dem Betrage von 1500 DM jährlich von 
einem diskutablen Existenzminimum für einen 
arbeitenden und verdienenden Menschen nicht die 
Rede sein kann. Sie wissen, daß auch der Bundes- 
finanzminister, in gewisser aber sehr unzureichen- 
der Weise unserem ständigen Drängen folgend, 
die Erhöhung dieses Existenzminimums jetzt von 
750 DM jährlich um ganze 50 DM auf 800 DM 
jährlich vorgeschlagen hat. Sie wissen auch, daß das 
Gutachten des wissenschaftlichen Beirats des 
Finanzministeriums immerhin ein Existenzmini- 
mum von rund 1000 DM jährlich als unbedingt er- 
forderlich bezeichnet hat. Wir glauben — und das 
ist angesichts der Preis- und Lebensverhältnisse 
weiß Gott nicht unbescheiden — , daß unter einem 
Betrage von 1500 DM jährlich als Existenzminimum 
von einer ausreichenden moralischen Grundlage 
des Steuersystems in dieser Beziehung nicht ge- 
sprochen werden kann. 

Der zweite Grundsatz, den wir mit unserem An- 
trag anschaulich machen wollen, ist der, daß wir 
Wert darauf legen, daß Steuersenkungen von unten 
her erfolgen 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und daß sie in erster Linie zugunsten derjenigen 

(B) Einkommen erfolgen, die zum größten Teil in den 
Verbrauch gehen und gehen müssen und die des- 
halb unverhältnismäßig und unverhältnismäßig 
mehr als höhere Einkommen durch unsere über- 
trieben hohen Vorbrauchsteuern belastet sind. Der 
Sinn der Einkommensteuer ist ja der Ausgleich 
der Verbrauchsteuerbelastung entsprechend der 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Einkommen. Die- 
ser Aufgabe wird unser heutiger Tarif und unsere 
heutige Art von Steuersenkungen, die sich immer 
und zwangsläufig vor allem gerade bei den hohen 
und höheren Einkommen und nicht bei dem Durch- 
schnittseinkommen, dem mittleren Einkommen, 
auswirkt, nicht gerecht; ganz im Gegenteil. Wir 
glauben, daß die Entlastung des Durchschnittsein- 
kommens das Wichtigste ist, was wir in unserer 
Steuerpolitik zu tun haben. Wir glauben, daß sie 
wichtiger ist als andere Dinge und andere Forde- 
rungen, denen stattzugeben Sie ohne Rücksicht auf 
fiskalische Einwände bereit sind, wie Senkungen 
der Körperschaftsteuer oder andere Adjustierungen 
auf dem Kapitalmarkt in anderen Einkommens- 
arten, die für die Leute, für die wir hier sprechen, 
nicht in Betracht kommen. 

Wir legen gerade deswegen auch auf die hohen 
Freibeträge Wert, weil sie sich als Steuersenkungs- 
maßnahme vor allem für das mittlere Einkommen 
entscheidend auswirken. Die Funktion der Frei- 
beträge ist nicht allein und nicht in erster Linie, 
Einkommen unter 1500 DM jährlich steuerfrei zu 
stellen — das kann heute auch auf andere Weise 
erreicht werden — ; es ist die Funktion dieser Er- 
höhung der Freibeträge und der Steuersenkung 
von unten, dem mittleren Einkommen, dem Durch- 
schnittseinkommen, das durch die Verbrauch- 
steuerbelastung heute so unvergleichlich höher als 


vor dem Kriege oder sonst unter normalen Verhält- (C) 
nissen belastet ist, endlich eine Entlastung zukom- 
men zu lassen. 

Das entspricht, wie Sie sicherlich nicht unterlas- 
sen können zu bemerken, unserer grundsätzlichen 
volkswirtschaftlichen Einstellung, die im Sinne der 
Politik der Vollbeschäftigung vollkommen logisch 
das Durchschnittseinkommen, das ausreichende Ein- 
kommen des Durchschnittsbürgers — auch dessen, 
der nicht so sehr vom Glück, nicht so sehr von 
materiellem Besitz oder von gesellschaftlicher Stel- 
lung begünstigt ist — als die wirkliche gesunde 
Grundlage der Volkswirtschaft einschließlich der 
Kapitalbildung und als den wirklichen Maßstab der 
Gesundheit einer Volkswirtschaft ansieht. Eben die- 
sem Durchschnitlsbürger, glauben wir, geben Sie 
mit Ihrer Steuersenkungsmethode zuwenig und da- 
für allerdings dem Uberdurchschnittsbürger, den 
hohen und höchsten Einkommen zuviel. Wir möch- 
ten Sie mit diesem Antrag noch einmal aufiordern, 
die Steuersenkungen da anzusetzen, wo sie notwen- 
dig sind, nämlich von unten und beim Durch- 
schnittseinkommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Bundes- 
minister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Vorredner hat davon gesprochen, daß es sich um 
einen grundsätzlichen Antrag handle und daß das 
Bundesfinanzministerium sich seit Jahren weigere, 
die Unterlagen, die zur Begründung dieses Antra- 
ges gewünscht werden, zu geben. Man möchte dar- 
aus fast die Schlußfolgerung ziehen, der Antrag- 
steiler will damit sagen, daß er die Unterlagen zur ^ ^ 
Begründung seines Antrages heute noch nicht hat. 
Dann wäre es aber empfehlenswert, einen Antrag 
von der Bedeutung, die er fiskalisch und haushalls- 
wirtschaftlich haben muß, zuerst doch mehr zu 
durchdenken, als es hier der Fall ist. Denn erstens 
sind die Auswirkungen ‘viel höher, als es klingt, 
und zweitens ist das System, das angestrebt wird, 
auf einem anderen Wege ja bereits erreicht. 

(Abg. Neuburger: Jawohl!) 

Herr Kollege Seuffert, Sie sprechen von der 
Schonung der mittleren und kleineren Klassen. Ich 
bitte doch die Begründung des Gesetzentwurfs 
selbst und die Tabelle in der Begründung zu § 32 
nachzulescn. In dieser Tabelle ist dargelegt, daß 
die Einkommen bis zu 1500 DM und 3000 DM als 
die kleinsten Einkommen heute prozentual und 
auch in der Kaufkraft geringer herangezogen 
sind als im Jahre 1926! Ich bitte dann, die Jahres- 
lohnsteuertabelle herzunehmen. Ihr ist zu entneh- 
men, daß ein Familienvater mit zwei Kindern ein- 
kommensteuerpflichtig überhaupt erst wird, wenn 
das gesamte Lohneinkommen des Betreffenden 
3737 DM übersteigt, daß ein Familienvater mit 
einem Kind zur Lohnsteuer überhaupt erst ver- 
anlagt wird, wenn sein Einkommen 3137 DM über- 
steigt, und daß auch der Verheiratete ohne Kind 
erst bei einem Einkommen von 2537 DM zur Lohn- 
steuer veranlagt wird und der Ledige bei einem 
Einkommen von mehr als 1737 DM. Wenn man 
diese Zahlen hier sieht, dann weiß man, daß in der 
Schonung der kieinezi Einkommen das denkbar 
Mögliche bereits geschehen und gegenüber früher 
ein großer Fortschritt gemacht ist. Dazu nun, nach- 
dem der Freibetrag für Ehefrau und Kinder auch 
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(A) 

erhöht worden ist, noch eine Erhöhung des allge- 
gemeinen Freibetrags — neben Sonderausgaben, 
neben Werbungskosten — von 1500 DM zu schaf- 
fen, ist haushaltswirtschaftlich eine Unmöglichkeit. 
Es würde — die Zahlen habe ich früher genannt 
und muß sie heute wiederholen — einen weiteren 
Ausfall an Einnahmen von 1200 Millionen DM im 
Jahr bedeuten. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Hört! Hört!) 

Zu den Erleichterungen, die diese Einkommen- 
steuergesetzgebung — ich betone noch einmal: ge- 
rade den kleinen Einkommensteuerzahlern — 
gibt, noch den Betrag von 1200 Millionen DM hin- 
zuzulegen, ist haushaltswirtschaftlich unmöglich. 
Wir müssen immer daran denken, daß wir durch 
die Hilfe der Steuerzahler der Not abzuhelfen ha- 
ben und daß soziale Ausgaben durch die Leistun- 
gen des Steuerzahlers gedeckt werden müssen. Wer 
an die sozialen Ausgaben denkt, muß den Haus- 
halt des Bundes gesund erhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Dr, Ehlers: Herr Abgeordneter Seuffert! 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube nicht, daß der Herr Bun- 
desfinanzminister mich mißverstanden hat, aber 
ich fürchte, daß er mich hat mißverstehen wollen. 

(Abg. Pelster: Nein, nein!) 

Ich habe nicht davon gesprochen, daß ich zur Be- 
gründung dieses Grundsatzantrages noch irgend- 
welches Material brauchte. Dieser Antrag ist oft 
und ausreichend begründet worden. Ich habe aller- 
dings davon gesprochen, daß die Durchführung die- 
ses Grundsatzes die Ausarbeitung gewisser Verän- 
derungen in den Tarifen usw. selbstverständlich 
notwendig macht und daß zu diesen Ausarbeitun- 
gen, zur Ausführung von Tarifen, die auf diesem 
Grundsatzantrag beruhen, natürlich Berechnungen 
und Zahlen notwendig sind, die die Steuerver- 
waltung der Öffentlichkeit einstweilen noch vor- 
enthält. So — und ich glaube, ganz klar — habe 
ich mich ausgedrückt. 

Sie, Herr Bundesfinanzminister, haben noch ein- 
mal gesagt, der mit der Annahme dieses Antrags 
entstehende Ausfall betrage so und so viel; 1200 
Millionen oder wieviel Sie gesagt haben. Nun, ich 
habe Sie bereits einmal sehr dringend gebeten und 
bitte Sie noch einmal dringend darum, derartige 
irreführende Angaben nicht zu machen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Ich habe mehrfach und immer wieder dargelegt — 
Sie können das nicht widerlegen und nicht bestrei- 
ten — , daß der Ausfall, der durch die Durchfüh- 
rung eines solchen Antrags entsteht, durch den 
hiernach auszuarbeitenden Tarif begrenzt wird. 
Auch bei einer Steuersenkung von unten kann man 
den Ausfall begrenzen und auf die einzelnen Ein- 
kommensgruppen verteilen, genau so, wie man bei 
einer Steuersenkung von oben den Löwenanteil 
zunächst einmal auf die hohen und höchsten Ein- 
kommen verteilen kann. Diese Behauptungen über 
den angeblichen Ausfall sind, ich wiederhole das, 
irreführend. Wir sind uns ganz genau bewußt — 
ich habe es vorhin zum Ausdruck gebracht — , daß 
die Durchführung dieses Grundsatzes je nachdem, 
was fiskalisch möglich und was erwünscht ist, ge- 
wisse Ausarbeitungen in den Tarifen notwendig 
macht, von denen das Ergebnis abhängen muß. 


Was die anderen Ausführungen des Herrn Bun- IG) 
desfinanzministers anlangt, so möchte ich — wir 
haben schon viele Steuerdebatten gehabt und ha- 
ben heute nicht die letzte Steuerdebatte — im 
Augenblick die Einzeldebatte nicht mit grundsätz- 
lichen Ausführungen belasten, sondern nur sagen: 
Wenn der Herr Bundesfinanzminister auf meine 
Darlegungen in der ersten Lesung eingegangen 
wäre, so hätte er sich mit der Frage beschäftigen 
müssen, welche Erleichterungen den kleinen und 
mittleren Durchschnittseinkommen heute schon in 
der Steuerbelastung zur Verfügung stehen würden, 
wenn ihnen seit der Währungsreform, d. h. seit wir 
hier und die jetzige Regierungsmehrheit für die 
Steuerpolitik in der Bundesrepublik verantwortlich 
sind, wenigstens entsprechend ihrem Einkommen 
dieselben Erleichterungen zugute gekommen wä- 
ren, die den sehr hohen und allerhöchsten Ein- 
kommen zugute gekommen sind. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Schäfer: 

Das ist ja primitiv!) 

Präsident Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
der Finanzen! 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Nur eine 
kurze Bemerkung zu dem Wort „Irreführung“, das 
ich nicht unwidersprochen hingehen lassen möchte. 
Meine Ausführungen sind nicht irreführend. Wenn 
etwas irreführend ist, Herr Kollege Seuffert, so ist 
es der Antrag, den Sie stellen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

In dem Antrag ist mit keinem Wort davon die 
Rede, daß für den Ausfall von 1200 Millionen DM, 
der eintreten würde, gleichzeitig ein Ausgleich (D) 
geschaffen werden soll. Wenn Sie die politische 
Verantwortung für den Antrag übernehmen, müs- 
sen Sie auch die politische Verantwortung für die 
Änderung der Tarife übernehmen, die Sie dann für 
notwendig halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Meitinger. 

Dr. Meitinger (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Föderalistische Union hat bereits 
in ihrem Initiativantrag auf Drucksache Nr. 3830 
den Standpunkt eingenommen, den heute die SPD 
für die beiden Änderungsanträge einnimmt. Wir 
unterstützen daher die beiden Änderungsanträge 
der SPD. 

Bezüglich der Deckungsfrage möchte ich nur fol- 
gendes ausführen. Die Dinge müssen auch von der 
anderen Seite betrachtet werden. Aus der neuesten 
Berechnung des Instituts für Wirtschaftsforschung 
ergibt sich, daß trotz der erwarteten Steueraus- 
fälle der Anteil der öffentlichen Hand am Sozial- 
produkt von 39,50 v. H. im Rechnungsjahr 1952/53 
nur auf 39,35 v. H. im Rechnungsjahr 1953/54, d. h. 
nur um 0,15 v. H., sinkt. Wir köhnen also den Än- 
derungsanträgen mit ruhigem Gewissen zustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wortmel- 
dungen. Ich schließe die Besprechung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Änderungsantrag der 
SPD auf Umdruck Nr. 889 Ziffer 1 zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. - — Enthaltungen? — Das zweite 
ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 




12811 


Deutscher Bundestag — 263. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 5. Mai 1953 


(Präsident Dr. Ehlers) 

(A) lui uiLte aie j_/dmen und Herren, die Ziffer 6 
in der Ausschußfassung zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — ■ Ziffer 6 ist ange- 
nommen. 

Die Fraktion der SPD hat den Antrag gestellt, 
eine Ziffer 6 a einzufügen. Zur Begründung hat 
das Wort Frau Abgeordnete Lockmann. 

Frau Lockmann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Mit der kleinen Steuerreform 
1950 hatte man sich entschlossen, in die Steuer- 
klasse II die Witwen und Witwer einzubeziehen. 
Man hatte dabei nicht bedacht, daß die Geschiede- 
nen und die Ledigen nach Vollendung des 50. Le- 
bensjahres eigentlich den gleichen Anspruch darauf 
gehabt hätten, in die Steuerklasse II über- 
geführt zu werden. Diese Ungleichheit vor dem Ge- 
setz ist noch immer nicht beseitigt. Wir sollten jetzt 
zu einer Gleichheit vor dem Gesetz und zu einer 
gerechten Besteuerung kommen. Sie werden an 
Einzelbeispielen erfahren können, welche unter- 
schiedlichen Steuersätze sich ergeben, je nachdem 
ob jemand geschieden oder verwitwet ist. Das ist 
ein Zustand, den wir nicht dulden sollten. Wenn 
Sie unserm Antrag zustimmen, ist diese Angele- 
genheit bereinigt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Pelster: Sie 
sollten einmal andere Sachen mit uns be- 
reinigen!) 

Präsident Dr. Ehlers: Wird das Wort weiter ge- 
wünscht? — Das Wort hat der Herr Bundesmini- 
ster der Finanzen. 

(B) Schaffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte, den 
Antrag abzulehnen. Der Antrag ist als Teilstück 
einer kleinen Steuerreform unmöglich. 

(Abg. Renner: Das war groß! Das war 
überzeugend! Das war eine Leistung!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen imd Herren! 
Keine weitere Wortmeldung. Ich schließe die Be- 
sprechung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag der SPD, ^ den Frau Abgeordnete Lock- 
man begründet hat, zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das zweite war die Mehrheit. 
Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf Ziffer 7, — Ziffer 8, — Ziffer 9. — 
Keine Wortmeldung. Idi bitte die Damen und Her- 
ren, die zuzustimmen wünschen, um ein Handzei- 
chen. — Das ist die Mehrheit. Ist angenommen. 

Zu Ziffer 10 erübrigt sich eine ausführliche Be- 
gründung, Herr Abgeordneter Seuffert; es ist der 
Parallelantrag für die Lohnsteuer. 

(Abg. Seuffert: Ist begründet!) 

— Ist damit begründet. 

Wird das Wort weiter zu dem Änderungsantrag 
Umdruck Nr. 889 Ziffer 2 gewünscht? — Nicht. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Änderungs- 
antrag der Fraktion der SPD Umdruck Nr. 889 
Ziffer 2 zuzustimmen wünschen, um ein Handzei- 
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal- 
tungen? — Das zweite war die Mehrheit. Der An- 
trag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die der Zif- 
fer 10 in der Ausschußfassung zuzustimmen wün- 


schen, um ein Handzeichen. — Gegenprobe, bitte. (^) 
— Das erste war die Mehrheit. Ziffer 10 ist an- 
genommen. 

Zu Ziffer 11 liegt erstens vor ein Antrag des 
Herrn Abgeordneten Niebes, den er selbst begrün- 
den will. Bitte schön! 

Niebes (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wie wir hier wiederholt, auch aus 
dem Munde des Herrn Bundesfinanzministers, ge- 
hört haben, enthält dieses Gesetz als besonderes 
Kennzeichen einen kräftigen Abbau der bisherigen 
Steuervergünstigungen und nur einen außerordent- 
lich mäßigen Abbau der Tarife. Wir sind also nicht 
der Meinung, daß dem Herrn Bundesfinanzmini- 
ster durch dieses Gesetz so starke Mittel entzogen 
würden, wie er das hier dargestellt hat, und wir 
meinen auch nicht, daß es ein geeignetes Mittel 
wäre, der Öffentlichkeit, den Steuerzahlern und 
insbesondere den Lohnsteuerpflichtigen klarzu- 
machen, daß man ihnen damit Steuervergünsti- 
gungen anböte, was in Wirklichkeit keineswegs der 
Fall ist. Man will also hier den Teufel mit 
Beelzebub austreiben. 

Wie das aussieht, können wir an einem klas- 
sischen Fall sehen, nämlich bei der Position 11. Da 
heißt es, daß in § 41 Abs. 1 mit Wirkung ab 1. Ja- 
nuar 1954 in Ziffer 2 die Worte „Buchstaben a 
und b“ und die Ziffer 3 wegfallen sollen. § 41 be- 
sagt: Wenn die Sonderausgaben im Sinne des § 10 
Abs. 1 Ziffer 1 und 2, Buchstabe a und b, die ge- 
strichen werden sollen, den Betrag von 624 DM 
übersteigen, sollen sie nicht mehr vom Lohn ab- 
gezogen werden können. § 10 Abs. 1 Ziffer 2 a und b 
— ■ eben diese Buchstaben — enthält folgende Vor- 
schrift: Beiträge und Versicherungsprämien zu 
Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, Angestellten-, In- 
validen- und Erwerbslosenversicherungen, zu Ver- 
sicherungen auf den Lebens- oder Todesfall und zu 
Witwen-, Waisen-, Versorgungs- und Sterbekassen 
sollen ab 1. Januar 1954 nicht mehr abzugsfähig 
sein. Zweitens sollen die Beiträge zu Bausparkas- 
sen zur Erlangung von Baudarlehen nicht mehr 
abzugsfähig sein. Wenn Sie das berücksichtigen, 
meine Damen und Herren, dann werden Sie finden, 
daß angesichts eines derart kräftigen Abbaus der 
Vergünstigungen es sich gar nicht mehr lohnt, da- 
von zu reden, die Tarife seien so beträchtlich ge- 
senkt worden. 

Wir haben deshalb den Antrag gestellt, die in 
der Regierungsvorlage vorgesehene Position 11 
Buchstabe a zu streichen und auch die Ausschuß- 
vorlage nicht anzunehmen, die vorsieht, diese Be- 
stimmung unverändert zu lassen. Der alte Zustand 
des Einkommensteuergesetzes soll aber bestehen 
bleiben. Wir bitten Sie, diesem unserem Antrag 
Ihre Zustimmung zu erteilen. 

Sehen wir uns nunmehr den § 41 an, so stellen 
wir fest, daß die Werbungskosten in diesem Para- 
graphen als Pauschale festgesetzt sind. Wir haben 
schon einmal bei einer früheren Gelegenheit den 
Antrag gestellt, die Werbungskosten beträchtlich 
zu erhöhen. Warum haben wir das getan? Wir 
haben das deswegen getan, weil die Sätze, die hier 
als Werbungskosten vorgesehen sind, den tatsäch-, 
liehen Verhältnissen in keiner Weise mehr entspre- 
chen. Sie wissen selbst — ich brauche Ihnen das 
eigentlich gar nicht besonders zu sagen — , daß die 
in den Werbungskosten erfaßten Ausgaben, seit- 
dem das Gesetz verabschiedet worden ist, derart 
gestiegen sind, daß die Beträge, die hier vorge- 
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(A) sehen sind, überhaupt nicht mehr ausreichen. Wir 
sind deshalb der Meinung, daß in Abs. 1 des § 41 
des Einkommensteuergesetzes der Betrag von 312 
DM für Werbungskosten durch den Betrag von 
624 DM ersetzt werden muß. 

Auch die Sonderausgaben, von denen in dem 
zweiten Absatz die Rede ist und die bisher pau- 
schal in Höhe von 624 DM absetzbar waren, rei- 
chen aus den gleichen Gründen nicht mehr aus. 
Meine politischen Freunde und ich sind deshalb 
der Auffassung, daß man den Betrag von 624 DM 
für Sonderausgaben auf 936 DM erhöhen sollte. Im 
Interesse einer gerechten Steuerverteilung ist nach 
unserer Ansicht eine Zustimmung zu unseren An- 
trägen nötig. Gerade vom Standpunkt der Lohn- 
steuerpflichtigen, die dieses Gesetz am wenigsten 
berücksichtigt, 

(Abg. Feister: Diese zahlen ja weithin gar 
keine Lohnsteuer mehr!) 

bitten wir Sie, den Anträgen zustimmen zu wollen. 

Präsident Dr. Ehlers: Zu der gleichen Ziffer liegt 
ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Umdruck Nr. 887 vor, den Herr Abgeordneter Seuf- 
fert begründen wird. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei dem Antrag Umdruck Nr. 887 
handelt es sich, wie Sie dem Text des Antrags und 
den exakten Ziffern- und Buchstabenangaben 
sicher entnommen haben, um Genossenschafts- 
anteile. Bisher waren der Ersterwerb von Genos- 
senschaftsanteilen und die Anlage von Sparkonten 
neben den Pauschalbeträgen, die für Sonderaus- 
gaben der Arbeitnehmer gelten, steuerbegünstigt. 
CB) 

Was die Sparkonten anlangt, so erscheint uns 
eine Aufrechterhaltung dieser Sonderbestimmung 
nicht mehr notwendig, nachdem wir jetzt das Prä- 
miensparen haben und nachdem sich diese Bestim- 
mung offenbar ohnehin nicht sehr stark ausgewirkt 
hat. Was hingegen die Genossenschaftsanteile be- 
trifft, so bitten wir Sie, entgegen der Ausschuß- 
fassung diese Begünstigung des Ersterwerbs von 
Genossenschaftsanteilen, d. h. Anteilen von Ver- 
brauchergenossenschaften, vor allen Dingen aber 
von Wohnungsbaugenossenschaften, bestehen zu 
lassen. Uber diese Bestimmung ist in den letzten 
Jahren schon sehr viel geredet worden. Man hat 
sich über die Konkurrenz der verschiedenen Ka- 
pitalanlagen, Versicherungsprämien, Sparkonten 
und anderes mehr auseinandergesetzt. Man muß 
aber zugeben, daß Genossenschaftsanteile denn 
doch eine ganz besondere Anlage sind. Sie sind, 
im Gegensatz zu Sparanlagen und Versicherungs- 
prämien, eine Anlage mit Verlustrisiko und stellen 
vor allen Dingen — und darauf kommt es uns an 
— in Verbindung mit dem sozialen Wohnungsbau 
und der Wohnungswirtschaft praktisch die einzige 
Möglichkeit für weite Arbeitnehmerkreise dar, zu 
einer Art von Miteigentum, nämlich genossenschaft- 
lichem Miteigentum, an ihren Wohnungen zu ge- 
langen. Es ist so, daß auf der einen Seite gerade 
die Arbeitnehmer auf diese Art des Miteigentums 
an Wohnungen angewiesen sind; denn sie werden 
sich nicht die Baukostenzuschüsse oder die Miteigen- 
tumsanteile leisten können, die auf andere Weise 
steuerbegünstigt sind. Auf der andern Seite sind 
die Genossenschaften, gerade die Wohnungsbau- 
genossenschaften, aber auch die Konsumgenossen- 
schaften, auf die Werbung in erster Linie bei den 
Arbeitnehmern angewiesen. Deswegen spielt diese 


Sonderbestimmung für sie eine besondere Rolle. (C) 
Ich glaube deshalb, daß weder von dem Gesichts- 
punkt der Konkurrenz anderer Kapitalanlagen noch 
etwa von fiskalischen Gesichtspunkten aus — der 
Steuerausfall ist ja so minimal, daß er kaum zu 
schätzen sein dürfte — irgend etwas gegen unsern 
Antrag gesagt werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wortmel- 
dungen; ich schließe die Besprechung. 

Der weitestgehende Antrag ist derjenige, den 
der Abgeordnete Niebes für die kommunistische 
Gruppe begründet hat. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Der Antrag ist gegen die 
Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag ' 
Umdruck Nr. 887 betreffend Ziffer 11, den der 
Abgeordnete Seuffert begründet hat. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Antrag der SPD Um- 
druck Nr. 887 zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Meine Damen und Herren, wir wollen versuchen, 
es durch Aufstehen zu klären. Ich bitte die Damen 
und Herren, die für den Antrag sind, sich zu er- 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist 
zu meinem Bedauern nicht klar. Ich bitte im Wege 
des Hammelsprungs auszuzählen. Wer für den An- 
trag ist, begibt sich durch die Ja-Tür. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich darf bitten, den Saal möglichst schnell zu räu- 
men. — Ich bitte auch die letzten Nachzügler, den 
Saal zu räumen. 

Ich bitte mit der Auszählung zu beginnen. 
(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte die Abstimmung zu beschleunigen. — Ich 
bitte die Abstimmung zu schließen. 

Ich gebe das Ergebnis der Abstimmung bekannt. 
Für den Antrag haben gestimmt 142 Abgeordnete, 
gegen den Antrag 144 Abgeordnete bei einer Ent- 
haltung. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die Ziffer 11 
in der Ausschußfassung zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit; Ziffer 11 ist angenommen. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

— Meine Damen und Herren, ich darf Sie freund- 
lichst bitten, diese gute Besetzung des Hauses bis 
zur Beendigung der zweiten Beratung aufrechtzu- 
erhalten; das erleichtert uns die Abwicklung der 
Abstimmung. 

Ich rufe auf Ziffer 12, — 13, — 14, — 15. — 

(Zuruf des Abg. Dr. Miessner.) 

— Also ich darf zunächst — Ziffer 12 entfällt — 
über Ziffer 13 und Ziffer 14 in der Fassung der 
Ausschußvorlage abstimmen lassen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Ziffern 13 und 14 zu- 
zustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Das 
ist die Mehrheit; angenommen. 

Zu Ziffer 15 Herr Abgeordneter Miessner, bitte! 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Ausschuß hat die Regie- 
rungsvorlage insofern ergänzt, als er der Regierung 
die Ermächtigung gegeben hat, bei den Einkünften 
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(A) aus selbständiger Arbeit, also bei den freien Be- 
rufen, höhere Betriebsausgaben in Höhe einer Pau- 
schale von jährlich 1200 DM zu gewähren. Die 
Gründe dafür sind bekannt. Sie gelten aber auch, 
und wohl noch in weit stärkerem Maße, für alle 
Einkünfte aus unselbständiger Arbeit, also für die 
Lohn- und Gehaltsempfänger. Wenn ein entspre- 
chender Vorschlag für diese Gruppe von Einkom- 
mensbeziehern in der Ausschußvorlage nicht ent- 
halten ist, so nicht etwa deshalb, weil ein solcher 
Antrag im Ausschuß abgelehnt worden wäre. Es ist 
über diese Frage ausführlich gesprochen worden. 
Lediglich aus der Verantwortung, die schnelle Ver- 
abschiedung der Steuervorlage nicht zu gefährden, 
ist von einer entsprechenden Ermächtigung abge- 
sehen worden. Die an sich berechtigten Wünsche 
sind also nur zurückgestellt worden. Ich möchte aber 
doch die Regierung ausdrücklich bitten, bei einer 
eventuellen Ermächtigung für die Freiberufler den 
engen Zusammenhang mit den Festbesoldeten zu 
berücksichtigen und diese Dinge spätestens bei der 
großen Steuerreform auf eine gleiche Linie zu 
bringen. 

Präsident Dr. EhSers: Das Haus hat diese auf- 
klärende Bemerkung zur Kenntnis genommen. ■ — 
Keine weiteren Wortmeldungen. Ich bitte die 
Damen und Heren, die der aufgerufenen Ziffer 15 
zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 16. Ich bitte die Damen und 
Herren, die zuzustimmen wünschen, um ein Hand- 
zeichen. — Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Art. 2 entfällt. Ich rufe auf Art. 3. — Ich bitte 
die Damen und Herren, die Art. 3 zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Das ist die 

(B) Mehrheit; angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich kehre noch einmal 
zu dem Fortfall des Art. 2 zurück. Der Herr Bun- 
desminister der Finanzen wünscht dazu das Wort. 
Bitte! 

(Zurufe.) 

— Zu Art. 2, der wegfällt. Dazu wünscht der Herr 
Bundesfinanzminister das Wort, er hat das Recht, 
jederzeit zu sprechen. 

Schaffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
ganz kurz Stellung nehmen zu der Frage der ge- 
meinsamen oder getrennten Veranlagung der Ehe- 
gatten, insbesondere der in einem fremden Betrieb 
nicht selbständig arbeitenden Ehefrau. Das ist die 
Bestimmung, um die es sich hier in dem Gesetz- 
entwurf handelt. Wenn ich den Herrn Bericht- 
erstatter, wie ich hoffe, richtig verstanden habe, 
dann ist der Ausschuß zu einem Ergebnis nicht ge- 
kommen. Der Ausschuß hatte zunächst den Grund- 
satz ausgesprochen, daß es bei der bisherigen recht- 
lichen Regelung nicht bleiben könne. Er hat dann 
eine Wahl treffen wollen, welcher Weg gegangen 
werden solle, ob die vom Bundesrat oder die von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Regelung ge- 
troffen werden solle. Und dann sind, wenn ich es 
richtig verstanden habe, beide Regelungen abgelehnt 
worden, und ein neuer Weg ist nicht gefunden wor- 
den. Es steht also das Votum des Ausschusses fest: 
Die jetzige Regelung ist unhaltbar; aber ein Aus- 
weg ist nicht genannt. Alle Vorschläge sind mit 
Mehrheit im Ausschuß abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren, ich darf doch darauf 
hinweisen, daß auch in der Denkschrift des Deut- 


schen Gewerkschaftsbundes ganz klar ausgespro- (C) 
chen ist, daß die jetzige Regelung auf diesem Ge- 
biet ein Ding der Unmöglichkeit und eine Unge- 
rechtigkeit ist. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

In dieser Denkschrift des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes ist ausgesprochen, daß ein neuer Weg ge- 
funden werden sollte. Der Deutsche Gewerkschafts- 
bund hat gesagt, wenn man überhaupt zu einer ge- 
trennten Veranlagung aller Ehegatten käme — er 
war klug genug, zuzugestehen, daß das bei der 
heutigen Situation haushaltswirtschaftlich völlig 
unmöglich ist, und hat den Gedanken nicht ver- 
folgt — , wäre es logisch, dann wenigstens den Weg 
zu gehen, den der Deutsche Bundesrat vorgeschla- 
gen hat, also den Weg, daß grundsätzlich nicht meh- 
rere Begünstigungen gleichzeitig gegeben werden 
— getrennte Veranlagung und niedrigere Steuer- 
klasse — , sondern für den getrennt Veranlagten 
grundsätzlich die Steuerklasse I. Das ist die Situa- 
tion, wie sie sich nach außen spiegelt. 

Ich muß feststellen, daß schon durch die Be- 
schlüsse des Ausschusses Einnahmeausfälle in be- 
trächtlichem Maße eintreten und daß der Wegfall 
dieser Bestimmung die haushaltswirtschaftlichen 
Bedenken, die im Bundesrat vielleicht kommen — 
denn letzten Endes handelt es sich um eine Steuer, 
die nach wie vor zu 60 den Ländern zufließt — , 
nur steigern wird. Wer will, daß das Gesetz über- 
haupt zustande kommt — das möchte ich in allem 
Ernst sagen — , muß nach meinem Dafürhalten 
auch wollen, daß in diesem Punkt irgendeine Rege- 
lung gefunden wird. Ich halte die Regierungs- 
vorlage für die bessere. Ich würde mich unter Um- 
ständen noch damit abfinden können, einen Weg 
zu gehen, wie ihn der Bundesrat vorgeschlagen hat. 
Aber den jetzigen Zustand beizubehalten, bringt 
die Gefahr mit sich, daß der Gesetzentwurf im 
Bundesrat und auch in der Öffentlichkeit auf große 
Schwierigkeiten stößt, und ich möchte dringend 
bitten, einen Weg zu finden, der zur endgültigen 
Klärung dieser Frage führt, 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Seuffert! 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gegenüber den Ausführungen des 
Herrn Bundesfinanzministers möchte ich rein be- 
richtigend feststellen: Das Votum des Ausschusses 
ist eindeutig — und das ist auch in der Bericht- 
erstattung zum Ausdruck gekommen — , daß 
mit diesem Gesetz und in diesem Rahmen 
eine Änderung des bisherigen Zustands nicht ein- 
treten soll. Ich glaube, daran ist nicht zu deuteln. 
Wenn der Ausschuß in Erwägung gezogen hat, daß 
Änderungen des bisherigen Zustandes einiges für 
sich haben könnten, ist demgegenüber festzustellen, 
daß er sich ebenso eindeutig in seiner Mehrheit 
dafür ausgesprochen hat — ■ das ist auch in der Be- 
richterstattung vollkommen richtig betont worden 
— , daß diese Änderungen nicht bei diesem Gesetz, 
sondern allenfalls nur im Rahmen der wirklichen 
großen Steuerreform vorgenommen werden sollen. 

Was die Schwierigkeiten in der Öffentlichkeit 
anlangt, so weiß ich nicht, ob der Herr Bundes- 
finanzminister über die Schwierigkeiten, die seine 
Vorlage in der Öffentlichkeit gefunden hat, richtig 
unterrichtet ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich möchte mich aber jetzt auf diese Bemerkun- 
gen beschränken, nachdem keinerlei Antrag zu 
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diesem Punkt vorliegt — auch nicht ein Antrag des 
Herrn Abgeordneten Schaffer — und über den 
Punkt bereits abgestimmt worden ist. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Seuffert, 
über den Punkt ist noch nicht abgestimmt worden, 
sondern ich konnte darüber nicht .abstimmen, da 
der Ausschuß dazu keinen Antrag gestellt hat. — 
Herr Abgeordneter Wellhausen! 

(Abg. Dr. Wellhausen: Als Berichterstatter!) 

Dr. Wellhausen (FDP), Berichterstatter: Sowohl 
der Herr Bundesfinanzminister wie der Kollege 
Seuffert haben meine Berichterstattung nicht kriti- 
siert, aber erwähnt. Ich möchte doch, damit kein 
Mißverständnis aufkommt, folgendes sagen: Wir 
haben ein Vakuum geschaffen, indem wir zuerst — 
vielleicht war das falsch — ■ im Finanzausschuß dar- 
über abgestimmt haben, ob der jetzige Zustand bei- 
behalten werden soll. Das war unsere erste Ab- 
stimmung, und diese Abstimmung hat dazu geführt, 
daß der Antrag, den jetzigen Zustand beizubehal- 
ten — den ich übrigens persönlich gestellt habe — , 
abgelehnt worden ist. Insofern, glaube ich, ist rein 
rechtlich — oder wenn Sie wollen, auch technisch 
— die Vorstellung des Herrn Minister Schäffer 
richtiger. Es hat aber ungeheuer wenig Zweck, dar- 
über zu diskutieren, solange dieses Haus nicht 
irgendeinen Antrag • — • ich hätte bald gesagt: ge- 
boren — gestellt hat, über den wir hier abstimmen 
können. Insofern hatte unser Präsident — wie 
meistens — das richtige natürliche Empfinden. 

(Heiterkeit.) 

Präsident Dr, Ehlers: Meine Damen und Herren, 
nach diesem Meinungsaustausch kehre ich zurück 
{B> zu Art. 3. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Art. 3 zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe Art. 4 auf. — Keine Wortmeldungen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Art. 4 zuzustim- 
men wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — - Enthaltungen? — Das erste 
war die Mehrheit; Art. 4 ist angenommen. 

Zu Art. 5 liegt ein Änderungsantrag der Abge- 
ordneten Raestrup, Schmücker, Dr. Freiherr von 
Fürstenberg, Dr. Köhler und Genossen Umdruck 
Nr. 888 vor. 

Zur Begründung Herr Abgeordneter Raestrup, 
bitte! 

Raestrup (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der § 10 a war ursprünglich vom Mit- 
telstand für die kleine Steuerreform erwünscht 
worden. Wir haben das damals von der CDU auch 
befürwortet. An Stelle des § 10 a ist dann, was für 
den Mittelstand meines Erachtens genau so günstig 
ist, die ermäßigte Steuertabelle gekommen. Aber 
jetzt sind wegen der Nachversteuerung des stehen- 
gebliebenen Gewinnes sowohl bezüglich § 10 a wie 
auch bezüglich § 32 a Schwierigkeiten entstanden. 
Es ist praktisch so gewesen, daß, wenn ein mittel- 
ständischer Betrieb 30 Vo von seinem Gewinn ste- 
henließ, er eine Steuerermäßigung von 15% be- 
kam. Die Lösung, die die Regierungsvorlage zur 
Ablösung dieser Sache vorgeschlagen hat, war an 
sich sehr einfach. Der Steuerpflichtige konnte auf 
Antrag gegen eine Nachsteuer von 10% über den 
stehengebliebenen Gewinn verfügen. 

Leider hat — und für mich unbegreiflicherweise 
— der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen aus 


dieser sehr gesunden Kan n-Vorschrift eine M u ß- (O 
Vorschrift gemacht und hat einfach gesagt: gleich- 
gültig ob der Steuerpflichtige seinen Gewinn ste- 
henläßt und auch in Zukunft stehenlassen will, er 
hat 10®/o des stehengelassenen Gewinnes nachzu- 
versteuern. Ich möchte Ihnen an einem Beispiel 
klarmachen, was das für den Mittelstand bedeutet. 
Wenn ein mittelständischer Geschäftsmann im 
Jahre 1951 bei einem Einkommen von 20 000 DM 
30 ®/o hat stehenlassen, so sind das 6000 DM gewe- 
sen. Diese 6000 DM hat er in seinem Geschäft fest- 
gelegt; damit arbeitet er. Jetzt muß er plötzlich 
einen Betrag von 600 DM als Nachsteuer zahlen. 
Kein Mittelständler wird es verstehen, wenn er 
diesen neuen Steuerzettel ins Haus geschickt be- 
kommt. Ich verstehe wirklich nicht, daß der Finanz- 
und Steuerausschuß, der eigentlich dem Steuer- 
fiskus gegenüber die Interessen der Steuerpflich- 
tigen wahrnehmen sollte, fiskalischer ist als der 
Fiskus selbst. Ich meine, wenn der Finanzminister 
mit einer Kann- Vorschrift einverstanden ist, dann 
sollten wir daraus keine Muß- Vorschrift machen. 

Genau so verhängnisvoll und unangenehm wie 
der § 10 a für die mittelständischen Betriebe wirkt 
sich der § 32 a für den großen Unternehmer aus, 
der heute noch den Mut besitzt, sein Werk in der 
Form einer offenen Handelsgesellschaft unter Haf- 
tung mit seinem ganzen Vermögen — im Gegensatz 
zu den anonymen Betrieben — weiterzuführen. 
Dieser Unternehmer muß, weil der § 32 b fortfällt, 
die Gesamtsumme des in den Jahren 1951, 1952 
und 1953 stehengelassenen Gewinns mit lOVo nach- 
versteuern. Nun soll man ihm wenigstens bezüg- 
lich §‘32 a die Wahl darüber lassen, ob er nadiver- 
steuern oder den Betrag stehenlassen will. Vom 
Finanzminister ist mir das Bedenken entgegen- 
gehalten worden, es ließe sich verwaltungsmäßig (D) 
schlecht kontrollieren, ob der Gewinn auch wirk- 
lich stehenbleiben würde. Ich will Ihnen dazu 
etwas sagen. Erstens ist eine verwaltungstechnische 
Schwierigkeit kein Grund, jemanden mit Steuern 
zu belasten. Zweitens aber habe ich auf Grund 
meiner Erfahrungen zu den Finanzbeamten, die 
heute die Betriebe revidieren, viel mehr Vertrauen. 

Ich habe augenblicklich die gesetzlich vorgeschrie- 
bene Steuerprüfung in meinem Hause. Ich kann 
Ihnen sagen, daß ich mich sehr gut mit diesen Her- 
ren stehe; aber sie sind so unheimlich klug, so 
schlau, daß sie noch nach 100 Jahren dahinter- 
kämen, wenn einer nur 100 Mark von dem stehen- 
gelassenen Gewinn zu Unrecht entnommen haben 
sollte. 

Ich bitte Sie also, meine Damen und Herren, im 
Interesse des Mittelstandes und der selbständigen 
Unternehmer, die heute noch den Mut besitzen, 
einen Betrieb unter Haftung mit ihrem gesamten 
Vermögen zu führen, auf den Vorschlag des Finanz- 
ministeriums zurückzukommen und die vom Aus- 
schuß konstruierte Muß-Vorschrift abzuschaffen 
und die Kann-Vorschrift wiederhcrzustellen. Das 
ist der Zweck unseres Änderungsantrags, den ich 
aus den vorgetragenen Gründen anzunehmen bitte. 

Präsident Dr, Ehlers: Herr Abgeordneter Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausschußfassung des strittigen 
Art. 5 Abs. 2 unterscheidet sich von der Regierungs- 
fassung nicht nur darin, ob eine Ablösung vorge- 
nommen werden muß oder kann, sondern auch in 
den Bedingungen der Ablösung. Ob der Steuer- 
pflichtige bei der einen oder der anderen Fassung 
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günstiger fährt oder ein größerer oder geringerer 
Ausfall für den Steuerfiskus entsteht, kann nicht 
allgemein entschieden werden, sondern richtet sich 
nach der Bilanz, die man dabei im Auge hat. Für 
die eine Bilanz ist das eine, für die andere das 
andere günstiger. Darum geht es und nicht um 
mittelständische allgemeine Interesssen. 

Wir können die Bilanzen, um die es sich hier han- 
delt, nicht so genau beurteilen, wie sie der Kollege 
Raestrup eben im Auge gehabt hat. Wir sind der 
Ansicht, daß die Herren, die sich für die in Frage 
kommenden Bilanzen interessieren, das unter sich 
ausmachen sollen. Die sozialdemokratische Fraktion 
wird sich bei diesem Streit der Stimme enthalten. 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weitere Wortmel- 
dung. Ich komme zur Abstimmung über den Ände- 
rungsantrag Raestrup auf Umdruck Nr. 888. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihm zuzustim- 
men wünschen, eine Hand zu erheben. — Enthal- 
tungen? — Das erste war die Mehrheit. Der Antrag 
ist bei zahlreichen Enthaltungen angenommen 
worden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die Art. 5 unter 
Berücksichtigung dieser Änderung anzunehmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; ist angenommen. 

Ich rufe auf Abschnitt II, Art. 6, — Art. 7, — 
Abschnitt III, Art. 8, — Abschnitt IV, Art. 9. 

(Abg. Seuffert: Abschnitt II bitte gesondert!) 

— Jawohl, Abschnitt II gesondert. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Abschnitt II — Kör- 
perschaftsteuer — zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 

— Enthaltungen? Das erste war die Mehrheit. Ab- 
schnitt II ist angenommen. 

Wenn Sie eine gesonderte Abstimmung wün- 
schen, sagen Sie es bitte, damit die Sache verein- 
facht wird. 

Abschnitt IH, Art. 8, — Abschnitt IV, Art. 9, — 
Abschnitt V, Art. 10, — Art. 11, — Abschnitt VI, 
Art. 12. — Ich bitte die Damen und Herren, die 
die aufgerufenen Artikel anzunehmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit; 
sind angenommen. 

Ich rufe auf: Abschnitt VII, Art. 13 und 14. — 
Ich bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; angenommen. 

Zweiter Teil, § 1! Dazu hat der Abgeordnete 
Renner einen Antrag gestellt. Sie begründen den 
gesamten Antrag, Herr Abgeordneter Renner? 

(Abg. Renner: Ja!) 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben den Antrag gestellt, den 
Abschnitt I „Inanspruchnahme eines Teils der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer durch 
den Bund“ im Zweiten Teil „Finanzausgleich zwi- 
schen Bund und Ländern in den Rechnungsjahren 
1953 und 1954“ zu streichen. 

(Lachen bei der CDU.) 

Zuerst einmal ein Bild der Zahlen. Was bedeu- 
tet diese ständige Erhöhung des Anteils des Bun- 
des an diesen Hauptsteuerquellen? Ist-Ergebnis für 
den Bund aus dem Jahre 1951: 2278 Millionen DM. 
Ist-Ergebnis aus dem Jahre 1952: 3832 Millionen 
DM. Ansatz im Haushalt 1953: 5038 Millionen DM. 
Also mehr als ein Drittel des sogenannten Vertei- 
digungsbeitrags von 13,9 Milliarden werden in der 


Form aufgebracht, daß ständig der Anteil des Bun- 
des an den Einkommen- und Körperschaftsteuern 
erhöht wird, wobei gleichzeitig die Einnahmen der 
Länder und damit der Gemeinden entsprechend 
herabsinken. 

Nun haben wir uns im vorigen Jahr bei der Ver- 
abschiedung des Haushalts bereits eingehend über 
dieses Problem unterhalten. Damals wurde die 
scheinbar widerspruchsvolle Haltung des Bundes- 
rats zu dem Anspruch des Herrn Bundesfinanz- 
ministers auf Erhöhung des Bundesanteils aufge- 
zeigt. Heute will ich mich darauf nicht weiter ein- 
lassen, sondern ich will heute unserem „Gratwan- 
derer“ aus Bayern, dem heute als „so klug“ präsen- 
tierten Finanzminister — natürlich von seinen eige- 
nen Koalitionsparteien als klug herausgestellten 
Finanzminister — etwas Vorhalten, was aus seiner 
Heimat stammt. Vielleicht wirkt es doch ein biß- 
chen mehr auf ihn ein, da er doch ein Urbayer ist 
oder zu sein vorgibt, wenn man ihn mit Material 
schlägt, was seine eigenen Brüder in Bayern zu 
dem Problem zu sagen haben. 

Vor mir liegt eine Stellungnahme der Stadtge- 
meinden und Kreisvertretungen Bayerns gegen die 
Politik der Herren Schäffer und Adenauer auf dem 
heute zur Entscheidung stehenden Sektor. In die- 
sem Material wird eine Feststellung zitiert, die ich 
bereits im vorigen Jahr selber hier vorgetragen 
habe, nämlich die Feststellung des Deutschen 
Städtetages aus dem Jahre 1951, die lautet: „Die 
Finanzpolitik des Bundes und der Länder bedeutet 
den finanziellen Ausblutungsprozeß der Städte und 
Gemeinden.“ 

(Abg. Kunze: Das haben wir erlebt!) 

Und nun sagen die lieben Bayern des Herrn Grat- 
wanderers dazu folgendes. Im „Gemeindekurier“, (D) 
also einem urbayerischen Fachorgan, in dem keine 
Kommunisten mitarbeiten, Herr Schäffer, heißt es 
in einem Artikel: 

Landkreise und Gemeindeverbände protestie- 
ren einmütig gegen die drohende Aushunge- 
rung im Finanzausgleich für 1953. 

Was wird dort festgestellt? 

Der bayerische Finanzminister Zietsch 

— Parteizugehörigkeit ist ja klar, nicht wahr? — 
Klarer Fall! — 

(Zurufe von der CDU: Sagen Sie es doch!) 
hat im Landtag 

— so heißt es in dem Artikel; aus meiner Quelle 
stammt es nicht — 

in seiner am 11. Februar gehaltenen großen 
Haushaltsrede den vom Bayerischen Minister- 
rat geplanten Finanzausgleich für den Staat 
und die Gemeinden bekanntgegeben. Der Ver- 
band der bayerischen Landkreise und der Ver- 
band der Landgemeinden haben sich veranlaßt 
gesehen, gegen diese Haushaltsvorlage, die 
eine Kürzung der Staatsleistungen an die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände vorsieht, auf 
das schärfste zu protestieren. Der Vorsitzende 
des Landkreisverbandes Landrat Dr. Held aus 
Freising 

— das ist wieder einmal die Gegenseite, politisch 
gesehen — 

brachte zum Ausdruck, 

— so heißt es in dem Artikel — 

daß die neue Gemeindeordnung und Land- 
kreisordnung die Selbstverwaltung auf fein 
Minimum reduzieren und daß, 
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(A) — * und das ist das Entscheidende — 

wenn man die finanziellen Mittel der Land- 
kreise so, wie es in dieser Haushaltsvorlage ge- 
schehen ist, auf ein Minimum beschneide, es 
den Gemeinden nicht mehr möglich sei, Ein- 
richtungen zu schaffen, die der Wohlfahrt der 
Bevölkerung dienen und die Erfüllung ihrer 
überörtlichen kommunalen Aufgaben ermög- 
lichen. 

An einer anderen Stelle dieses Berichts wird 
festgehalten — was wir Kommunisten hier schon 
des öfteren gesagt haben — , daß die Städte-, Ge- 
meinde- und Kreisparlamente auf Grund dieses 
ständigen Abbaues der Zuweisungen vom Land da- 
zu übergehen, durch Schaffung anderer Einnahme- 
quellen kommunaler Natur diesen Ausfall zu er- 
setzen. Herr Erler hat ja in seiner vor kurzem 
bekanntgegebenen Broschüre sich auch über diese 
Wechselwirkung zwischen Schafferscher Politik und 
Ausweichpolitik in den Gemeinden geäußert und 
festgestellt, daß die Gemeinden nun gezwungener- 
maßen dazu übergehen müßten, die kommunalen 
Gebühren ständig zu erhöhen. Wenn man die De- 
batten bei den letzten Haushaltsverabschiedungen 
in den Gemeinden, vor allem in den Großstädten, 
einmal daraufhin untersucht, dann kommt man zu 
dem Ergebnis, daß die politischen Gewaltträger in 
den Gemeinden, ganz gleich, ob sie vom Blute des 
Herrn Schäffer sind oder ob sie die Fahne des 
Herrn Ollenhauer in der Gemeinde hochhalten, ein 
und dieselbe Politik betreiben: ständige Erhöhung 
der Abgaben für Gas, Wasser, Strom, ständige Er- 
weiterung der Konzessionsabgaben z. B.; und die 
neue Methode geht darauf hinaus, durch Aufnahme 
kommunaler Anleihen die Gelder hereinzubringen, 
die notwendig sind, um die Kriegsfolgelasten — 

(B) etwa für die Wiederherstellung von Schulen, Kran- 
kenhäusern usw. — zu decken. Dabei gehen die Ge- 
meinden dazu über, den Zinsen- und Tilgungs- 
dienst für diese Anleihen, die ja überhaupt nur 
unter halsabschneiderischen Bedingungen zu be- 
kommen sind, einfach aus dem ordentlichen Etat 
zu entnehmen, wodurch eine ständige Verschlech- 
terung der Ausgabenseite des ordentlichen Etats 
eintritt. Wir haben also wirklich die eigenartige 
Folgeerscheinung, daß man entgegen einer gesun- 
den kommunalen Finanzierungspolitik heute in 
Form dieser Anleihen über den ordentlichen Haus- 
halt Ausgaben finanziert, die früher nur über den 
außerordentlichen Haushalt gingen, die aber, was 
den Zinsen- und Tilgungsdienst angeht, aus den 
Erträgen des ordentlichen Haushalts gedeckt wer- 
den müssen. — Das ist die Lage in den Gemeinden. 

Und noch einmal: Sehen wir doch die Wechsel- 
wirkung! Jetzt verlangt der Bundesfinanzminister 
die Erhöhung des Bundesanteils auf 40®/o. Wer 
garantiert uns dafür, daß er bei zunehmender Ver- 
pflichtung aus der Wiederaufrüstungspolitik, die 
Herr Adenauer betreibt, diesen Bundesanteil nicht 
im laufenden Jahre bereits noch einmal in die 
Höhe treibt? Wer garantiert uns dafür? Es gibt 
keine Garantie. Aber den letzten beißen bei dieser 
Politik die Hunde; und die letzten sind unsere Ge- 
meinden, denen die Durchführung ihrer eigent- 
lichen Aufgaben heute bereits außerordentlich er- 
schwert, wenn nicht gar unmöglich gemacht wird. 
Das ist die Wechselwirkung dieser Politik der 
Kriegsvorbereitungen, wie sie hier systematisch 
betrieben wird. 

(Zuruf.) 

— -Ja, daß Sie das nicht gern hören, kann ich Ihnen 
gar nicht einmal übelnehmen. Aber es ist doch nun 


nicht zu bestreiten, daß die Ursachen von mir rieh- (^) 
tig dargestellt worden sind 

(Abg. Dr. Wuermeling: Nein, nein! Die 
liegen im Osten!) 

und daß auch die Auswirkungen von mir richtig 
dargestellt worden sind. Ich möchte Sie sehen, 
wenn Sie als kleine Stadtverordnete in Ihrer Ge- 
meinde zu den Dingen Stellung nehmen müssen. 
Was machen Sie denn da? 

(Abg. Dr. Wuermeling: Da sagen wir die 
Wahrheit!) 

Da stellen Sie sich hin und jammern über die Fol- 
gen der Schäfferschen Politik. In den Gemeinden 
jammern Sie über die Politik, die Sie hier mit- 
machen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Nein, nein! Wir 
haben kein doppeltes Gesicht!) 

Sie führen diese Politik treuestens durch — das 
ist doch das Ungute an Ihrer politischen Haltung 
in der Heimatgemeinde und hier im Bundestag! 

(Abg. Dr. Wuermeling: Wir haben kein 
doppeltes Gesicht wie Sie!) 

— Natürlich haben Sie ein doppeltes Gesicht! Sie 
berauben die Bürger und machen die Bürger in 
der Gemeinde für die Aufbringung der Gelder 
haftbar, die der Herr Schäffer in Form der stän- 
digen Erhöhung des Bundesanteils der Einkom- 
men- und der Körperschaftsteuer ihnen stiehlt. Das 
ist die Lage, und alle anderen Erklärungen gehen 
an diesem Tatbestand vorbei. 

Aus diesem Grunde haben wir beantragt, diesen 
Vorschlag zu streichen. Wir gehen noch einen 
Schritt weiter. Bei den Beratungen der Haushalte 
in den Gemeinden hat sich überall herausgestellt, 
daß die Gemeinden dank der Verknappung der Zu- (D) 
Schüsse vom Lande her nicht mehr in der Lage 
sind, auch nur anteilmäßig die Mittel aufzubringen, 
die zur Durchführung eines ausreichenden sozialen 
Wohnungsbaues benötigt werden, und daß sie auch 
nicht mehr die Gelder haben, um die notwendigen 
Schulhausreparaturen und Schulhausneubauten zu 
finanzieren. Im Regierungsentwurf — das sollte 
wohl die böse Absicht in etwa kaschieren — stand 
noch der Vorschlag, den Herrn Bundesfinanzmini- 
ster zu verpflichten, 200 Millionen DM vom Bund 
an die Gemeinden zur Finanzierung des Schulhaus- 
baues abzugeben. Im Ausschuß ist das gestrichen 
worden. 

(Zuruf von der Mitte: Sie wollten es nicht!) 

— Er wollte es nicht? 

(Abg. Neuburger: Nein, die Länder haben 
darauf verzichtet!) 

— Die Länder haben darauf verzichtet? Die Län- 
der haben todsicher nur deshalb darauf verzichtet, 
weil sie hofften, diese Erhöhungsmaßnahme werde 
ihnen erspart. Nur das kann der Grund dafür sein, 
daß die Länder verzichtet haben. — Aber wir ha- 
ben hier von dem Berichterstatter nichts darüber 
gehört, warum der Ausschuß diese Bestimmung 
gestrichen hat. Es ist doch ein Tatbestand, daß sie 
in dem ursprünglichen Gesetzentwurf der Regie- 
rung enthalten war. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wellhausen.) 

— Aber ich tue Ihnen ja gar nicht weh! Sie haben 
ja nur einen Mehrheitsbericht gegeben. Ich will 
Ihnen persönlich im Augenblick gar nichts. — Aber 
ich stelle fest, daß die Gemeinden — das beweist 
doch das Studium der kommunalen Haushaltspläne 
für das laufende Jahr — die Gelder gar nicht mehr . 
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haben, um den Schulhausneubau zu finanzieren. 
Selbst wenn die Länder verzichtet haben sollten, 
muß man im Interesse der Gemeinden darauf be- 
stehen, daß den Gemeinden die Wiederherstellung 
und der Aufbau der benötigten Volksschulen und 
höheren Schulen ermöglicht werden. Aus eigener 
Kraft können sie es heute nicht mehr. Sie können 
es nur dann, wenn der Bund auf seine Politik der 
Finanzierung des Krieges verzichtet, wenn die 14 
Milliarden, die heute schon verpulvert werden, um 
unser Volk in einen neuen Krieg hineinzutreiben, 
zur Linderung unserer sozialen Not verwendet 
werden. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Endlich sind Sie 
wieder beim Thema!) ^ 

— Ja, endlich bin ich bei dem Thema, das Sie nicht 
hören wollen. Aber dieses „Thema“ wird Ihnen 
im Wahlkampf oft genug vom deutschen Volk ent- 
gegengehalten werden. Seien Sie dessen sicher, das 
deutsche Volk wird Sie darauf hinweisen! 

Wer also den Gemeinden helfen will, ihre ge- 
meindlichen Aufgaben zu erfüllen, wer etwas tun 
will für die Bürger in den Gemeinden, wer etwas 
dazu beitragen will, den Gemeinden zu ermög- 
lichen, ihre ureigensten kommunalen Aufgaben zu 
erfüllen, der muß sich gegen diese Politik Schäf- 
fers einstellen und der muß unserem Antrag statt- 
geben. 

Deshalb bitte ich, die Dinge einmal von dem Ge- 
sichtspunkt und den Bedürfnissen der Gemeinden 
her zu sehen und nicht immer nur vom Stand- 
punkt der Politik des Herrn Adenauer und von den 
Befehlen des Herrn Dulles aus. 

(Beifall bei der KPD. — Abg. Dr. Wuer- 
.g. meling: Renner als Vorkämpfer der Selbst- 
verwaltung; das ist ja herrlich! — Abg. 

Renner: Ja, das war ich schon immer!) 

Präsident Dr, Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor; ich schließe die Besprechung. 

Herr Abgeordneter Renner hat beantragt, den 
§1 zu streichen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das zweite ist die Mehrheit; dieser Antrag ist 
abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 1 in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — ■ Das erste war die Mehrheit; 
der § 1 ist angenommen. 

Herr Abgeordneter Renner hat beantragt, den 
§ 2 zu streichen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die diesem Antrag des Herrn Abgeordneten Ren- 
ner zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 2 in der 
Ausschußfassung anzunehmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit; 
der § 2 ist angenommen. 

Ich rufe § 3 auf. Herr Abgeordneter Renner hat 
beantragt, den Abs. 1 neu zu fassen und Abs. 2 und 
3 in der Fassung der Drucksache Nr. 4092 wieder- 
herzustellen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
diesem Antrag des Herrn Abgeordneten Renner 
zuzustimmen wünschen, um ein Plandzeichen. — • 
Ich bitte um die Gegenprobe, — Dieser Antrag ist 
abgelehnt. 


Herr Abgeordneter Renner hat beantragt, § 4 in (C) 
der Fassung der Drucksache Nr. 4092 wiederher- 
zustellen. Ich bitte die Damen und Herren, die die- 
sem Antrag zuzustimmen wünschen, um ein Hand- 
zeichen. — Dieser Antrag ist gegen die Stimmen 
der Antragsteller abgelehnt. 

Ich rufe auf Dritter Teil, § 1, — § 2, — § 3, — 
Einleitung und Überschrift Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesen Paragraphen sowie der Einlei- 
tung und der Überschrift zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — • Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Diese Ziffern sind bei 
zahlreichen Enthaltungen angenommen. Damit ist 
die zweite Beratung dieses Gesetzentwurfs be- 
endet. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung des Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes (Nr. 4296 der 
Drucksachen); 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ab- 
änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
(Nr. 4177 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen für die erste Be- 
ratung beider Gesetzentwürfe eine Redezeit von 
höchstens 90 Minuten vor. — Das Haus ist damit 
einverstanden. 

Zur Begründung hat das Wort der Herr Bundes- 
minister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Hohe Haus hat in seiner 248. Sitzung am 29. Ja- 
nuar dieses Jahres beschlossen, die Bundesregie- 
rung zu ersuchen, dem Hohen Hause unverzüglich (^) 
ein Gesetz zur Änderung des Versorgungsgesetzes 
vorzulegen, das die Versorgungsbezüge und die 
Anrechnungsbestimmungen für die Berechnung der 
Versorgungsbezüge entsprechend dem veränderten 
Lohn- und Preisgefüge neu festsetzt. Diesem Er- 
suchen des Hohen Hauses ist die Bundesregierung 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf nachgekom- 
men. In diesem Gesetzentwurf finden Sie Leistun- 
gen vor allen Dingen für diejenigen Personen, die 
sich, weil sie als Kriegsbeschädigte nicht im Er- 
werbsleben stehen können, in besonders schwieri- 
gen wirtschaftlichen Verhältnissen befinden. An 
eine Erhöhung der Grundrenten konnten wir nicht 
denken, weil uns dafür die notwendigen Mittel 
nicht zur Verfügung stehen. Insgesamt werden die 
Ihnen hier vorgelegten Verbesserungen einen Ko- 
stenaufwand von ungefähr 270 Millionen DM aus- 
machen. Wir könnten diese Beträge meines Erach- 
tens decken, weil wir schon bei der Festsetzung des 
Etats die Mittel so eingesetzt haben, daß wir der- 
artige Beanspruchungen erfüllen können. 

Ich möchte auf die Einzelheiten der Verbesserun- 
gen nicht eingehen. Sie finden alle diese Zahlen 
im Gesetz selbst und in der Begründung. Eine 
Sache ist hier allerdings mit angegeben, die von 
der bisherigen Regelung der Kriegsopferversor- 
gung abweicht. Wir haben uns bei der Elternrente 
davon leiten lassen, daß die alten Eltern dann, 
wenn sie mehr als einen Sohn im Krieg verloren 
haben und damit mehr als eine Stütze für ihre Al- 
tersversorgung einbüßen mußten, eine besondere 
Zulage auch für den zweiten und dritten Ernährer 
erhalten. Sonst bewegen wir uns im Rahmen des 
bisherigen Gesetzes und legen Zulagen auf die bis- 
her gewährten Renten. Wir wollen hoffen, daß wir 
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(A) durch dieses Gesetz dort, wo die Not am größten 
ist, für die Kriegsopfer eine Erleichterung der Le- 
bensmöglichkeiten schaffen können. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Hartmann zum Punkt 3 b. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bei Punkt 3 b (Drucksache Nr. 4177) han- 
delt es sich um ein Initiativgesetz des Bundesrates, 
zu dem die Bundesregierung ablehnend Stellung 
nehmen muß. Ich darf aus den Gründen, die in der 
Drucksache ausführlich wiedergegeben sind, nur 
folgendes hervorheben. 

Es handelt sich hier nicht um eine Erhöhung der 
Leistungen an die Rentenberechtigten, sondern um 
eine Meinungsverschiedenheit zAvischen den Län- 
dern und dem Bund über die Frage, ob die Länder 
jetzt nachträglich noch zu Lasten des Bundes einen 
Betrag von 60 Millionen DM — so hat ihn der Bun- 
desrat selbst beziffert — bekommen sollen oder 
nicht. Daher ist audi weniger der Herr Bundes- 
minister für Arbeit als in erster Linie das Bundes- 
ministerium für Finanzen hieran interessiert. 

Es war der Wille des Gesetzgebers, das Kriegs- 
opferversorgungsrecht zu vereinheitlichen. Da in 
einigen Ländern vorher höhere Leistungen gegeben 
wurden, mußten sich notwendig hinterher niedri- 
gere Leistungen ergeben, und in der Übergangs- 
zeit bis zur Neuberechnung der Leistungen sind 
diese Mehrbeträge nach dem Grundsatz des Ge- 
setzes von den Ländern aufzubringen, die vorher 
höhere Leistungen durch Landesgesetze normiert 
hatten. Zur Entlastung dieser Länder hat aber der 
Gesetzgeber im § 86 des Gesetzes vorgesehen, daß 
der Bundeshaushalt die in den ersten drei Mona- 
ten nach Inkrafttreten des Bundesversorgungs- 
gesetzes entfallenden Mehrbeträge übernimmt. 

In dieser Fassung hat der Bundesrat dem Gesetz 
zugestimmt. Er mußte sich dabei darüber klar sein, 
daß die Umrechnung von mehr als 4 Millionen 
Rentenfällen mehr als sechs Monate beanspruchen 
würde. Diese sechs Monate sind auch nur eine 
Durchschnittszahl, die die finanzielle Auseinander- 
setzung zwischen Bund und Ländern vereinfachen 
sollte. Es war klar, daß ein Teil der Rentenberech- 
nungen erst nachher erfolgen konnte. 

Die Bundesregierung hat auch noch zwei weitere 
Maßnahmen ergriffen, die den Ländern die Tra- 
gung dieser Auswirkungen erleichtern sollten. Bei 
der Bemessung des Bundesanteils an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer für 1951 ist ein Be- 
trag von 30 Millionen zugunsten der Länder be- 
rücksichtigt worden. Ferner ist durch einen Erlaß 
des Herrn Bundesarbeitsministers vom 7. Februar 
1951 bestimmt worden, daß bei einer Minderung 
oder Entziehung der Rente bis zum 30. Juni 1951 
eine einmalige Zuwendung in Höhe der Hälfte des 
Rentenverlustes zu Lasten des Bundeshaushalts ge- 
leistet werden darf. 

Der jetzige Initiativantrag des Bundesrates 
würde das Rechnungsjahr 1953 belasten. Der Bun- 
desrat hat aber seinen Gesetzesvorschlag nicht mit 
einer Deckungsvorlage versehen, so daß die Bun- 
desregierung im Falle der Annahme des Vorschlags 
genötigt sein würde, die Zustimmung gemäß 
Art. 113 des Grundgesetzes zu versagen. 

Wenn ich mir in diesem Zusammenhang eine An- 
regung erlauben darf — ich habe eben schon auf 


den mehr finanziellen Charakter dieses Gesetzes (C) 
hingewiesen — , so würde es wohl zweckmäßig 
sein, daß sich federführend der Haushaltsausschuß 
des Hohen Hauses mit dem Initiativantrag des Bun- 
desrats befaßt. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Dr. Probst. 

Frau Dr. Probst (CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Herren und Damen! Sämtliche demo- 
kratischen Parteien dieses Hohen Hauses haben 
sich im Oktober 1950 feierlich zu dem Recht der 
Kriegsopfer bekannt, wie es im Bundesversorgungs- 
gesetz — in grundlegender Struktur — Gestalt ge- 
wonnen hat. ^Wir haben uns dabei zu einer Rente 
bekannt, die dem hundertprozentig erwerbsgemin- 
derten Schwerkriegsbeschädigten den vollen Le- 
bensunterhalt einsÄließlich des den Kriegsopfern 
zustehenden Anteils am kulturellen Leben des 
deutschen Volkes gewährt. Heute haben wir ange- 
sichts der Gesamtentwicklung, aber auch angesichts 
der Erfahrungen, die wir mit der Durchführung 
des Bundesversorgungsgesetzes gemacht haben, die 
Verpflichtung, so rasch wie nur möglich an die 
Revision des vor dreieinhalb Jahren geschaffenen 
Gesetzes zu gehen und diese Überprüfung im Aus- 
schuß mit aller gebotenen Verantwortung vorzu- 
nehmen. 

Meine Herren und Damen, den Kriegsopfern, 
den Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen ein- 
schließlich der Eltern und Waisen steht ein gerech- 
ter Anteil am wachsenden Sozialprodukt zu. Die 
Renten und die Einkommensfreigrenzen müssen 
an das veränderte Lohn- und Preisgefüge und an 
die inzwischen angestiegenen Leistungen der übri- 
gen Sozialgesetze angepaßt werden. Das Hohe Haus (U) 
hat bereits am 29. Januar 1953 im Zusammenhang 
mit der Verabschiedung des Gesetzes über die Ge- 
währung einer doppelten Monatsrente — Druck- 
sache Nr. 3901 — , die als Ausgleich für die in der 
zurückliegenden Zeit durch die Preiserhöhung ein- 
getretene Minderung der Rentenkaufkraft gegeben 
wurde, eine Novelle zum Bundesversorgungsgesetz 
verlangt, in welcher die Versorgungsbezüge ent- 
sprechend dem veränderten Lohn- und Preisgefüge 
neu festgesetzt werden sollen. 

Die Rente der Krieg erveitwe, die heute 50 Vo der 
Vollrente des erwerbsunfähigen verheirateten 
Kriegsbeschädigten beträgt, bedarf der Anpassung 
an den Prozentsatz anderer Sozialgesetze und des 
Beamtenrechts. Die erste Aufgabe der Mutter ist 
die Sorge für die Familie und die Erziehung der 
Kinder. Die Ruhensvorschriften müssen zur Dis- 
kussion gestellt werden. Die Elternrenten sind ent- 
sprechend neu zu gestalten, insbesondere in den 
Fällen, in denen einzige Kinder oder mehrere Kin- 
der gefallen sind. Die Notwendigkeit einer Umge- 
staltung der derzeitigen Einkommensfreigrenzen 
hat das Hohe Haus schon bei der ersten Novelle 
zum Bundesversorgungsgesetz grundsätzlich be- 
jaht, wobei die Fraktionen dieses Hohen Hauses 
sich darüber klar waren, daß diese erste Novelle 
zum Bundesversorgungsgesetz lediglich eine So- 
fortmaßnahme und nur eine Teillösung darstellt. 
Vor allem bedarf die Einkommensfreigrenze für 
das sogenannte „sonstige Einkommen“, nämlich 
u. a. Ruhegehälter und auch Einkommen aus selb- 
ständiger Arbeit, einer Änderung. Der Einheits- 
wert kann nicht das einzige Kriterium für den 
Ertragswert des Betriebs bleiben. Im allgemeinen 
muß gesagt werden, daß die Ausgestaltung der 
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(A) Einkommensfreigrenzen besonders auch für die 
Hinterbliebenen- und Elternrente nicht nur in Re- 
lation zur Rente gesehen werden darf, sondern 
einer absoluten Erhöhung bedarf. 

Über den Charakter der Grundrente habe ich — 
auch im Namen der Fraktion der CDU/CSU — 
schon des öfteren Grundsätzliches gesagt; ich darf 
mich im Zusammenhang mit der ersten Lesung der 
zweiten Novelle zum Bundesversorgungsgesetz 
darauf beziehen. Der Charakter der Grundrente 
muß erhalten bleiben. 

Bei der ersten Lesung, die grundsätzlichen Cha- 
rakter hat, verzichte ich bewußt auf die Behand- 
lung von Einzelproblemen, so sehr sie uns auch am 
Herzen liegen: sei es die Heil- und Krankenbehand- 
lung, sei es die Rentengestaltung selbst, sei es die 
soziale Fürsorge nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, sei es die Frage einer verbesserten Kapita- 
lisierung der Rente auch der Witwe zum Zwecke 
des Wohnungsbaues. Ich darf an dieser Stelle 
grundsätzlich zum Ausdruck bringen, daß neben 
der Anpassung des BVG an das veränderte Lohn- 
und Preisgefüge Härten des Gesetzes, die sich bei 
der Durchführung herausgestellt haben, gemildert 
und Lücken geschlossen werden müssen. Meine 
politischen Freunde und ich behalten sich vor, im 
Ausschuß entsprechende konkrete Anträge zu stel- 
len. In diesem Sinne stimmen wir für die Über- 
weisung des vorliegenden Gesetzentwurfs an den 
Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenen- 
fragen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer; Das Wort hat der 
Abgeordnete Maerkl. 

Maerkl (FU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach dem Regierungsentwurf eines Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes werden Elternrenten 
imd diesbezügliche Einkommensgrenzen um je 
DM 10 für ein Elternpaar und um je DM 5 für 
einen Eltemteil erhöht. Die Föderalistische Union 
— Bayernpartei und Zentrum — hält diese Be- 
träge für völlig imzureichend. Wenn man bedenkt, 
daß hiernach die Rente einer Mutter, die ihren 
Sohn, der ihren Lebensunterhalt bestritt, dem Va- 
terland geopfert hat, DM 55, gebunden an eine Ein- 
kommensgrenze von DM 90, betragen soll, so dürfte 
es gerechtfertigt erscheinen, sich hier einmal grund- 
sätzlich mit dieser Materie zu befassen. Es gibt 
heute viele Eltern und Elternteile, die ihr soge- 
nanntes „sonstiges Einkommen“, also die Differenz 
von Elternrente zur gesetzlichen Einkommens- 
grenze, aus der öffentlichen Fürsorge beziehen 
müssen. Viele haben schon bei der ersten Geld- 
entwertung Vermögen und ersparte Altersversor- 
gung durch den Staat verloren. Die Erziehung und 
Ausbildung der Kinder waren die einzigen Inve- 
stitionen und Rücklagen für den Lebensabend, be- 
inhaltet von der Gewißheit, durch die Sorge der 
Kinder um den künftigen Lebensunterhalt im Alter 
der Existenzsorgen entledigt zu sein. Wenn man 
davon spricht, daß eine angemessene Erhöhung der 
Eltemrenten, die ja nur unter ganz bestimmten 
Voraussetzungen gewährt werden, zwangsläufig 
Erhöhungen bei den Ausgleichsrenten der Witwen 
bringt, so darf doch darauf hingewiesen werden, 
daß erstens naturgemäß eine Erwerbstätigkeit der 
Eltern oder die Wiederverheiratung eines Eltern- 
teils Ausnahmen sind und zweitens 'die Witwenren- 
ten nicht schuld daran sein dürfen, daß die Versor- 
gung der Eltern, die ihren Ernährer verloren ha- 


ben, durch unzureichende Renten in Frage gestellt 
ist. 

Die Vorschläge des Bundesrats, wonach ein El- 
ternpaar DM 90 bei einer Einkommensgrenze von 
DM 140 und ein Elternteil DM 60 bei einer Ein- 
kommensgrenze von DM 105 erhalten sollen, be- 
grüßen wir als Mindestforderung und er- 
warten gerne, daß sich die Ausschußarbeit darüber 
hinaus erfolgreich für die Eltern unserer Gefalle- 
nen auswirken möge. Der vorliegende Gesetzes- 
änderungs- und -ergänzungsentwurf bedarf der 
Aufnahme einer weiteren Änderung, und zwar, daß 
auch dann für einen gefallenen Sohn Elternrente 
zu bezahlen ist, wenn glaubhaft nachgewiesen wer- 
den kann, daß die noch lebenden Kinder, beispiels- 
weise infolge Arbeitslosigkeit, nicht in der Lage 
sind, die Eltern zu ernähren, und billigerweise an- 
genommen werden kann, daß der Gefallene auf 
Grund seiner Berufsausbildung den Eltern oder 
dem noch lebenden Elternteil durch einen Zuschuß 
hätte behilflich sein können. 

Nicht nur aus sozialen, sondern auch aus mora- 
lischen Gründen, in Würdigung der Größe des Op- 
fers, das nicht nur Witwen, sondern auch Väter 
und Mütter unserer Gefallenen gebracht haben, bit- 
ten wir, unsere Anregungen und Vorschläge im 
Ausschuß zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der FU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Bazille. 

Bazille (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die auf Verlangen des Bundestages von 
der Bundesregierung heute vorgelegte zweite No- 
velle zum Bundesversorgungsgesetz gibt meiner 
Fraktion Veranlassung zu einer kritischen Prüfung, (D) 
ob und inwieweit die Versorgung der deutschen 
Kriegsopfer sich noch in Einklang mit jenen Grund- 
sätzen befindet, die sie in dieser Frage zur Richt- 
schnur ihres Handelns gemacht hat. 

Wir haben eine Lösung angestrebt, die als eine 
Sache des ganzen Volkes empfunden wird und sich 
der gebrachten Opfer würdig erweist. In solcher 
Meinung wurde von uns stets die Gemeinsamkeit 
dieses Anliegens auch auf der Gesetzgebungsebene 
des Bundestags betont. Deshalb glaubten wir auch 
bei der praktischen Anwendung der Versorgungs- 
gesetzgebung durch die Bundesregierung eine wohl- 
wollende, in Zweifelsfällen zugunsten der Betrof- 
fenen neigende Haltung voraussetzen zu können. 

Die deutschen Kriegsopfer und wir mit ihnen sind 
von der Bundesregienmg auf das bitterste ent- 
täuscht worden. Denn sie hat diese Grundsätze 
weithin nicht beachtet. 

Auch wir erkennen an, daß in unserer Zeit 
Sparsamkeit in der Verwaltung erforderlich ist. 
Aber wir müssen uns dagegen verwahren, daß sie 
in der Kriegsopferversorgungspraxis zur Ärmlich- 
keit wird, zur Ärmlichkeit durch die Art und 
Weise, in der der Wille des Gesetzgebers in den 
Verwaltungsvorschriften ausgedrückt wird. Das 
Bundesversorgungsgesetz sollte der Grundstein für 
eine Entwicklung sein, die es jedem Kriegsbeschä- 
digten und den Hinterbliebenen gestattet, mit der 
im Einzelfall notwendigen Hilfe der Gemeinschaft 
das Schicksal zu meistern. Wen der Schuß in die 
Lebenslinie traf, der braucht mehr als das tägliche 
Brot die Hoffnung, wieder herauszufinden aus der 
Trostlosigkeit seiner Lage. Zur Erfüllung dieser 
Hoffnung wäre es notwendig gewesen, das Bundes- 
versorgungsgesetz als eine Basis zu betrachten, die 
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(A) die Entwicklung in sidi birgt, daß den Kriegs- 
opfern im Zusammenhang mit der Zunahme unse- 
res Sozialprodukts ein gerechter Anteil an den 
Lebens- und Kulturgütern unserer Nation zuteil 
wird. Er wurde ihnen von der Bundesregierung 
verweigert. 

Die Regierung hat es nicht verstanden, den 
Willen des Gesetzgebers in die Tat umzusetzen. 
Alle Vorlagen auf dem Gebiet der Kriegsopferver- 
sorgung kamen zu spät und trugen in der Regel 
den Bedürfnissen nidit in ausreichendem Umfang 
Rechnung, so daß noch jedes Mal der Bundestag 
selber die Initiative ergreifen mußte. Das ist für 
die Bundesregierung beschämend und bedeutet 
nebenbei für die Mitglieder des Bundestages, die 
mit dieser Materie befaßt sind, eine zusätzliche, 
bei richtigem Funktionieren der Verwaltung ver- 
meidbare Belastung, die oftmals dicht an die 
Grenze des physisch Möglichen beim einzelnen ge- 
führt hat und weiterhin führt. 

Wir wollen als Ursache nicht den mangelnden 
Willen der Bundesregierung unterstellen; aber wir 
müssen einmal ganz offen aussprechen, daß die 
verwaltungsmäßige Besetzung der zuständigen 
Abteilung beim Bundesministerium für Arbeit ein- 
fach dem Problem der Versorgung eines so großen 
Personenkreises — das im übrigen mit einer Aus- 
gabe verbunden ist, welche die Dreimilliarden- 
grenze erheblich überschritten hat — nicht mehr 
gerecht wird und auch in der Vergangenheit nicht 
gerecht zu werden vermochte. 

Die Forderung einer selbständigen Hauptabtei- 
lung beim Bundesministerium für Arbeit ist so 
alt wie die Frage des Bundesversorgungsgesetzes 
selbst. Die Nichterfüllung dieser Forderung hat zu 
(B) einer ständig wachsenden Kritik der Kriegsopfer 
durch ihre dazu legitimierten Organisationen am 
Flerrn Bundesminister für Arbeit geführt. Aber 
anstatt dieser Kritik von Menschen, die durch 
ihre praktische Arbeit bewiesen haben, daß sie 
sowohl über den Sachverstand verfügen als auch 
mit letzter menschlicher Hingabe und Liebe dieser 
Aufgabe dienen, sein Ohr zu leihen, hat es der 
Herr Bundesminister für Arbeit versäumt, auf die- 
sem Gebiet den Notwendigkeiten Rechnung zu 
tragen. Im Gegenteil, er hat auf diese Kritik in 
einer Art und Weise reagiert, daß ich sie an dieser 
Stelle brandmarken muß. Er hat einem der größ- 
ten Kriegsopferverbände der Bundesrepublik, dem 
VdK, anläßlich dessen Deutschen Kriegsopfertages 
in Frankfurt mitgeteilt: 

Für Ihre Einladung zum Deutschen Kriegs- 
opfertag 1953 in Frankfurt danke ich, bedauere 
jedoch, zu dieser Kundgebung einen Vertreter 
meines Ministeriums nicht entsenden zu kön- 
nen. Die Kriegsopfer selbst anerkennen, daß 
ihre Versorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland einen hohen Stand erreicht hat. 
Dieses gute Ergebnis ist vor allem dem uner- 
müdlichen Einsatz meiner Mitarbeiter zu ver- 
danken. Die Leistungen dieser Beamten wer- 
den aber von ihrer Fachpresse, insbesondere 
der „Fackel“ fortgesetzt in einer so verletzen- 
den Art herabgewürdigt, daß gegen die Schrift- 
leitung der „Fackel“ Strafantrag gestellt wer- 
den mußte. Bei dieser von mir nicht zu ver- 
tretenden Lage vermag ich zu meinem Be- 
dauern einen anderen Standpunkt nicht einzu- 
nehmen. 

ln vorzüglicher Hochachtung 
gez. Anton Storch 


Ob das die geeignete Form ist, mit einer Organi- 
sation, die rund 1,5 Millionen deutsche Kriegs- 
opfer organisiert hat, zu verkehren, möchte ich 
denn doch ernsthaft in Zweifel ziehen. 

(Abg. Arndgen: Und wie war die Ver- 
kehrsform der Organisation?) 

Die Kritik der Organisation am Bundesministe- 
rium für Arbeit ist leider sachlich allzu begründet. 
Man braucht sich nur die Vorlage der Bundesre- 
gierung, welche jetzt den Gegenstand der ersten 
Lesung bildet, anzusehen, um zu erkennen, daß 
diese Vorlage wieder einmal nicht das enthält, was 
der Bundesgesetzgeber sich, als er die entsprechen- 
den Anträge verabschiedete, darunter vorgestellt 
hat. 

Im übrigen kam in den Ausführungen meiner 
Vorrednerin, der Frau Kollegin Probst, ebenfalls 
ganz eindeutig zum Ausdruck: die Regierungsvor- 
lage enthält nicht die Anpassung der Versorgung 
der deutschen Kriegsopfer an das veränderte Lohn- 
und Preisgefüge. Die Vorlage der Bundesregierung 
bringt nicht die notwendige und mit Recht erwar- 
tete Novellierung des Bundesversorgungsgesetzes 
im Sinne seiner Anlage. Sie stellt vielmehr den 
Versuch dar, dieses Gesetz auf die Basis der Wohl- 
fahrt, auf die Basis der Versorgung nach dem Be- 
dürftigkeitsprinzip abzuschwächen und damit sei- 
nes Charakters zu entkleiden. Das Bundesversor- 
gungsgesetz ist kein Wohlfahrtsgesetz, sondern es 
ist ein Rechtsgesetz. Den staatsbürgerlichen Pflich- 
ten im modernen Staat, die dem einzelnen aufer- 
legen, Leben und Gesundheit für die Gemeinschaft 
zu opfern, stellt es jene Rechte gegenüber, die auf 
eine Versorgung abzielen, welche unabhängig von 
irgendwelchen Merkmalen der Bedürftigkeit auf 
der Rechtsgrundlage basiert. Hier handelt es sich (D) 
nicht nur um sittliche Normen und um die Erfül- 
lung moralischer Pflichten, sondern um ganz ein- 
fache Rechtsfragen, die in der Verfassung eines 
Rechtsstaates ihren Niederschlag finden und auch 
bei uns gefunden haben. Insbesondere in einer 
Zeit, in der man sich bereits wieder Gedanken 
über eine Wehrgesetzgebung macht, sollte man an 
diesen Rechtsgrundlagen nicht rütteln. 

Die Art und Weise, in der von der Bundesregie- 
rung immer wieder fiskalische Grundsätze und Ge- 
sichtspunkte überbetont werden, macht es meiner 
Fraktion langsam unmöglich, die Gemeinsamkeit 
auf die Dauer aufrechtzuerhalten, wenn hier nicht 
ein grundsätzlicher Wandel eintritt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Bei jeder Gesetzesvorlage auf dem Gebiet der 
Kriegsopferversorgung haben wir die gleiche Pro- 
blematik der Bewertung der Ausgabenseite gegen- 
über der Bewertung der Bedürfnisse, welche aus 
der Aufgabenstellung erwachsen. 

Aber nicht nur diese Überbewertung der Aus- 
gabenseite durch die Bundesregierung beschäftigt 
uns, sondern auch die weitere Tatsache, daß die 
Bundesregierung stets dazu neigt, die Ansätze, 
welche für die Ausgaben zugrunde gelegt werden, 
erheblich höher zu veranschlagen, als sie nach der 
praktischen Anwendung des Gesetzes notwendig 
wären. Ich habe nahezu bei jeder Vorlage auf die- 
sem Gebiete diese Kontroverse mit der Bundesregie- 
rung gehabt, und die Tatsachen haben mir noch in 
jedem Falle recht gegeben. Auch beim Bundes- 
versorgungsgesetz hat sich ganz eindeutig heraus- 
gestellt — und zwar insbesondere jetzt bei der 
Auszahlung der 13. Monatsrente — , daß die Voran- 
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schlage der Bundesregierung wieder einmal über 
das Ziel hinausschießen und daß nicht alles ge- 
braucht wird, was der Bundestag beschlossen hat. 
Diese Art und Weise, Einsparungen zu Lasten der 
Kriegsopfer vorzunehmen, ist auf die Dauer ein- 
fach unerträglich und wird von meiner Fraktion 
zukünftig nicht länger mitverantwortet. 

Wenn wir uns Einzelgebiete der Versorgung an- 
sehen, dann erkennen wir, daß dieses Prinzip, ein- 
engende fiskalische Grundsätze anzuwenden, nahe- 
zu auf allen Sektoren der Verwaltungspraxis sei- 
nen Niederschlag gefunden hat. Ob es sich darum 
handelt, die orthopädische Versorgung zu moderni- 
sieren und an den veränderten Stand der Technik 
und der medizinischen Erkenntnis heranzuführen, 
ob es sich darum dreht, neue Arbeitshilfen zu ent- 
wickeln, um die Kriegsopfer zu befähigen, ein Op- 
timum an Leistung im Beruf zu vollbringen, ob es 
sich um die Frage der Umsetzung von Beschädigten 
in wohnungsmäßiger Hinsicht an einen Arbeits- 
platz handelt, überall erkennen wir, daß es die 
Bundesregierung an der Voraussicht und an der 
Einsicht fehlen läßt und stets nur auf dauerndes 
Drängen der Parlamentarier bereit ist, das Not- 
wendige zu veranlassen. Das findet auch seinen 
Niederschlag etwa, in der Frage des Kleiderver- 
schleißes, dessen Erstellung im Gesetz so geregelt 
ist, daß dem Bedürfnis des Einzelfalles Rechnung 
getragen werden kann. Die Regierungsvorlage be- 
schränkt dieses Bedürfnis des Einzelfalles auf 10 DM 
monatlich, ohne danach zu fragen, ob etwa ein 
kriegsblinder Ohnhänder oder Schweramputierter 
mit verschiedenen Prothesen in der Lage ist, mit 
10 DM bei den heutigen Textilpreisen seinen Klei- 
derverschleiß auszugleichen. Auch hier haben wir 
das Prinzip der Ärmlichkeit, das einfach nicht an- 
(B) erkennen will, daß besondere Bedürfnisse auch 
besondere Maßstäbe erfordern. 

Aber ich möchte diese Einzelheiten aus der Ge- 
setzespraxis und der Gesetzessystematik heraus 
hier bei der ersten Lesung nicht vertiefen. Es 
geht um das Grundsätzliche, um das Prin- 
zipielle der Entwicklung der Versorgung der 
deutschen Kriegsopfer. Es geht darum, die 
deutschen Kriegsopfer an der Aufwärtsentwick- 
lung teiinehmen zu lassen, die unser Volk in 
den letzten Jahren seit dem katastrophalsten 
Zusammenbruch unserer Geschichte wieder 
mitmachen konnte und mitmachen durfte. Wir sind 
der Auffassung, daß diese Aufwärtsentwicklung 
den deutschen Kriegsopfern eine gleitende Verbes- 
serung ihrer Versorgung automatisch bringen 
müßte und daß es sich hier nicht darum handeln 
kann, offene Lücken in der Versorgung mit Be- 
helfsmaßnahmen auszuflicken. 

Das Bundesversorgungsgesetz in seiner Grund- 
form war ein Ausgangspunkt, eine Basis für wei- 
tere Entwicklungen. Wir haben von der Bundes- 
regierung erwartet, daß sie selbst aus der Praxis 
heraus dem Bundestag jene Vorlagen zuleitet, die 
dieser Tendenz entsprechen und die Weiterent- 
wicklung des Versorgungsrechts sichtbar machen. 
Der heute in erster Lesung vorliegenden zweiten 
Novelle zum Bundesversorgungsgesetz kann das 
beim besten Willen nicht bescheinigt werden. Sie 
hält noch nicht einmal den alten Stand des Bun- 
desversorgungsgesetzes aufrecht, geschweige denn, 
daß sie irgendwelche Entwicklungstendenzen auf- 
weist. 

Aus diesem Grunde wird es notwendig sein, im 
Ausschuß zu versuchen, dieser Novelle eine andere 
Gestalt und einen anderen Inhalt zu geben. Es 


wird notwendig sein, die Erhöhung der Grund- (^) 
und der Ausgleichsrenten zur Erhaltung ihrer 
Kaufkraft vorzunehmen; es wird notwendig sein, 
die Einkommensgrenzen des Bundesversorgungs- 
gesetzes entsprechend zu erhöhen, damit keine 
sinnwidrigen Kürzungen der Ausgleichsrenten ein- 
treten; es wird notwendig sein, die Grundrenten 
bei den Witwen, bei denen sie bisher geruht ha- 
ben, zukünftig zahlbar zu machen; es wird not- 
wendig sein, die Witwen- und Waisenversorgung 
über den bisherigen Stand hinaus zu verbessern 
und die Pensionen und ähnliche Bezüge und Ren- 
ten aus der Sozialversicherung günstiger als bisher 
zu behandeln, damit nicht der Wille zur eigenen 
Vorsorge bei den Kriegsopfern ertötet wird. Daß 
in der Elternversorgung gewisse Verbesserungen 
unumgänglich sind, ist bereits angeklungen. Die 
Sätze der Pflegezulage müssen den tatsächlichen 
Aufwendungen angepaßt werden. Schließlich muß 
die Frage der Fristen des Bundesversorgungsge- 
setzes überprüft werden. Wir sind der Auffassung, 
daß die Fristen grundsätzlich verlängert und bis 
jetzt aufgetretene Fristhärten beseitigt werden 
müssen. 

Wir bedauern, daß dieser Katalog nun im Aus- 
schuß in der kurzen noch zur Verfügung stehenden 
Zeit von der Parlamentsseite her erarbeitet wer- 
den muß, weil die Bundesregierung dem Hohen 
Hause eine derartig dürftige und schlechte Vor- 
lage zugeleitet hat. Aber wir hoffen, daß es durch 
die Arbeit und das Ergebnis der Beratungen des 
Ausschusses möglich sein wird, in der parlamenta- 
rischen Behandlung dieses Komplexes jene Ge- 
meinsamkeit wiederherzustellen, die bei der Ver- 
abschiedung des Bundesversorgungsgesetzes gefun- 
den worden war. 

(Beifall bei der SPD.) (D) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 

Herr Bundesarbeitsminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Abgeordnete Bazille ist hier auf eine Sache 
eingegangen, die mich zu gewissen Richtigstellun- 
gen zwingt. Ich bin seither zu jeder Veranstaltung 
der Kriegsopferverbände aus dem einfachen Grun- 
de gegangen, weil ich mich diesen Menschen gegen- 
über verantwortlich fühle und es mir ein Herzens- 
bedürfnis ist, die Lage dieser Menschen zu bessern. 
Nun hat „Die Fackel“, das Organ des VdK, aber in 
einem Artikel Beamte meines Hauses, die eine be- 
sondere Arbeitsleistung vollbringen und letzten 
Endes durch ihr ganzes Leben bewiesen haben, daß 
sie im Interesse der arbeitenden und notleidenden 
Menschen alles einsetzen, in einer unmöglichen 
Form, die man einfach nicht billigen kann, herun- 
tergesetzt. Ich habe dem Herrn Ministerialdirektor 
Eckert den Rat gegeben, gegen „Die Fackel“ eine 
Beleidigungsklage anzustrengen. 

(Abg. Honi: Sehr richtig!) 

Ein Mann, der jahrzehntelang im früheren 
Reichsarbeitsministerium einer der geachtetsten 
und fleißigsten Menschen war, 

(Zuruf links: Bel Hitler!) 

kann es sich einfach nicht gefallen lassen, daß in 
einer Zeitung einer Organisation steht, er sei wegen 
Unfähigkeit in Bayern abgeschoben worden. Er ist 
nie im bayerischen Dienst gewesen. 

(Zuruf rechts: Pfui!) 

Alle, die mit diesem Mann im früheren Reichs- 
arbeitsministerium zusammen waren, und alle, die 
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{ A) 

heute in meinem Ministerium, mit ihm Zusammen- 
arbeiten, wissen, daß er sich nicht davor scheut, 
nächtelang durchzuarbeiten, wenn es sich darum 
handelt, für notleidende Menschen etwas zu tun. 

(Abg. Hom: Sehr gut!) 

Unter diesen Umständen ist es auch eine ganz gro- 
ße Selbstverständlichkeit, daß sich der Minister vor 
diesen Beamten stellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie können mich für alle Maßnahmen und für alle 
Taten, die aus meinem Ministerium herauskom- 
men, angreifen. Ich bin der politische Repräsentant 
des Ministeriums und habe das zu ertragen. Das ist 
nicht schlimm. Das sind Dinge, die zum politischen 
Leben gehören. Aber wenn die Beamten ihre 
Pflicht tun, und zwar nach den Anweisungen ihres 
Ministers und nach den Anweisungen des Kabi- 
netts, dann muß ich sie davor schützen, daß sie 
draußen durch den Schmutz gezogen werden. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will nicht in den Hausstreit 
zwischen dem VdK und dem Bundesminister für 
Arbeit eingreifen. Wir wissen, daß auch innerhalb 
der einzelnen Kriegsopferverbände Streit herrscht, 
und vielleicht wird Herr Kollege Renner gleich 
auch seinerseits wieder Herrn Kollegen Bazille zu 
diesem Streit von seiner Warte aus etwas sagen. 
Also wir sollten hier nicht allzusehr, Herr Bundes- 
arbeitsminister, diesen Hausstreit vertiefen. Ich 
gebe Ihnen Recht: in den Publikationsorganen der 
Verbände wird die Arbeit der parlamentarischen 
Vertreter hier nicht immer voll gewürdigt, ja, 
manchmal wird in sehr unsachlicher Weise pole- 
misiert. Aber es ist nicht nur Ihr Ministerialdirek- 
tor, Herr Bundesarbeitsminister, der Zielscheibe 
zum Teil überspitzter und persönlicher Angriffe ge- 
wesen ist; es waren auch andere, auch ich selbst 
war in der „Fackel“ einmal Opfer sehr unsachlicher 
Berichterstattung. Sie sehen, Ihr Ministerialdirek- 
tor befindet sich in guter Gesellschaft, wenn man 
so sagen darf. 

(Heiterkeit.) 

Es ist das gute Recht des Kollegen Bazille von 
der Opposition, hier Kritik zu üben. Es ist auch 
sehr erfreulich, daß es Spannungen gibt und Kritik 
seitens der Verbände geübt wird. Entscheidend ist 
meines Erachtens nur, daß diese Kritik sachlich ge- 
führt wird und diese Spannungen sich fruchtbar 
auswirken. Ich könnte mir denken, daß bei einer 
sachlicheren Behandlung der Kriegsopferprobleme 
in den Publikationsorganen, vor allem auch jetzt 
vor dem Wahlkampf, den Kriegsopfern selbst der 
größte Dienst erwiesen werden wurde. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir haben im Dezember vorigen Jahres hier 
seitens unserer Fraktion angekündigt, daß wir 
eine Novelle zum Bundesversorgungsgesetz ein- 
bringen würden. Wir haben dann, als das Bundes- 
arbeitministerium eine eigene Regierungsvorlage 
angekündigt hatte, von unserer Novelle Abstand 
genommen. Als Ziel nannten wir damals die etwa 
30- bis 25 Voige generelle Rentenerhöhung, um jene 
Teuerung abzufangen, die sich seit dem Jahre 1950 
allenthalben, nicht zuletzt durch außenpolitische 
und außerhalb des deutschen Einflusses liegende 


Einwirkungen, bemerkbar gemacht hatte. Wir wis- (Q 
sen, daß wir damals die Grund- und Ausgleichs- 
renten auf den Index von 1950 berechnet hatten 
und daß heute, im Jahre 1953, längst eine generelle 
Erhöhung fällig gewesen wäre. Wir nannten da- 
mals auch als eine Summe etwa 300 Millionen DM, 
weil wir glaubten, daß das etwa die Einsparungen 
wären, die in dem bisherigen Ansatz in der Kriegs- 
opferversorgung zu verzeichnen wären. Diese No- 
velle hier verzeichnet Mehrausgaben in Höhe von 
200 Millionen DM. Ich glaube, es ist noch nicht das 
letzte Wort über die Höhe der Mehrausgaben ge- 
sprochen. Ich bin durchaus der Meinung, die der 
Bundesrat in der Novelle verzeichnet hat, daß man 
noch weitergehen sollte und alle Einsparungen auf 
dem Kriegsopfersektor wieder rückfließen sollten 
zu einer Erhöhung der Leistungen für die Kriegs- 
opfer und daß keineswegs eine andere Transferie- 
rung dieser Mittel statthaft sei. 

Aber, Herr Kollege Bazille, Ihre allgemeine Ver- 
dammung dieser Novelle geht vielleicht doch zu 
weit. Ich bin der Meinung, es geht der Novelle ge- 
nau so wie mancher schönen Frau: sie ist besser als 
ihr Ruf! 

(Heiterkeit.) 

Vergessen Sie doch letzten Endes nicht den Umfang 
des Kriegsbeschädigtenproblems. Sie haben selbst 
genannt: Viereinhalb Millionen Rentenberechtigte, 
die einen Jahresaufwand von fast dreieinhalb Mil- 
liarden nötig haben. Jede kleine Veränderung 
wirkt sich sofort in hohen Millionenbeträgen aus. 

Es muß hier ausgesprochen werden: Das Bundes- 
versorgungsgesetz als das erste große Sozialgesetz 
neben dem Wohnungsbaugesetz ist trotz aller 
Kritik das beste Kriegsooferversorgungsgesetz der 
Welt mit den höchsten Leistungen angesichts der 
gewaltigen Zahl der Kriegsopfer, die wir zu be- 
klagen haben. 

(Bravo!-Rufe rechts.) 

Meine Damen und Herren! Auch wir bekennen 
uns in dieser generellen Betrachtung des Gesetzes 
in der ersten Lesung zu der Grundrente als einem 
unverzichtbaren Ehrensold, Ich teile durchaus die 
Meinung des Kollecren Bazille und auch der Frau 
Kollegin Probst, daß im Ausschuß viele Verbesse- 
rungen noch eingearbeifet werden müssen, und ich 
folge wörtlich, Herr Kollege Bazille, der Aufzäh- 
lung. die Sie hier eben gegeben haben. Ich möchte 
sie nicht wiederholen; sie entspricht auch meiner 
eigenen Auffassung. 

Die Kapitalisierung, die seinerzeit, vor drei 
Jahren, nur auf das Achtfache des Jahresbetrages 
innerhalb eines Zehnjahreszeitraums angesetzt 
wurde, ist diesmal auf das Neunfache festgesetzt. 
Nun, damals wurde mein Wunsch, den ich hier vor- 
trug, das gleich zu tun, mit versicherungsmathe- 
matischen Argumenten abgelehnt. Ich frage mich: 
Warum haben wir nicht schon damals, vor drei 
Jahren, statt der achtfachen die neunfache Jahres- 
leistung bei der zehnjährigen Kapitalabfindung in 
Anrechnung gebracht? Ich frage mich auch: Was ge- 
schieht mit denen, die bisher nur einen achtfachen 
Jahresbetrag bekommen haben? Ich hoffe doch, daß 
für sie ein gewisser Härteausgleich stattfindet; 
denn ich sehe nicht ein, daß die bisher Abgefun- 
denen sich mit dem Achtfachen begnügen müssen, 
während in einigen Wochen das Neunfache der 
Jahresrente gezahlt wird. 

Zu dem Problem der Freibeträge folge ich Ihnen 
ebenfalls, Frau Kollegin Probst und Herr Kollege 
Bazille. Wenn man die Renten erhöht, muß man 
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analog auch die Freibeträge erhöhen. Ich glaube, hier 
müßte überhaupt der Schwerpunkt einer Änderung 
des Bundesversorgungsgesetzes liegen. Was ist denn 
das Entscheidendste für die Kriegsopfer? Daß sie 
in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden, daß sie 
also wieder in Arbeit und Brot kommen und sich 
als vollwertige und nicht als behinderte Menschen 
fühlen. Man kann aber nicht jemandem einen An- 
reiz zur Arbeit dadurch geben, daß man ihm an der 
Rente das abzieht, was er im Beruf verdient. Man 
kann ihn nicht für seine Arbeit durch Abzüge be- 
strafen. Daher stehe ich nach wie vor auf dem 
Standpunkt — und das ist auch der Standpunkt 
meiner Fraktion und Partei — , daß die Freibeträge 
nicht hoch genug angesetzt werden können, um den 
Arbeitsanreiz zu fördern. Im übrigen fließt ja über 
die Steuerleistung ein großer Teil jener Mehraus- 
gaben in den Staatssäckel zurück, 

(Abg. Pohle: Na also, da wäre es schon die 
die Mehrheit.) 

Die Frage der Abfindung der Witwen und der 
besonderen Sicherstellung der Waisen liegt uns 
auch aus verschiedenen Gründen am Herzen. Sie 
wissen, daß es draußen das Bonmot von den 
„Onkelehen“ gibt. Das heißt, eine Witwe verzichtet 
auf die Eheschließung und begnügt sich mit einer 
illegitimen Verbindung, weil sie bei der Ehe- 
schließung ihrer Rente verlustig gehen würde. Mir 
scheint, daß es unchristlich und unsozial ist. diesen 
Zustand der „Onkelehen“ weiter zu dulden. Man 
sollte eine Möglichkeit finden, daß auch bei einer 
Eheschließung — vielleicht durch eine Kapitalab- 
findung — der Rentenanspruch der Witwe nicht 
verlorenginge oder zumindest zu einem Teil ein- 
malig honoriert würde. Es würde uns allen ein 
_ Stein vom Herzen fallen, Herr Bundesarbeitsmini- 
ster, wenn Sie einen Weg fänden, die „Onkelehen“ 
in Zukunft zu vermeiden. 

Was die Waisen anbetrifft, so weise ich hier auf 
die Klagen der Verbände hin. daß sich die Waisen 
selbst bei einer Eheschließung nachher nicht gerade 
einer besonderen Fürsorge erfreuen. Hier hat der 
Staat, hier haben Land und Gemeinden Vaterstelle 
oder bei den Vollwaisen Elternstelle zu vertreten. 
Mir scheint, daß das, was wir für unsere Voll- 
waisen und Halbwaisen tun, bei weitem noch nicht 
genügt, wenn ich mir vor allem die Berufsförde- 
rung und die Schulausbildung für Kriegerwaisen in 
den benachbarten Ländern, z. B. in Frankreich, an- 
sehe. 

Alles in allem hoffe ich, daß wir im Ausschuß 
jene Verbesserungen finden, die meine drei Vor- 
redner hier bereits erwähnt haben, und ich hoffe 
vor allem, daß diese Novelle so schnell wie möglich 
auch in der zweiten und in der dritten Lesung hier 
verabschiedet wird. Denn am 3. Juli geht der Bun- 
destag auseinander — so hat es der Ältestenrat 
heute vorgesehen — , und wir müssen uns daher 
mit Teillösungen begnügen. Wenn wir nach dieser 
Novelle 300 Millionen DM mehr aufwenden, ist das 
schon eine Teillösung, Der neue Bundestag möge 
seinerseits Wege finden, um vielleicht durch eine 
Strukturveränderung das Bundesversorgungsgesetz 
noch besser zu machen, als es ohnehin heute schon 
ist. 

Mir scheint bei der Kritik am Bundesversor- 
gungsgesetz nicht so sehr das Gesetz ein Gegen- 
stand der Kritik zu sein als vielmehr die Art und 
der Geist, in denen die Ausführung erfolgt. 

(Zustimmung bei der FDP.) 


Der Wille des Gesetzgebers wird allzusehr draußen 
durch eine engstirnige Bürokratie in das Gegenteil 
verkehrt. Ich glaube, der Herr Bundesarbeitsmini- 
ster sollte streng darauf achten, daß dem Willen 
des Gesetzgebers Rechnung getragen 

(Abg. Arndgen: Das muß den Länderregie- 
rungen gesagt werden!) 

und nicht durch allzu strenge Nachuntersuchungen 
der Renten und durch sonstige Behelligungen eine 
Unruhe in die Kriegsopfer hineingetragen wird, die 
wirklich nicht im Sinne des Bundesversorgungs- 
gesetzes liegt. 

Ich greife Ihren Zwischenrufe auf, Herr Kollege 
Arndgen, daß die Ausführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes Ländersache sei und die Länder in 
erster Linie für die Durchführung verantwortlich 
seien. Daher haben wir vor zwei Jahren bereits 
seitens unserer Fraktion einen Antrag auf Ände- 
rung des Art. 87 des Grundgesetzes eingebracht, 
der zum Ziel hatte, die Kriegsopferversorgung in 
die bundeseigene Verwaltung zu überführen. Ich 
bedaure, daß wir in diesem Hause und im Aus- 
schuß nicht die Zweidrittelmehrheit gefunden 
haben, die zur Schaffung einer bundeseigenen 
Kriegsopferverw^altung nötig gewesen wäre. Wir 
werden diesen Antrag weiter aufrechterhalten; und 
Sie werden sich kaum versehen, dann werden wir 
im neuen Bundestag diese Forderung wieder Vor- 
bringen. Denn wir glauben, daß eine echte unbüro- 
kratische Verwaltung nur auf Bundesebene unter 
der unmittelbaren Aufsicht des Bundesarbeitsmini- 
sters und unter der unmittelbaren Überwachung 
durch dieses Parlament erfolgen kann. 

(Abg. Kühn: Sehr richtig!) 

Wir werden weiter fordern, daß eine Zentrali- 
sierung der verschiedenen Abteilungen stattfindet. (D) 
Ich begnüge mich, Herr Kollege Bazille, nicht ein- 
mal mit einer Hauptabteilung. Ich gehe sogar noch 
weiter. In Frankreich gibt es ein eigenes Ministe- 
rium dafür, das Ministere des Anciens Combattants. 
Dieses Ministerium betreut die Kriegsopfer, die 
alten Kämpfer, die alten Soldaten und das 
Kriegsgräberwesen. 

(Zuruf des Abg. Heiland.) 

— Die anciens combattants haben nichts mit Nau- 
mann zu tun, 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe nichts damit zu tun; trösten Sie sich, 

Sie wissen ganz genau, Herr Kollege Heiland, daß 
ich damit gar nidits zu tun habe. 

Ich könnte mir denken, daß wir vielleicht nach 
dem bewährten Beispiel Frankreichs eine Bundes- 
stelle oder ein Staatssekretariat einrichten, unmit- 
telbar unter dem Bundeskanzleramt oder dem Bun- 
desarbeitsministerium. In diesem Staatssekretariat 
sollten betreut sein das Kriegsopferwesen, das 
Kriegsgräberwesen und das Kriegsgefangenen- 
wesen. Ein Staatssekretariat für das Kriegsopfer-, 
Kriegsgefangenen- und das Kriegsgräberwesen 
würde wesentlich dazu beitragen, manches büro- 
kratische Nebeneinander von heute endlich zu be- 
seitigen und einem echten Anliegen der Kriegs- 
opfer entgegenzukommen. 

Diese Gedanken, die ich in einer generellen 
ersten Betrachtung in der kurzen Zeit nur an- 
deuten konnte, werden sich durch unsere Vor- 
schläge und Anträge sowohl im Ausschuß wie viel- 
leicht auch im neuen Bundestag noch realisieren 
lassen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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(A) Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Reden wir von der Novelle! 

(Lachen bei der SPD und in der Mitte.) 

Sie ist besser als ihr Ruf, meinte Herr Kollege 
Mende. 

(Abg. Dr. Mende: Es geht ihr so wie Ihnen, 
Herr Renner!) 

Sie ist so gut, wie der Herr Finanzminister „gut“ 
ist für die Armen und Kleinen in unserem Lande. 
So gut ist sie, keinen Deut besser. 

Wir haben heute zwei Vertreter aus zwei Par- 
teien für eine Organisation sprechen hören: die 
Frau Kollegin Probst und den Herrn Kollegen 
Bazille. Herr Kollege Bazille, ist Ihnen 
heute bei Ihrer Kritik nicht Ihr Wort von 1950 
bös im Ohr geklungen: „Das ist das Gesetz des 
guten Willens“? Haben Sie ganz vergessen, wie 
Sie damals, 1950, dieses Gesetz beurteilt haben? — 
Und zu den Ausführungen der Frau Probst: Ich 
bedaure da nur, daß nicht ein Mann für die CDU 
gesprochen hat; ich hätte dann etwas deutlicher 
werden dürfen. 

Am 10. Dezember vorigen Jahres, nachdem der 
kommunistische Antrag auf Zahlung einer vollen 
13. Monatsrente zu Weihnachten, der der Forde- 
rung der Kriegsopfer entsprochen hat, abgelehnt 
worden war, gab der Herr Vorsitzende des Aus- 
schusses für Kriegsopferfragen zur Beschönigung 
der kriegsopferfeindlichen Haltung der Mehrheit 
des Bundestages die folgende, heute schon mehr- 
fach zitierte Erklärung ab: 

Die genannten Fraktionen geben dem vor- 
liegenden Entwurf eines Gesetzes über die 
(b) Gewährung von Zuwendungen an Kriegsopfer 
und Angehörige von Kriegsgefangenen ihre 
Zustimmung unter der Voraussetzung, daß die 
Gewährung einer einmaligen Zuwendung als 
Ausgleich für die in der rückliegenden Zeit 
durch die Preiserhöhung eingetretene Minde- 
rung der Rentenkaufkraft angesehen werden. 
Die genannten Fraktionen erwarten, daß die 
Bundesregierung eine Novelle zum Bundes- 
versorgungsgesetz vorbereitet und dem Bun- 
destag vorlegt, in welcher die Versorgungs- 
bezüge entsprechend dem veränderten Lohn- 
und Preisgefüge neu festgesetzt werden. 

Ich habe damals den Zwischenruf gemacht: „Das 
nennt man weiße Salbe!“ 

Der Herr Minister sagt, die heutige Novelle ver- 
wirklicht die Forderungen des Bundestages. Er 
sagt, sie bringt die Angleichung an das veränderte 
Lohn- und Preisgefüge. Dabei wird die Erhöhung 
der Grundrenten nicht gebracht. Der Herr Mini- 
ster sagt: Keine Mittel! Der VdK, für den die 
beiden Bundestagsabgeordneten hier gesprochen 
haben, verlangt eine Erhöhung der Grundrente 
um 30 ®/o. Der Entwurf beseitigt nicht die Auf- 
teilung der Rentenbezüge in Grundrente und Aus- 
gleichsrente. Die Ausgleichsrente erfährt eine Er- 
höhung um erbärmliche 5 DM bis 10 DM im Höchst- 
fall für den Schwerbeschädigten. Die Ausgleichs- 
rente für die Witwen wird um ganze lächerliche 
10 DM erhöht. Die Bezugsbedingungen für die Aus- 
gleichsrente erfahren die lächerlich geringfügige 
Verbesserung, daß der voll Erwerbsunfähige einen 
Anspruch auf Ausgleichsrente nur dann haben soll, 
wenn sein „sonstiges Einkommen“ statt bisher 
130 DM pro Monat 145 DM pro Monat nicht über- 
steigt. 


Hier ist zu Recht ausgesprochen worden, daß die 
„Verbesserungen“, die diese Novelle bringt, längst 
durch die im Etat vorgesehenen Ausgabepositionen 
abgedeckt sind. Es mutet wie ein Witz an, daß man 
ganz nebenher auch noch dieses „Zehnpfennig-Ge- 
setz“, dieses „Teuerungsanpassungsgesetz“ mit 3 DM 
pro Monat beseitigt hat. Darauf haben jetzt die 
Kriegsopfer, wenn die Novelle durch geht, nun keinen 
Anspruch mehr. Soll man sich darüber freuen oder 
soll man darüber weinen? Ich lasse die Frage offen. 

Zusammenfassend stelle ich fest, daß die mini- 
malen Erhöhungen der Rentenbezüge, die diese 
Novelle bringt, in krassem Mißverhältnis zu den 
Forderungen der Kriegsopfer und ihrer Organi- 
sationen stehen. Sie stellen keinen Ausgleich für 
die sprunghaft angestiegenen Lebenshaltungskosten 
dar; sie entsprechen nicht dem veränderten Lohn- 
und Preisgefüge. Das ist eine Feststellung, die 
nicht nur ich treffe. Wir Kommunisten werden 
zur zweiten Beratung der Novelle die Änderungs- 
anträge stellen, die von den Kriegsopfern draußen 
in Hunderten von Protestkundgebungen und Ent- 
schließungen an die Mitglieder des Bundestages 
und an die Bundesregierung gefordert worden sind. 
Unsere Anträge werden vor allem darauf hinaus- 
laufen, die Aufspaltung der Rentenbezüge in 
Grundrente und Ausgleichsrente zu beseitigen 
und eine Rentenverbesserung zu fordern, die be- 
sonders den Schwerbeschädigten, den Krieger- 
witwen und -Waisen sowie den Kriegereltern die 
von ihnen geforderte ausreichende Rentenversor- 
gung garantiert. 

Nun noch ein Wort an Herrn Bazille. Er weiß 
ganz genau, wie die Kriegsopfer draußen zu diesem 
Gesetz stehen. Er kennt aus eigenem Erleben die 
Praxis dieses Gesetzes. Wie können Sie sich heute 
hinstellen, Herr Kollege Bazille, und sagen: Es ^ ’ 
wird notwendig sein, im Ausschuß dafür zu sorgen, 
daß das und das und das verwirklicht wird! Sie 
wissen doch, daß das Ergebnis der Arbeit des Aus- 
schusses mit dem identisch sein wird, was der 
Herr Finanzminister uns in dieser Novelle be- 
schert hat. Sie haben doch auf diesem Gebiet ge- 
nug Erfahrungen gesammelt. Ihr Hinweis auf die 
Möglichkeit, daß im Ausschuß etwas Besseres her- 
auskommt, als die Novelle enthält, ist doch nichts 
anderes als eine Vertröstung der Kriegsopfer, die 
von Ihnen Taten sehen wollen und die Ihnen in 
Frankfurt eindeutig zum Bewußtsein gebracht 
haben, daß nun Schluß gemacht werden muß mit 
der Vertröstung der Kriegsopfer auf die Mildtätig- 
keit des Herrn Ministers oder auf den guten Willen 
dieser Adenauer-Mehrheit hier im Hause. Sie 
wissen doch genau, daß die Kriegsopfer Aktionen 
wollen gegen diese Regierung des Hungers und der 
Kriegsvorbereitung. 

(Zuruf rechts: Ünerhört!) 

Das wissen Sie doch genau. Sich nun hinzustellen 
und zu sagen: der Ausschuß wird die Besserung 
bringen, das ist doch — nehmen Sie es mir nicht 
übel — nichts anderes als ein Ablenkungs- und 
Täuschungsmanöver an die Adresse der Kriegs- 
opfer. Was die Kriegsopfer brauchen, ist auch nicht 
das, was Sie heute so bewußt in die Worte gefaßt 
haben, daß erst die Rentenversorgung gesichert 
werden müsse, ehe man an die Aufstellung einer 
neuen Wehrmacht herangehen könne. 

Wer den Kriegsopfern helfen will, der muß sie 
in den Kampf gegen die Politik der Aufstellung 
eines deutschen Söldner-Kontingents führen, nicht 
wahr? Denn wer ihnen wirklich helfen will, muß 
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(KenDer) 

(^) doch begriffen haben, daß man nicht Sozialgesetz- 
gebung und Kriegsopferversorgung betreiben und 
gleichzeitig die Milliarden freimachen kann, die der 
Herr Finanzminister zur Finanzierung des Krieges 
braucht. — Herr Kollege Bazille, Sie haben Ihrer 
Fraktion heute bestimmt keinen guten Dienst mit 
der Ablenkung auf diesen Ausschuß getan. 

Aber was wirklich gewollt ist, hat uns Herr 
M e n d e klar gesagt. Er hat gesagt: Wir haben 
nur noch ein paar Wochen, dann treten wir ab. — 
Glauben Sie denn, daß Sie mit dieser Novelle ir- 
gendeinen denkenden Kriegsbeschädigten dazu 
bringen können, den Koalitionsparteien die Stimme 
zu geben? 

(Abg. Dr. Mende: Abwarten!) 

Halten Sie die Kriegsbeschädigten wirklich für 
idiotisch? Die werden Ihnen bei dieser Wahl die 
Stimme versagen. Die werden Ihnen bei dieser 
Wahl aber auch die Quittung für Ihre Kriegsvor- 
bereitungspolitik geben. 

(Abg. Dr. Mende: Herr Renner, Sie sind doch 
sonst so sachlich!) 

Hier im Bundestag können Sie ja den Schmus 
noch machen. 

Ich schließe ab mit der Feststellung: die Frau 
Probst möge ihre heutige Rede in der nächsten 
Kundgebung ihres Verbandes irgendwo im Lande 
einmal wiederholen. Dann bekommen die Koali- 
tionsparteien den Beweis dafür, wie die Kriegs- 
opfer draußen im Lande über die Adenauer- 
Schäffersche Kriegspolitik denken. 

(Abg. Euler: Das wissen Sie ja gar nicht!) 

— Warten wir ab. Diesmal fangen Sie sie nicht 
^ ’ mehr mit dem Betrug, mit dem Sie sie jetzt vier 
Jahre hingehalten haben. 

(Abg. Dr. Mende: Glauben Sie, daß die 
Kriegsopfer Kommunisten wählen werden, 
Herr Renner? — Abg. Renner: Ja, ich 
hoffe es! — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Bazille. 

Bazille (SPD): Meine Damen und Herren! Die 
Feststellungen des Herrn Bundesministers für 
Arbeit geben mir Veranlassung, noch einmal das 
Wort zu ergreifen. Der Herr Bundesminister für 
Arbeit scheint eine gewisse Fertigkeit darin zu 
haben, falsch zu zitieren. Er hat von dieser Stelle 
aus sdron einmal, während ich krank war, mir in 
den Mund gelegt, daß das Bundesversorgungsgesetz 
das beste Gesetz der Welt sei, obwohl ich in Wirk- 
lichkeit gesagt hatte, daß dieses Gesetz angesichts 
der katastrophalen Situation, in der sich das 
deutsche Volk befindet, vorbildlich auch für die 
übrige Welt sei. 

Nun hat er hier zitiert, in der „Fackel“ sei ge- 
schrieben worden, sein Ministerialdirektor Eckert 
wäre wegen Unfähigkeit aus Bayern abgeschoben 
worden. So habe ich es verstanden und glaube, daß 
diese Wiedergabe dem entspricht, was der Herr 
Minister hier gesagt hat. Ich habe dazu ganz 
schlicht und einfach festzustellen: Das ist nicht 
wahr. Ich bitte den Herrn Bundesarbeitsminister 
und ich fordere ihn geradezu auf, dem Hohen 
Hause die Nummer der „Fackel“ anzugeben, in der 
diese Stelle enthalten ist. Er wird dann sehr 


schnell selbst erkennen, daß er dem Hohen Hause (^) 
eine falsche Darstellung gegeben hat. 

(Abg. Renner: Er ist ja gar nicht so bös; 
sonst müßte er doch der Frau Probst bös 
sein!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich muß bedauernd 
feststeilen, daß die Ausführungen des Herrn Kol- 
legen Bazille keine gute Ouvertüre zu der Be- 
ratung der jetzt vorliegenden Novelle zum BVG 
gewesen sind. Denn, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, Herr Renner hat gezeigt, daß, wenn 
Kritik geübt wird, es immer noch welche gibt, die 
Ihnen von der SPD über sind, auch Ihnen, Herr 
Kollege Bazille! 

(Abg. Renner: Euch kann man gar nicht 
genug kritisieren!) 

Auch heute ist hier wieder von „Schuld“, von „Ver- 
säumnis“ und von „beschämend“ gesprochen wor- 
den. Diese Worte, meine Herren von der SPD, ha- 
ben wir in den letzten Wochen schon mehrfach ge- 
hört, so daß man zu der Auffassung kommen muß, 
daß Sie schon in Wahlmethodik machen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Lachen und 
Zurufe links.) 

Diese Dinge ziehen nicht; 

(Abg. Niebergall: Darin sind Sie uns über!) 
sie ziehen zumal nicht, wenn wir Maßnahmen für 
die Kriegsopfer beraten. Denn der Bundestag hat 
jedesmal, wenn es um die Kriegsopfer ging, eine 
große Einmütigkeit gezeigt. 

(Abg. Bazille: Gegen die Bundesregie- (D) 
rung!) 

Wir, die wir uns im Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Kriegsgefangenenfragen mit den einzelnen Pa- 
ragraphen beschäftigen, müssen doch feststellen, 
daß uns auch das Bundesarbeitsministerium sach- 
kundig zur Seite gestanden hat und daß seine zu- 
ständigen Abteilungen vielfach Überstunden ge- 
macht haben, wenn es galt, die Formulierungen 
zu schaffen, die wir benötigten, um diese Gesetze 
zu verabschieden. Deshalb ist es zu bedauern, wenn 
hier immer wieder von „Schuld“, von „Versäum- 
nis“ und von „beschämend“ gesprochen wird. Ich 
möchte auch heute dem Bundesarbeitsministerium 
bescheinigen, daß es uns bei der Beratung der Ge- 
setze für die Versorgung der Opfer des Krieges 
immer sachkundig, fleißig und bereitwillig unter- 
stützt hat. Eine Bestätigung wird uns nachher auch 
das Schwerbeschädigtengesetz liefern, das wir heu- 
te noch verabschieden wollen. Es ist darum abwe- 
gig, immer wieder mit Beschuldigungen zu kom- 
men. 

In einem Punkt bin ich allerdings mit Herrn Kol- 
legen Bazille einer Meinung, nämlich darin, daß 
das Bundesversorgungsgesetz, als es geschaffen 
wurde, ein Grundstein war, auf dem aufgebaut 
werden muß. In den hinter uns liegenden Jahren 
haben wir auf diesem Fundament schon weiter ge- 
baut und einige Gesetze geschaffen, und ich glau- 
be, daß diejenigen, die in dem nächsten Bundestag 
wieder ersdieinen werden, noch öfter an dem wei- 
teren Ausbau der Kriegsopferversorgung mitar- 
beiten werden. Aber dieses Bauen ist nur möglich, 
wenn man an die Arbeit geht, ohne sich gegen- 
seitig zu beschimpfen. 

(Beifall in der Mitte.) 
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(Arndgen) 

(A) Auch die Regierung und die Männer des Bundes- 
arbeitsministeriums, wenn sie auch nicht dem Par- 
lament angehören, sind Mitarbeiter bei der Schaf- 
fung von Geset 2 cn. Weil dem so ist, soll man in 
einem anderen Ton von den Dingen sprechen, als 
es heute geschehen ist. 

Ich bin mit denjenigen, die hier zu der Novelle 
gesprochen haben, der Meinung, daß wir im Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfra- 
gen wie bei früheren Gelegenheiten so auch jetzt 
Formulierungen finden werden, die uns, wie bis- 
her, in Kriegsopferfragen auf eine einheitliche 
Linie bringen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Niebergall: Zahlt mehr! — Abg. Ren- 
ner: Nicht Formulierungen, sondern Ren- 
tenerhöhungen, darauf kommt es an! Von 
Eurem Schmus, den Ihr ihnen jetzt schon 
vier Jahre Vormacht, können sie nicht le- 
ben! — Abg. Niebergall: „Gebt mir vier 
Jahre Zeit“!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Löfflad. 

Löffiad (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube nicht, daß es notwendig ist, das 
Bundesversorgungsgesetz bzw. die jetzt vorlie- 
gende Novelle zum Anlaß parteipolitischer oder gar 
persönlicher Auseinandersetzungen zu machen. Alle 
Fraktionen dieses Hauses haben, genau wie bei der 
Beratung und Verabschiedung des Bundesversor- 
gungsgesetzes, auch heute wieder betont, daß das 
Bundesversorgungsgesetz einer Verbesserung be- 
darf. Wie weit die einzelnen Fraktionen im Aus- 

(B) schuß gehen können, werden ja die Beratungen be- 
weisen. Auch meine Fraktion steht auf dem Stand- 
punkt, daß das Bundesversorgungsgesetz den heuti- 
gen Lebensverhältnissen nicht mehr entspricht. 
Deshalb ist eine allgemeine Erhöhung nicht allein 
der Renten, sondern auch der Pflegezulage und des 
Sterbegeldes sowie eine Verbesserung und Erweite- 
rung der Kapitalabfindung notwendig. 

Das Bundesversorgungsgesetz wurde aber, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, von der Ver- 
waltungsbürokratie verwässert, so daß es in vielen 
Teilen nicht mehr dem Willen des Gesetzgebers 
entspricht. Ich denke nur an den ärztlichen Dienst. 
Vor Erstellung eines endgültigen Rentenbescheides 
kam es in sehr vielen Fällen vor, daß plötzlich Be- 
schädigte mit 60, 70 ®/o nicht mehr unter die Gruppe 
der im Bundesversorgungsgesetz Bedachten fielen, 
weil ihr Leiden plötzlich anlagebedingt war. Auch 
hier müssen wir dafür sorgen, daß die Verwaltung 
die Novelle nicht wieder verwässert und gerade 
das, was der Gesetzgeber will, ins Gegenteil ver- 
kehrt. Ich behalte mir vor, bei der Beratung der 
Novelle konkrete Anträge meiner Fraktion zu 
stellen. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor; damit ist die Aussprache ge- 
schlossen. 

Wir kommen zur Beschlußfassung über die 
beiden Vorlagen. Zu Punkt 3 a ist Überweisung an 
den Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefan- 
genenfragen vorgeschlagen. Ein anderer Antrag ist 
niclit gestellt. Ich darf die Zustimmung des Hauses 
annehmen. 


Zu Punkt 3 b ist Überweisung an den Haushalts- 
ausschuß vorgeschlagen. Auch dem ist nicht wider- 
sprochen. Ich nehme daher die Zustimmung des 
Hauses an. Damit ist dieser Punkt der Tagesord- 
nung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts in der Kriegsopferversorgung 
für Berechtigte im Ausland (Nr. 4295 der 
Drucksachen). 

Dazu verweist die Regierung auf die gedruckte Be- 
gründung. Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, auf 
eine Aussprache zur ersten Beratung zu verzichten 
und eine Überweisung an den Ausschuß für Kriegs- 
opfer- und Kriegsgefangenenfragen und zur Mitbe- 
arbeitung an den Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht vorzunehmen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? — Es ist nicht widersprochen; damit 
ist die Überweisung erfolgt. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Beschäftigung 
Sdiwerbeschädigter (Schwerbeschädigtenge- 
setz) (Nr. 3430 der Drucksachen). 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 
(26. Ausschuß) (Nr. 4292 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 219. Sitzung). 

Dazu liegt der Schriftliche Bericht des Ausschusses 
für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen vor. 
Wird noch mündlich berichtet? • — Das Wort zur 
Berichterstattung hat Herr Abgeordneter Geritz- (D) 
mann. 

Geritzmann (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! In der 219. Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages am 18. Juni 
1952 wurde der Entwurf eines Gesetzes über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter, das Schwerbe- 
schädigtengesetz, Drucksache Nr. 3430 dem Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenen- 
fragen zur federführenden Behandlung unter Be- 
teiligung des Ausschusses für Arbeit überwiesen. 

Der Kriegsopferausschuß hielt am 27. Juni 1952 
eine öffentliche Informationssitzung ab, um den 
interessierten Organisationen und den Dienststel- 
len Gelegenheit zu geben, ihre Stellungnahme zum 
Regierungsentwurf mündlich vorzutragen. Ferner 
unternahm der Ausschuß vier Besichtigungsfahrten, 
um sich über die Besonderheiten der Beschäftigung 
Schwerbeschädigter in einzelnen Wirtschaftsbetrie- 
ben, über die Durchführung der Arbeitsvermitt- 
lung und über die Tätigkeit und Zusammenarbeit 
der Landesarbeitsämter, Arbeitsämter und Haupt- 
fürsorgestellen bei der Durchführung des Gesetzes 
über die Beschäftigung Schwerbeschädigter an Ort 
und Stelle zu unterrichten. In insgesamt 31 Voll- 
sitzungen und 11 Sitzungen von 3 Unterausschüssen 
hat der Ausschuß — soweit erforderlich unter Hin- 
zuziehung von Sachverständigen — den Gesetzes- 
stoff eingehend durchberaten. Anfang Februar 1953 
wurden die bis dahin gefaßten Beschlüsse des Aus- 
schusses in einer Gegenüberstellung mit dem 
Regierungsentwurf allen beteiligten Verbänden 
und Dienststellen zur schriftlichen Stellungnahme 
übersandt. Der Ausschuß für Arbeit befaßte sich 
am 27. März und 15. April 1953 mit dem Entwurf. 
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(Geritzmann) 

(A) 

^ Auf die einzelnen Paragraphen des Gesetzes 
möchte ich nicht näher eingehen; ich verweise auf 
den Schriftlichen Bericht*). 

Ich bitte, die zu dem Gesetzentwurf eingebrach- 
ten Petitionen als erledigt zu betrachten und dem 
Gesetzentwurf mit den aus der Ihnen vorliegenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen Ihre 
Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Ich danke dem Hemi 
Berichterstatter. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe 
auf § 1. Dazu liegt ein Änderungsantrag der KPD 
vor, Umdruck Nr. 895 Ziffer 1. Das Wort zur Be- 
gründung hat Herr Abgeordneter Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben zu § 1 einen Ände- 
rungsantrag gestellt, dessen Begründung zum Teil 
in dem Bericht des Ausschusses enthalten ist. Dort 
heißt es, „daß der Schutz und die Wirksamkeit um 
so geringer ist, je größer der Personenkreis ge- 
zogen wird. Mit Rücksicht auf die außerordentlich 
angestiegene Zahl der Kriegsopfer nach dem 
zweiten Weltkrieg mußte der Ausschuß gegenüber 
den Wünschen auf Erweiterung des Personen- 
kreises leider kurztreten.“ Man hat nun in Konse- 
quenz dieses Kurztretens ausgerechnet die Gehör- 
losen und die Bergmannsversorgungsscheininhaber 
nach Anhörung von Sachverständigen aus dem Ge- 
setz herausgenommen, nachdem ihre Berücksichti- 
gung in der Regierungsvorlage vorgesehen war. Es 
wäre sehr interessant gewesen, aus den Berichten 
einmal zu erfahren, welche Begründung eigentlich 
die Sachverständigen für die Herausnahme der Ge- 
hörlosen vorgebracht haben. 

Wir sind der Meinung, daß der Ausschuß sowohl 
wie der Bundestag nicht päpstlicher sein sollten als 
der Papst. Wenn schon die Bundesregierung in die- 
sen Personenkreis die Gehörlosen mit hineinge- 
nommen hat, dann lag nach unserer, Auffassung 
keine Veranlassung vor, nun diese Menschen her- 
auszunehmen. Wir haben deshalb in unserem An- 
trag zu § 1 die Einfügung eines Buchstaben b) in 
Abs. 2 verlangt, wonach Personen, die von Geburt 
an taub oder bis zum achten Lebensjahre ertaubt 
sind und die Umgangssprache nicht auf natürlichem 
Wege erlangt haben, wieder in den Personenkreis 
des Gesetzes aufgenommen werden sollen. 

Ferner beantragen wir die Einfügung eines Buch- 
staben c), auf Grund dessen die Inhaber des Berg- 
mannsversorgungsscheines, solange sie im Stein- 
kohlen- oder Erzbergbau beschäftigt sind, in dem 
Gesetz berücksichtigt werden sollen. Bei § 2 bean- 
tragen wir eine entsprechende Änderung. Es ist 
doch eine Tatsache, daß die Bergmannsversor- 
gungsscheine schon jetzt nicht viel Wert haben; 
wenn sie aber diesen Paragraphen in der vorliegen- 
den Fassung beschließen, verliert der Bergmanns- 
versorgungsschein überhaupt jede praktische Be- 
deutung. Das kann nach unserer Auffassung nicht 
dem Sinn eines solchen Gesetzes entsprechen. 

Wir ersuchen Sie deshalb, unserem Antrag zu § 1 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen zu § 1 liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni- 
gen, die dem soeben begründeten Änderungsantrag 
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zustimmen, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 

— Das letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die § 1 in der Fassung der 
Ausschußvorlage zustimmen, die Hand zu erheben. 

— Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe auf § 2. Dazu liegt ebenfalls ein Ände- 
rungsantrag der KPD auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 2 
vor. Die Begründung ist vorhin schon mit gegeben 
worden. Wir kommen zur Abstimmung, da keine 
Wortineldungen vorliegen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Änderungsantrag zustimmen, die Hand zu 
heben. — Bitte die Gegenprobe! — Gegen die Stim- 
men der Antragsteller abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr diejenigen, die § 2 in der Fas- 
sung der Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. 

— Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe auf § 3. Dazu liegen ein Änderungsan- 
trag auf Umdruck Nr. 892 Ziffer 1 und ein Ände- 
rungsantrag der KPD auf Umdruck 895 Ziffer 3 
vor. Zur Begründung des ersten Änderungsan- 
trages hat das Wort Herr Abgeordneter Günther. 

Günther (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich bitte das Hohe 
Haus, der Regierungsvorlage zuzustimmen. Die in 
der Ausschußvorlage vorgeschlagene Lösung würde 
in der mitteiständischen Wirtschaft, vor allen Din- 
gen im Handwerk und ganz besonders im Bau- 
handwerk zu großen Schwierigkeiten führen, weil 
diese Betriebe kaum in der Lage sein würden, 
einen Schwerbeschädigten so unterzubringen, wie 
es eigentlich vom wirtschaftlichen Standpunkt not- 
wendig wäre. Das würde vor allen Dingen zu einer 
Belastung der Betriebe führen, die ohnehin nicht 
mit großem Verdienst, hingegen mit Verlusten 
rechnen müssen. Die Großwirtschaft ist eher in der 
Lage, Schwerbeschädigte irgendwie in ihren Be- 
trieben einzusetzen. Dadurch wird für sie kein 
wirtschaftlicher Schaden eintreten. 

Durch die vom Ausschuß vorgeschlagene Rege- 
lung kann aber ein großer Kreis von Betrieben 
der mittelständischen Wirtschaft, vor allen Dingen 
des Handwerks, außerordentlich geschädigt wer- 
den, wenn keine Möglichkeit einer Einsetzung des 
Schwerbeschädigten gegeben ist. Wenn auch zu 
guter Letzt Möglichkeiten bestehen, sich von der 
Beschäftigungspflicht zu befreien, so weiß doch je- 
der, daß das in der Kleinwirtschaft außerordentlich 
schwierig ist und der Betriebsinhaber oder der 
Handwerksmeister nicht in jedem Falle diesen 
Weg beschreiten kann. Ich glaube, daß sich auch 
die Regierung etwas dabei gedacht hat, als sie die 
Regierungsvorlage gemacht hat. Ich halte es für 
richtig, bei der Fassung, wie die Regierung sie 
vorgelegt hat, zu verbleiben, und darf das Hohe 
Haus bitten, dem Antrag zuzustimmen, die Re- 
gierungsvorlage wiederherzustellen. 

. (Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dieser § 3, der den Umfang der Be- 
schäftigungspflicht regeln soll, ist der Angelpunkt 
des Gesetzes. In all den Jahren, in denen ein Ein- 
stellungszwang bestanden hat — und das war be- 
kanntlich der Fall in der Zeit nach der Beendigung 
des ersten Weltkrieges bis zum Zusammenbruch 
nach 1945, als in den von den Besatzungsmächten 
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gebildeten Ländern unterschiedliche Regelungen 
getroffen worden sind — , hatte sich herausgestellt 

— und das weiß jeder, der in der praktischen Ar- 
beit zugunsten der Kriegsopfer gestanden hat — , 
daß es keinen Betrieb gibt, der in der Lage ist, 
einen Arbeitsplatz auszuweisen, der unter ganz 
normalen Bedingungen, ohne jede weitere Bela- 
stung des Betriebseigentümers, nicht auch von 
einem Kriegsbeschädigten ausgefüllt werden könnte. 
Einen derartigen Betrieb gibt es nicht. 

Darum kann man auch von diesem Beschluß des 
Ausschusses, der die Verpflichtung auf Einstel- 
lung eines einzigen Schwerbeschädigten bereits 
statuiert hat, wenn der Betrieb nur 7 Arbeitsplätze 
aufweist, nicht so reden, als sei er eine unerträg- 
liche Belastung für den kleinsten Betrieb. 

(Zurufe von der Mitte: Keine Ahnung!) 

— Nun, aber ich habe eine Ahnung von Kriegs- 
beschädigtenarbeit. Von dem Wert einer Arbeit 
habe ich eine Ahnung, 

(Erneuter Zuruf von der Mitte: Auch nicht!) 

— Na, das sollten Sie mir gerade nicht bestreiten; 
Sie kennen mich ja ein bißchen aus der Vergangen- 
heit. 

(Zurufe von der Mitte: Ach, Renner!) 

— Ja, „Ach, Renner“, „Ach, Renner“! Warum wi- 
derspreche ich Ihnen denn bei Ihrem Verrat an den 
Kriegsopfern? Weil bei Ihnen Ihre Interessen 
maßgebend sind und nicht die der notleidenden 
Kriegsopfer! Machen Sie mir doch nicht solche 
pflaumenweichen Unterbrechungen, damit haben 
Sie bei mir sowieso verspielt. 

(Heiterkeit und Unruhe.) 

Wenn Sie einmal die Ausweichmöglichkeiten 
nachprüfen wollten, die dieses Gesetz ja auch ent- 
hält — wovon Sie aber nicht reden, bisher wenig- 
stens nicht — , wenn Sie also einmal davon Kennt- 
nis genommen hätten, welche Ausweichmöglich- 
keiten der Inhaber eines kleinen Betriebes hat, 
dann würden Sie sich nicht hierhinstellen und im 
Brustton der Überzeugung aussprechen können, 
daß diese Änderung, die der Ausschuß getroffen 
hat, eine unerträgliche Belastung für die kleinen 
Betriebe ist. Der Betriebsinhaber kann ja als 
Schwerbeschädigte sogar Personen aus seinem eige- 
nen Familienkreis in seinem Betrieb einstellen, 
und er soll ja nach ihrem eigenen Gesetz die 
große, billige, herrliche Ausweichmöglichkeit ha- 
ben, eine Abfindung zu zahlen, wenn er nicht in 
der Lage oder nicht gewillt ist, Schwerbeschädigte 
direkt einzustellen. 

Sie kommen also dem kleinen Unternehmer und 
natürlich auch dem großen Unternehmer so weit 
entgegen, wie Sie das überhaupt nur irgendwie 
verantworten können angesichts der ungeheuer 
hohen Zahl von Schwerbeschädigten, die einzu- 
stellen sind und die Sie ja einstellen müssen, weil 
Sie für eine echte Rentenversorgung keine Gelder 
freigeben. Sie müssen sie ja schon einstellen, um 
sie nicht verhungern zu lassen. Das ist doch der 
Ausgangspunkt, von dem aus man an die Beurtei- 
lung dieses Gesetzes herangehen müßte. 

(Anhaltende Unruhe und Zurufe.) 

Die bisherige Regelung, daß bei den Behörden bis 
zu 10 ®/o Schwerbeschädigte eingestellt werden 
sollten, hat sich meines Wissens überall bewährt. 
Daß sie nicht auch überall dort, wo sie bereits Lan- 
desgesetz ist, praktiziert worden ist, steht auf einem 
anderen Blatt. 


Aber nun zu einer entscheidenden Frage, dem (Q 
Buchstaben c des § 3, der so formuliert ist: 

c) die öffentlichen und privaten Betriebe, die 
nicht unter Buchstabe b fallen, auf wenig- 
stens 8 vom Hundert. 

Wir sind der Meinung, daß aus diesen 8 vom Hun- 
dert 10 vom Hundert gemacht werden sollten. Wir 
sind der Meinung, daß die Betriebe, die größeren 
Unternehmer in der Lage sind, ohne jede wirk- 
liche Belastung ihres Betriebes auch 10 ®/o Schwer- 
beschädigte einzustellen. 

(Zuruf von der Mitte: 50 ®/o! — Weitere 
Zurufe.) 

— Auch 10 ®/o. Wenn Sie das den öffentlichen Be- 
trieben, den kommunalen Betrieben zumuten kön- 
nen, wenn Sie das den Ministerien und den kom- 
munalen Dienststellen zumuten — was Sie ja be- 
absichtigen — , dann frage ich Sie: Warum soll der 
private Unternehmer ausgeschlossen sein? Und Sie 
brauchen doch die Arbeitsplätze angesichts der un- 
geheuren Zahl von Schwerbeschädigten, die nach 
Arbeit drängen! Sie haben doch allein im Lande 
Nordrhein-Westfalen 6000 Schwerbeschädigte, für 
die Sie keine Arbeitsplätze haben, 6000 in einem 
Land! 

(Zuruf rechts: Da braucht man doch keine 
10 Vo, um die unterzubringen!) 

— Nein, aber Sie brauchen eine Erhöhung Ihrer 
Einstellungszwangsziffer! — Wir sind also der Mei- 
nung, daß die privaten Betriebe durchaus in der 
Lage sind und daß es durchaus zumutbar ist, ihnen 
durch das Gesetz die Einstellung von 10 ^/o Schwer- 
beschädigten aufzuerlegen. 

Nun verwahren wir uns aus der Kenntnis der 
Praxis der Betriebe heraus mit allen Mitteln da- 
gegen, daß der Bundesregierung im Wege der 
Rechts Verordnung die Möglichkeit gegeben wird, 
dieses Gesetz in der Form zu unterhöhlen, daß man 
zwar auf der einen Seite sagt: Wir können even- 
tuell die Einstellungsziffer erhöhen; aber wir dür- 
fen auch notfalls bis auf 4 vom Hundert der Pflicht- 
sätze heruntergehen. Wer die soziale Einstellung 
unseres Adenauer-Kabinetts kennt, der kann die- 
sem Kabinett einen solchen Freibrief nicht geben. 

Außerdem sind wir der Meinung — und das 
sagen wir auch in unserem Änderungsantrag zu 
§ 3 c — , daß die Landesarbeitsämter auch nicht 
berechtigt sein sollen, darüber zu entscheiden, ob 
bei dem privaten Arbeitgeber die Voraussetzungen 
gegeben sind, von der Pflichtzahl herunterzukom- 
men, also sich vor der Einstellung der vorgeschrie- 
benen Zahl von Schwerbeschädigten zu drücken. 

Alles in allem wiederhole ich noch einmal: der 
§ 3 ist der Angelpunkt dieses Gesetzes. Jede Ab- 
schwächung der Einstellungszwangsverpflichtung 
bedeutet, daß Hunderte und aber Hunderte, ja. 
Tausende und aber Tausende von Schwerbeschä- 
digten arbeitslos bleiben, daß sie darauf angewie- 
sen sind, nur mit den Hungerrenten zu vegetieren, 
die Sie für sie übrig haben. Hier wird sich ent- 
scheiden, ob Sie Ihr oft hier ausgesprochenes Wort, 
die Phrase, wahrmachen wollen, die beste Versor- 
gung für den Schwerbeschädigten bestehe darin, 
daß man ihm einen Arbeitsplatz gibt. Hier haben 
Sie Gelegenheit, ihm den Platz zu schaffen. Drük- 
ken Sie sich also nicht an dieser Verpflichtung da- 
durch vorbei, daß Sie in der von mir aufgezeigten 
Art die Einstellungszwangsverpflichtungen bei den 
privaten Unternehmern auf 8 v. H. herabdrücken. 

(Beifall bei der KPD.) 
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(A) Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung 
über den weitestgehenden Antrag, den der KPD 
auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 3. Ich bitte diejenigen, 
die zustimmen, eine Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Das letzte ist die Mehrheit. Der Antrag 
ist gegen die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich lasse jetzt über den Änderungsantrag auf 
Umdruck Nr. 892 Ziffer 1 abstimmen. Ich bitte 
diejenigen, die zustimmen, eine Hand zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Meine Damen und Herren, es ist keine Klar- 
heit über das Ergebnis zu bekommen. Wir müssen 
also durch Auszählen abstimmen. Diejenigen, die 
für den Antrag sind, gehen durch die Ja-Tür. Darf 
ich bitten, den Saal sehr schnell zu verlassen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

— Ich bitte doch, die Einzugsgeschwindigkeit zu 
erhöhen. 

(Heiterkeit.) 

Die Auszählung ist beendet. Ich bitte, die Türen 
zu schließen. 

Das Ergebnis der Abstimmung ist: Mit Ja haben 
130, mit Nein 135 gestimmt. Der Antrag ist ab- 
gelehnt. 

Ich bitte nunmehr diejenigen, die dem § 3 in der 
Fassung der Vorlage zustimmen, eine Hand zu er- 
heben. — 

(Große Unruhe.) 

Darf ich bitten, Platz zu nehmen. Es ist so nicht 
zu übersehen, wer mit Ja oder wer mit Nein 
stimmt. Ich bitte also diejenigen, die dem § 3 in 
(Bj der Fassung der Vorlage zustimmen, eine Hand 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Gegen einige Stimmen mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf §§ 4, — 5, — 6. Zu diesen Para- 
graphen liegen weder Wortmeldungen noch Ände- 
rungsanträge vor. Ich bitte diejenigen, die diesen 
auf gerufenen Paragraphen in der Fassung der Vor- 
lage zustimmen, die Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe nun auf § 7 mit einem Änderungsan- 
trag der KPD auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 4. Das 
Wort zur Begründung hat Herr Abgeordneter 
Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben bei § 7 den Antrag 
gestellt, den Abs. 2 zu streichen Dieser Absatz be- 
handelt die Anhörung des Beratenden Ausschusses, 
um die Beschäftigungspflicht ganz oder teilweise 
zu reduzieren, und sagt, daß dafür einem anderen 
Arbeitgeber die Beschäftigung Schwerbeschädigter 
über die für diesen Arbeitgeber maßgebliche 
Pflichtzahl hinaus ermöglicht werden soll. 

Einen solchen Paragraphen muß man aus zwei 
Gründen ablehnen: erstens, weil der Beratende 
Ausschuß des Landesarbeitsamts auch hier nur ein 
Anhör ungs recht hat, also kein Recht hat, entschei- 
dend mitzuwirken; zweitens müssen wir deshalb 
auf der Streichung bestehen, weil uns — und das 
sei sehr deutlich gesagt — die Körperbeschädigten 
und die Schwerkriegsbeschädigten wirklich zu 
schade sind, als Austauschobjekt der Unternehmer 
unter sich zu dienen. Wenn dieser Paragraph 
stehenbleibt, haben die Unternehmer die Möglich- 


keit, eine Verschiebung der Arbeitskräfte vorzu- (C) 
nehmen, und die Leidtragenden sind dabei die 
Schwerbeschädigten. 

Ich darf vielleicht gleich mit Genehmigung des 
' Herrn Präsidenten einen Änderungsantrag zu § 8 
einbringen. 

(Zurufe von der CDU: Ja, machen Sie alles 
auf einmal!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ja, auch gleich zu 
§ 8 ! 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Bei § 8 haben wir eben- 
falls eine Streichung beantragt. Hier heißt es am 
Schluß des ersten Absatzes: „bei Vorliegen ent- 
sprechender fachlicher Voraussetzungen bevor- 
zugt einzustellen“, und zwar handelt es sich um 
die erwerbsfähigen Ehefrauen von Verschollenen 
usw. Auch hier sind wir für Streichung, weil man 
mit diesem Paragraphen, wenn er bestehenbleibt, 
alles tun kann, was man will. Die zuständigen 
Stellen bestreiten einfach das Vorhandensein der 
fachlichen Voraussetzung. Wir sind der Meinung, 
daß man ein Gesetz so nicht verabschieden kann, 
sondern ganz konkret sagen muß, was man eigent- 
lich mit einem solchen Gesetz will und was nicht. 
Aber sie bauen hier einen Kautschukparagraphen 
nach dem anderen ein. Wir lehnen es ab, einer 
solchen Bestimmung zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, 
die bei § 7 dem Änderungsantrag der KPD zu- 
stimmen, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Gegen die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

§ 8. Hier liegt ebenfalls ein Änderungsantrag 
der KPD vor; er ist bereits eben mit begründet 
worden. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir können also sofort abstimmen. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Änderungsantrag der KPD zu- 
stimmen, die Hand zu heben. — Gegenprobe. — 
Das letzte ist die Mehrheit; abgelehnt. 

Ich bitte dann diejenigen, die dem § 7 und § 8 
in der Fassung der Vorlage zustimmen, die Hand 
zu heben. — Das ist die Mehrheit; also ange- 
nommen. 

Ich rufe auf § 9. Auch dazu ein Änderungs- 
antrag der KPD. Das Wort hat . Herr Abgeord- 
neter Kohl. 

(Zuruf von der Mitte.) 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Das müssen Sie mir schon 
überlassen, Herr Äbgeordneter Kunze! 

(Abg. Kunze: Wir lehnen ja doch ab!) 

— Ich habe absolutes Verständnis dafür, daß Sie 
diese Dinge nicht gern hören! 

Meine Damen und Herren! Wir haben hier die 
Streichung des § 9 beantragt. § 9 behandelt die 
Schaffung einer sogenannten Ausgleichsabgabe. 
Diese Ausgleichsabgabe ist eigentlich ein Freibrief 
für den Unternehmer, der nicht gewillt ist. Kör- 
perbeschädigte in seinem Betrieb zu beschäftigen. 

(Oh!-Rufe rechts.) 

— Kein Oh, oh! Ich spreche aus der Praxis, und 
ich bin bereit — viel eher, als Sie es verstehen 
können, lieber Herr — , Ihnen das nachzuweisen, 
weil ich darin über einige Erfahrung verfüge. Die 
Frage der Ausgleichsabgabe ist nicht eine Angele- 
genheit, die neu in diesem Gesetz auftaucht. 
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(^) sondern die Ausgleichsabgabe ist für die Unter- j 
nehmer, wenn sie es aus irgendwelchen Gründen , 
ablehnen, einen Körperbeschädigten in ihrem Be- 
trieb einzustellen, ein Freibrief, mit dem sie sich 
von all diesen Dingen freikaufen können. Meine 
Damen und Herren, überlegen Sie bitte einmal; Die 
Regierungsvorlage sah 30 DM vor, die Ausschuß- 
vorlage sieht 50 DM vor. Nehmen Sie weiter die 
Ziffern, die als Grundlage für die Einstellung be- 
trachtet werden, also meinetwegen zehn Körper- 
beschädigte in einem verhältnismäßig großen Be- 
trieb. Wenn der Unternehmer nicht daran denkt. 
Körperbeschädigte einzustellen, dann kommt er 
mit einer ganz kleinen Geldbuße, die er monatlich 
oder jährlich zahlt, um die ganze Geschichte herum. 
Wir sind der Auffassung, daß dieser Paragraph ge- 
strichen werden muß, weil wir wünschen, daß den 
Körperbeschädigten auch in dieser Frage ihr Recht 
wird. Wir lehnen den § 9 ab und ersuchen Sie, im 
Interesse der Körperbeschädigten der Streichung 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. — Zu Umdruck Nr. 892 
Ziffer 2 hat das Wort zur Begründung Herr Ab- 
geordneter Günther. 

Günther (CDU); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist meines Erachtens unmöglich, 
daß durch dieses Gesetz irgendwie eine neue Steuer 
eingeführt wird. Wir sind gerade dabei, eine 
Steuerreform, wenn auch eine kleine Steuerreform, 
zu machen, die morgen in dritter Lesung verab- 
schiedet wird. Da geht es doch nicht an, daß man 
auf dem Umwege über dieses Gesetz eine Steuer 
für diejenigen macht, die meinetwegen hier nicht 
in der Lage sind, die Einstellungen von Kriegs- 
beschädigten und Schwerbeschädigten vorzu- 
nehmen. Auch die Regierung hat in ihrem Entwurf 
den Betrag von 30 DM eingesetzt. Nach dem 
jetzigen Rechtszustand sind es 25 DM. Ich glaube, 
daß die Regierung auch hier die Auffassung ver- 
treten hat, daß die 30 DM an sich gerechtfertigt 
sind. Es ist auch laut Statistik usw. zu erwarten, 
daß so viele Schwerbeschädigte überhaupt gar nicht 
in Frage kommen, die eingesetzt werden können. 
Ich habe eben noch vom Arbeitsminister gehört, 
daß die Zahl derjenigen^ 'die eventuell einzuglie- 
dern sind, sich bei 40- bis 50 000 bewegt. Es ist 
also unmöglich, daß sämtliche Betriebe, die eben 
praktisch auch keine Schwerbeschädigten einstellen 
können, nun zu einer Belastung von 50 DM heran- 
gezogen werden. 

Ich bitte, dem Änderungsantrag zuzustimmen, 
d. h. die Regierungsvorlage wiederherzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung, 
zunächst über den Antrag der KPD, Umdruck Nr. 895 
Ziffer 6. Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die 
Hand zu heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das letztere ist die Mehrheit; der Antrag ist 
gegen die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Um- 
druck Nr. 892 Ziffer 2. Ich bitte diejenigen, die zu- 
stimmen, die Hand zu heben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das letztere ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte dann diejenigen, die dem § 9 in der 
Fassung der Vorlage zustimmen, die Hand zu 
heben. — Das ist die Mehrheit; angenommen. 


Ich rufe § 10 auf. Dazu liegen weder Änderungs- (C) 
anträge noch Wortmeldungen vor. Ich darf also 
sofort abstimmen lassen. Ich bitte diejenigen, die 
der Fassung der Vorlage zustimmen, die Hand zu 
heben. — Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Zu § 11 liegt ein Änderungsantrag der KPD auf 
Umdruck Nr. 895 Ziffer 7 vor. Keine Wortmel- 
dungen. Wir kommen zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag. Ich bitte diejenigen, die zu- 
stimmen, die Hand zu heben. — Gegenprobe! — 
Das letztere ist die Mehrheit; der Antrag ist ab- 
gelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die dem § 11 in der Fas- 
sung der Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. 

— Das ist die Mehrheit; angenommen. 

§ 12. — Keine Wortmeldungen, keine Änderungs- 
anträge. Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die 
Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; ange- 
nommen. 

§ 13 mit Änderungsantrag der KPD, Umdruck 
Nr. 895 Ziffer 8. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben den Antrag gestellt; 
in Abs. 2, in dem es darum geht, daß der Vertrau- 
ensmann der Schwerbeschädigten im Betrieb zu 
wählen ist, eine klare Formulierung zu wählen. 
Der Ausschuß bericht sieht vor, daß ein Vertrau- 
ensmann zu wählen ist, „der ein Schwerbeschädig- 
ter sein soll“. Wir schlagen vor, an Stelle des Wor- 
tes „soll“ das Wort „muß“ zu setzen. Nur ein 
Schwerbeschädigter ist in der Lage, die Interessen 
der Schwerbeschädigten zu vertreten. 

Einen weiteren Änderungsantrag haben wir zu 
Abs. 5 des § 13 eingereicht. In diesem Absatz heißt ' 
es; 

Das Amt des Vertrauensmannes erlischt vor- 
zeitig, wenn er es niederlegt, aus dem Arbeits- 
verhältnis ausscheidet oder die bürgerlichen 
Ehrenrechte oder die Fähigkeit, öffentliche 
Ämter zu bekleiden, verliert. 

Wir sagen in Satz 2: 

Die schwerbeschädigten Arbeitnehmer des Be- 
triebes können jederzeit mit Mehrheit die Ab- 
setzung des Vertrauensmannes von seinem 
Amt beschließen. 

In der Ausschußvorlage hat man eine Art Anleihe 
bei dem Betriebsverfassungsgesetz gemacht und 
versucht, die Gedankengänge, die dort festgelegt 
sind, einzubauen, indem man die Arbeitgeber mit 
einschaltet. Der Arbeitgeber soll das Redit haben, 
einen Antrag auf Abberufung des Schwerbeschä- 
digten- Vertrauensmannes zu stellen, eine Formu- 
lierung, die gar nicht die Zustimmung der Arbeiter, 
auch nicht die der Schwerbeschädigten finden 
kann; denn nicht der Vertrauensmann der Arbeit- 
geber, sondern der Vertrauensmann der Schwer- 
beschädigten soll er sein. Man sagt auch, daß ein 
Antrag an den Beschwerdeausschuß des Landes- 
arbeitsamts gerichtet werden soll, wenn mindestens 
ein Viertel der schwerbeschädigten Arbeitnehmer 
des Betriebes die Abberufung verlangen. Meine 
Damen und Herren, Sie sind immer so gute Grals- 
hüter der Demokratie. Hier haben Sie Gelegenheit, 
den schwerbeschädigten Menschen, die in Betrieben 
beschäftigt werden, wirklich demokratische Grund- 
regeln beizubringen, indem Sie ihnen das selbst- 
verständliche demokratische Recht zugestehen, 
darüber zu entscheiden, wer ihr Vertrauen genießt 
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(A) und wer es nicht mehr genießt, und ihnen dann das 
Recht geben, diesen Menschen abzuberufen. Wir 
ersuchen Sie deshalb, unserem Antrag zuzu- 
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zu- 
nächst über den soeben begründeten Änderungsan- 
trag der KPD. Ich bitte diejenigen, die zustimmen, 
die Hand zu heben. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Gegen die Stimmen der Antragsteller 
abgelehnt. 

Ich bitte dann diejenigen, die dem § 13 in der 
Fassung der Vorlage zustimmen, die Hand zu he- 
ben. — Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe die §§ 14, — 15, — 16, — 17 auf. Zu 
diesen Paragraphen liegen weder Wortmeldungen 
noch Änderungsanträge vor. Ich bitte diejenigen, 
die den aufgerufenen Paragraphen in der Fassung 
der Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — 
Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe § 18 auf. Dazu liegt vor ein Änderungs- 
antrag der KPD auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 9. 
Das Wort hat der Abgeordnete Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Meine Damen und 
Herren! Wir beantragen, den Abs. 2 zu streichen. In 
der Vorlage wird der Hauptfürsorgestelle eine Auf- 
gabe übertragen, die ihr im Hinblick auf ihre an- 
deren Aufgaben absolut wesensfremd ist. Man ver- 
langt in der Vorlage nicht mehr und nicht weniger, 
als daß die Hauptfürsorgestelle die Zustimmung zu 
erteilen hat zu Entlassungen, wenn dem Schwer- 
beschädigten ein angemessener Arbeitsplatz ge- 
jßj sichert ist oder wenn der Arbeitgeber seiner Be- 
schäftigungspflicht genügt hat oder zum dritten, 
wenn der Schwerbeschädigte das 65. Lebensjahr 
vollendet hat und wirtschaftlich ausreichend ge- 
sichert ist, Diese in dem Gesetz festgelegten drei 
Bestimmungen stellen, sagen wir es ganz deutlich, 
eine Aufgabe dar, die in einen ganz anderen Be- 
reich gehört, aber nicht in den Bereich der Haupt- 
fürsorgestelle. Die Hauptfürsorgestelle kann ein- 
fach nicht das tun, was Sie ihr auferlegen wollen, 
nämlich mitzuhelfen, daß Körperbeschädigte von 
einem Betrieb in den anderen Betrieb geschoben 
werden, wenn es den Unternehmern paßt. Nehmen 
Sie den letzten Fall: „wenn der Schwerbeschädigte 
das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet hat 
und wirtschaftlich ausreichend gesichert ist“. Sie 
kennen ja die Rentensätze, Sie haben vorhin über 
diese Frage sehr eingehend diskutiert. Wer von 
Ihnen wagt denn zu behaupten, daß die Schwerbe- 
schädigten irgendwie ausreichend gesichert sind, 
wenn sie das 65. Lebensjahr erreicht haben? Da 
hilft auch keine Hauptfürsorgestelle. Sie wollen 
dieser Stelle eine Aufgabe aufbürden, die sie in 
Mißkredit bringt. Dazu geben wir uns nicht her. 
Wir verlangen die Streichung dieser Bestimmung. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlos- 
sen. Wir kommen zur Abstimmung über den soeben 
begründeten Änderungsantrag auf Umdruck Nr, 895 
Ziffer 9. Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die 
Hand zu heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das letztere ist die Mehrheit; der Antrag ist gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Ich bitte dann diejenigen, die § 18 in der Fassung 
der Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — Das 
ist die große Mehrheit; angenommen. 


Ich rufe § 19 auf. Dazu liegt ein Änderungsan- (C) 
trag der KPD auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 10 vor. 
Eine besondere Begründung wird nicht gegeben. 
Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, 
die diesem Änderungsantrag zustimmen, die Hand 
zu heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — ■ Das 
letztere ist die Mehrheit; abgelehnt. 

Dann bitte ich diejenigen, die § 19 m der Fassung 
der Vorlage annehmen wollen, die Hand zu heben. 

— Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe § 20 auf. Hierzu liegt ein Änderungsan- 
trag der KPD auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 11 vor. 
Das Wort hat der Abgeordnete Kohl. 

Kohl (Stuttgart) (KPD): Wir haben bei diesem 
Antrag das Problem angesprochen, das den Kern 
dieses Gesetzes darstellt. Tatsächlich haben wir auf 
diesem Gebiet ländermäßig einen gewissen Dualis- 
mus. Die Hauptfürsorgestellen sind zum großen 
Teil der Dienstaufsicht der Innenministerien unter- 
stellt, während die Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes in die Zuständigkeit der Arbeits- 
ministerien fällt. Es ergeben sich zwangsläufig — 
das weiß jeder, der die Praxis kennt — Reibungen, 
die auch mit der Annahme dieses Gesetzes nicht be- 
seitigt werden. Sie haben beispielsweise in diesem 
Gesetz vorgesehen, daß die Berufsberatung in die 
Zuständigkeit des Arbeitsamtes fällt. Wir sind der 
Meinung, daß das nicht richtig ist, sondern daß ge- 
rade die Berufsberatung eine der Hauptaufgaben 
der Hauptfürsorgestelle sein muß, weil sie die Lage 
und die Mentalität der Körperbeschädigten viel 
besser kennt als die üblichen Berufsberater bei den 
Landesarbeitsämtern, die ihre Berufsberatung nach 
einer ganz anderen Richtung und einer ganz an- 
deren Zielsetzung durchführen. Wir sind der 
Meinung, daß das Gesetz, um eine wirkliche (D) 
Klärung zu schaffen, einmal diesen Dualismus be- 
seitigen sollte und zum anderen die Hauptfürsorge- 
stellen, die bisher in den einzelnen Ländern den 
Innenministerien unterstellt sind, der Dienstauf- 
sicht der Arbeitsministerien unterstellen sollte, um 
eine Einheitlichkeit in der gesamten Schwerbe- 
schädigtenversorgung zu schaffen. Wenn Sie das 
nicht tun, schaffen Sie weitgehend die Möglichkeit, 
daß die jetzt vorhandenen Reibungsflächen auf- 
rechterhalten werden. Sie werden dann nie zu einer 
Einheitlichkeit kommen. Weil wir gerade auf die- 
sem so wichtigen Sektor die Einheitlichkeit wün- 
schen, treten wir dafür ein, daß die Durchführung 
dieses Gesetzes in den wesentlichsten Punkten auch 
für die Zukunft zu einer Angelegenheit der Haupt- 
fürsorgestellen gemacht wird. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim- 
mung, zunächst über den soeben begründeten 
Änderungsantrag. Ich bitte diejenigen, die zustim- 
men, die Hand zu heben. — Gegenprobe! — Das 
letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die § 20 in der Fassung der 
Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe auf § 21 mit dem Änderungsantrag auf 
Umdruck Nr. 895 Ziffer 12. — Das Wort ist nicht 
gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Änderungsantrag zustimmen, 
die Hand zu heben. — Gegenprobe! — Das letzte 
ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Dann bitte ich diejenigen, die § 21 in der Fassung 
der Vorlage annehmen, die Hand zu heben. — Das 
ist die Mehrheit; angenommen. 
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(A) ^ Ich rufe auf §§ 22, — 23, ■ — 24. Dazu liegen 
Änderungsanträge und Wortmeldungen nicht vor. 
Ich bitte diejenigen, die der Vorlage zustimmen, die 
Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; die auf ge- 
rufenen Paragraphen sind angenommen. 

Ich rufe auf § 25 mit dem Änderungsantrag der 
KPD auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 13. Zur Begrün- 
dung ist das Wort nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Änderungsantrag zustimmen, die Hand zu heben. 
— Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die § 25 in der Fassung der 
Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe auf § 26; dazu keine Änderungsanträge 
und keine Wortmeldungen. Wir kommen zur Ab- 
stimmung. Ich bitte diejenigen, die § 26 in der 
Fassung der Vorlage annehmen, die Hand zu heben. 
— Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe auf § 27 mit Änderungsantrag der KPD 
auf Umdruck Nr. 895 Ziffer 14. — Das Wort ist 
nicht gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. 
Ich bitte diejenigen, die dem Änderungsantrag zu- 
stimmen, die Hand zu heben. — Gegenprobe! — 
Das letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abge- 
lehnt. 

Ich bitte diejenigen, die § 27 in der Fassung der 
Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Ich rufe auf § 27 a mit Änderungsantrag auf 
Umdruck Nr. 895 Ziffer 15. — Das Wort ist nicht 
gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Änderungsantrag zustimmen, 
ßj die Hand zu heben. — Gegenprobe! — Das letzte ist 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die § 27 a in der Fassung der 
Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

§ 28 entfällt. §§ 29, — 29 a, — 30, — 31, — 32, — 
32 a, — 32 b, — 33, — 34, — 34 a, — 35, — 36,— 
36 a, — 37. § 38 entfällt. Da keine Wortmeldungen 
und Änderungsanträge vorliegen, bitte ich diejeni- 
gen, die den aufgerufenen Paragraphen in der Fas- 
sung der Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. 
— Das ist zweifellos die Mehrheit; angenommen. 

Einleitung und Überschrift: ich bitte diejenigen, 
die zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist die 
Mehrheit; angenommen. 

Damit, ist die zweite Beratung beendet. Ich rufe 
auf zur 

dritten Beratung. 

Für die allgemeine Aussprache sieht der Ältesten- 
rat eine Gesamtredezeit von 60 Minuten vor. Ich 
nehme Ihre Zustimmung dazu an. Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache. Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Pohle. 

Pohle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Am 27. September 1951 hat die Fraktion 
der SPD in diesem Hause den Antrag eingebracht: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bun- 
destag bis spätestens 30. November 1951 den 
Entwurf eines neuen Gesetzes über die Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter gemäß § 27 
Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes vom 
20. Dezember 1950 vorzulegen. 


Am 14. November 1951 hat dieses Hohe Haus be- (Q 
schlossen, diesen Antrag unverändert anzunehmen. 
Heute liegt das Ergebnis einer nahezu einjährigen 
Ausschußarbeit in der Drucksache Nr. 4292 vor. 

Ich habe namens der SPD-Fraktion die Er- 
klärung abzugeben, daß sie wegen der besonderen 
Dringlichkeit der Unterbringung Schwerbeschädig- 
ter unter Zurückstellung aller weitergehenden 
Wünsche dem vorliegenden Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung unverändert ihre Zustimmung 
geben wird. Das Anliegen der noch arbeitslosen 
Schwerbeschädigten im Bundesgebiet, durch Aus- 
füllung eines durch dieses Gesetz verfügbar ge- 
machten Arbeitsplatzes einen neuen Lebensinhalt 
zu bekommen, ist unser gemeinsames Anliegen. 
Ohne bürokratische Hemmungen und Behördenzu- 
ständigkeitsstreit sollte unserer Meinung nach 
dieses Gesetz durchgeführt werden, in dessen Mit- 
telpunkt der schwerbeschädigte Mensch steht, dem 
wir die gesetzliche und die menschliche Hilfestel- 
lung schuldig sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. von Golitschek. 

Dr. von Golitschek (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der Freien Demo- 
kratischen Partei begrüßt es, daß nunmehr eine 
bundeseinheitliche Regelung in der Frage der Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter an Stelle der bis- 
herigen Vielfalt der Landesgesetze bzw. Zonenbe- 
stimmungen tritt. Sie ist der Überzeugung, daß die 
Wiedereingliederung der Schwerbeschädigten in 
den Arbeitsprozeß und in die Erwerbstätigkeit und, 
damit verbunden, die Herausführung aus Not und 
Verzweiflung eine unserer wichtigsten Aufgaben 
ist. Meine Fraktion weiß, daß dieses Gesetz nicht 
allen Wünschen der Beteiligten gerecht werden 
kann. Sie glaubt, daß die bei der Durchführung 
eventuell auftretenden Anfangsschwierigkeiten und 
Härten im Wege von Verwaltungsmaßnahmen 
schnell überwunden werden können. Gegebenen- 
falls werden sie Gegenstand einer Novellierung 
sein müssen. Im Interesse eines raschen Inkraft- 
setzens des Gesetzes und damit im Interesse einer 
schnellen beruflichen Eingliederung der Schwerbe- 
schädigten sieht meine Fraktion davon ab, Ände- 
rungsanträge zu stellen, und wird dem Gesetz zu- 
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Ich habe das Wort nur zur 
Abgabe einer Erklärung erbeten. Wie sich schon bei 
der Begründung einiger in der zweiten Lesung ab- 
gelehnter Änderungsanträge gezeigt hat, bestehen 
Befürchtungen, daß das auf seinen reinen Wortlaut 
beschränkte Gesetz zu Schwierigkeiten führen 
könnte. Auch der Ausschuß hat wohl ähnliche Er- 
wägungen angestellt; denn er hat in § 35 Rechts- 
verordnungen vorgesehen, die solche Erschwerun- 
gen mildern sollen. Ich bitte daher die Bundes- 
regierung, dafür zu sorgen, daß die in § 35 Abs. 1 
vorgesehenen Rechtsverordnungen alsbald erlassen 
werden, und zwar möglichst so, daß sie noch mit 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten 
können. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Renner. — Darf ich etwaige 
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(A) weitere Redner bitten, ihre Wortmeldungen recht- 
zeitig anzubringen. Wenn man nämlich die Redner- 
liste nicht hat und deshalb schon zur Abstimmung 
klingelt, wird man etwas verwirrt. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das Gesetz entspricht nicht den An- 
sprüchen und Forderungen, die die Beschädigten 
draußen über ihre Organisationen an die Bundes- 
tagsabgeordneten bzw. an die Bundesregierung 
herangebracht haben. Das Gesetz läßt bedauer- 
licherweise sehr viele Lücken offen. Wir bedauern 
vor allem, daß es nicht gelungen ist — was wir 
mit unseren Anträgen beabsichtigt haben — , eine 
reinliche Scheidung der Kompetenzen der an der 
Durchführung dieses Gesetzes beteiligten Behör- 
den zu erzielen. Unsere Auffassung war die, daß 
das rein Verwaltungsmäßige, also das, was sich auf 
die Beschaffung von Arbeitsplätzen und auf den 
Einsatz von Schwerbeschädigten an diesen Arbeits- 
plätzen bezieht, Sache der Arbeitsbehörden sein 
soll. Wir waren und sind darüber hinaus der Auf- 
fassung, daß das Fürsorgerische, das, was den Be- 
schädigten in Form einer fürsorgerischen Arbeits- 
betreuung zugute kommen muß, durch die Haupt- 
fürsorgestellen durchgeführt werden sollte. Leider 
ist diese reinliche Scheidung im Gesetz nicht zu 
erzielen gewesen. Wir bedauern darüber hinaus 
das Fehlen eines ausreichenden Mitbestimmungs- 
rechts der verschiedenen Gruppen der Körperbe- 
schädigten, ihrer Organisationen und der Gewerk- 
schaften in den Instanzen der Verwaltung. Wir 
bedauern, daß dem Herrn Bundesarbeitsminister 
in der Form von Rechtsverordnungen so viele 
Möglichkeiten gegeben sind, das Gesetz in seiner 
Durchführung einzuengen. Wir bedauern vor allem 

. die Ausschaltung eines bestimmten, schonungs- 
^ bedürftigen Personenkreises, dessen Einschaltung 
in den Arbeitsprozeß immer auf große Schwierig- 
keiten gestoßen ist. Ich denke an die Gehörlosen. 

Trotz all dieser Mängel werden wir dem Gesetz 
in der von Ihnen beschlossenen und auch von Ihnen 
zu verantwortenden Form notgedrungen zustim- 
men, denn die 40 000 arbeitslosen Schwerbeschädig- 
ten draußen im Lande, von denen Sie sprechen 
und denen Sie, Herr Minister, immer im Sinne von 
„Arbeitstherapie“ anstatt von Rentenerhöhungen 
die materielle Sicherstellung zugedacht hatten, 
zwingen dazu, diesem erbärmlichen Gesetz die Zu- 
stimmung zu geben. Insbesondere die allein in un- 
serm Industrieland Nordrhein-Westfalen noch her- 
umlaufenden 8000 erwerbslosen Schwerbeschädig- 
ten zwingen uns, dieser erbärmlichen Gesetzesvor- 
lage unsere Zustimmung zu geben. Also nehmen 
Sie es mir nicht übel, Herr Minister: Einmal mehr 
haben Sie da eine Arbeit geleistet, die zwar ihren 
großen Auftraggebern gefallen mag, die aber den 
Kriegsopfern, den Schwerbeschädigten, nicht ge- 
recht wird. 

(Zuruf rechts: Unerhört!) 

Einmal mehr muß Ihnen das öffentlich quittiert 
werden. Wie die Kriegsopfer über Sie denken, ist 
Ihnen ja heute auch schon von anderer Seite aus 
gesagt worden. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen sind nicht eingegangen. Die allgemeine Aus- 
sprache ist geschlossen. 

Ich rufe nun die §§ 1 und 2 auf. Ich bitte die- 
jenigen, die der Vorlage zustimmen, die Hand zu 


heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- (^) 
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe § 3 auf. Zu diesem Paragraphen ist ein 
Änderungsantrag der Abgeordneten Günther und 
Schmücker eingegangen, der 20 Unterschriften 
trägt. Zur Begründung hat der Abgeordnete 
Schmücker das Wort. 

Schmücker (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben den An- 
trag aus der zweiten Lesung noch einmal aufge- 
nom.men. Ich möchte Sie abermals daran erinnern, 
daß der Regierungsvorschlag doch auf Grund der 
statistischen Unterlagen hergestellt worden ist, daß 
also das Anliegen, das wir alle gemeinsam haben, 
mit der alten Regierungsfassung durchaus schon 
erfüllt wird. 

Dann darf ich noch ein Zweites sagen: Wir 
machen in diesem Hohen Hause immer wieder den 
Fehler, daß wir den Kleinbetrieb schematisch mit 
dem Großbetrieb gleichsetzen. Ein Kleinbetrieb 
von sieben Mann ist aber nicht gleich dem hun- 
dertsten Teil eines Großbetriebs von 700 Mann. 

Ein Kleinbetrieb ist ein eigener Organismus. Es 
gibt Kleinbetriebe, die durchaus die Möglichkeit 
haben, mehr Schwerbeschädigte einzustellen; es 
gibt aber auch solche, die nicht Posten zur Ver- 
fügung haben, die von Schwerbeschädigten einge- 
nommen werden können. Das kann doch jeder 
feststellen, wenn er sich in seiner Nachbarschaft 
einmal umsieht. 

Ich habe also die dringende Bitte, diesen Antrag 
richtig aufzufassen und ihm die Zustimmung zu 
geben. 

(Bravo! in der Mitte. — Abg. Dr. Kreyssig: 

Der Arbeitsminister ist ja ausnahmsweise (D) 
mal selber dagegen!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem bereits in der zweiten Lesung ge- 
stellten und jetzt wieder aufgenommenen Antrag, 
in § 3 Abs. 1 die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederherzustellen, zustimmen, die Hand zu er- 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ja, 
meine Damen und Herren, es ist genau wie in der 
zweiten Beratung: das Bild ist nicht ganz klar. Das 
liegt an wenigen Stimmen. Wir kommen an einer 
Auszählung nicht vorbei. Ich darf bitten, sie zu be- 
schleunigen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte um schnelle Räumung des Saals. Solange 
der Saal nicht geräumt ist, kann ich nicht mit der 
Auszählung beginnen lassen. 

Ich bitte mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

In einer Minute wird die Türe geschlossen. 

Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte, die 
Türen zu schließen. 

Meine Damen und Herren, auch der zweite Ver- 
such hat keine Änderung gebracht. Mit Ja haben 
gestimmt 128, mit Nein 134 Mitglieder des Hauses; 
der Antrag ist also abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über § 3. Ich 
bitte diejenigen, die dem § 3 in der Fassung der 
Vorlage zustimmen, die Hand zu heben. — Das 
ist die Mehrheit; angenommen. 
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(A) Ich rufe nun auf die §§ 4 bis 37, Einleitung und 
Überschrift und bitte diejenigen, die zustimmen, 
die Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; an- 
genommen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetz als Ganzem ihre Zu- 
stimmung geben, sich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das 
Gesetz einstimmig in dritter Beratung verab- 
schiedet. 

(Beifall.) 

Wir haben dann noch abzustimmen über den 
Ausschußantrag unter b), die zu diesem Gesetz- 
entwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die 
Hand zu heben, — Das ist die Mehrheit; ange- 
nommen. Damit ist dieser Punkt der Tagesord- 
nung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Neuregelung der Steigerungsbe- 
träge und Grundbetrüge in der Rentenver- 
sicherung der Angestellten (Nr. 4271 der 
Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt für die Begründung 10 
und für die Aussprache 40 Minuten vor. Ich nehme 
die Zustimmung des Hauses an. Zur Begründung 
hat das Wort Frau Döhring. 

Frau Döhring (SPD), Antragstellerin: Herr Prä- 
sident! Meine Herren und Damen! Der Antrag 
auf Neuregelung der Steigerungsbeträge und 
Grundbeträge in der Angestelltenversicherung 
beinhaltet zum Teil ein Problem, das die SPD 
schon einmal, und zwar im Jahre 1950, dem Bun- 
(B) destag unterbreitet hatte. Damals wurde der An- 
trag an die Regierung als Material überwiesen. 
Leider haben wir seitdem nichts mehr von der 
Sache gehört, obwohl der Herr Arbeitsminister in 
der seinerzeitigen Debatte ausführte, man wisse, 
wie es wörtlich im Protokoll heißt, nur allzugut, 
daß wir in sehr kurzer Zeit zu einer Neuordnung 
der Renten kommen müßten. 

Die Rente setzt sich bekanntlich zusammen aus 
Grundbetrag und Steigerungsbetrag. Obwohl der 
Grundbetrag in der Angestelltenversicherung be- 
trächtlich höher liegt als in der Invalidenversiche- 
rung, wirkt sich doch bei einer längeren Versiche- 
rungsdauer die Berechnung der Angestelltenrente 
infolge der niedrigeren Steigerungsbeträge, die 
bekanntlich 0,7 v. H. gegenüber 1,2 v. H. in der 
Invalidenversicherung betragen, nicht so günstig 
aus. Deshalb entspricht es einer gerechten Fest- 
setzung der Renten, eine Erhöhung der Steige- 
rungsbeträge in der Angestelltenversicherung vor- 
vorzunehmen. Es handelt sich hierbei bekanntlich 
um Forderungen, die von den Angestellten schon 
des öfteren vorgebracht worden sind. Die Beseiti- 
gung dieser Ungerechtigkeit dürfte wichtiger sein 
als eine organisatorische oder eine verwaltungs- 
technische Änderung. Immerhin ist unser vor- 
liegender Antrag nicht loszulösen von der Regie- 
rungsvorlage über die Errichtuner einer Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte. Wir stehen 
aber auf dem Standpunkt, daß ungeachtet einer 
Diskussion über die Errichtung einer solchen An- 
stalt die Leistungsfragen der Angestellten vor- 
weg geregelt werden sollten. 

Die beantragte Erhöhung der Steigerungsbeiträge 
steht in keinem direkten Zusammenhang mit dem 
Haushaltsplan, da die Steigerungsbeträge grund- 


sätzlich von den Versicherungsträgern selbst auf- 
zubringen sind. Aber selbst wenn die von der Re- 
gierung beabsichtigte und in den zuständigen Aus- 
schüssen bereits beschlossene Abschöpfung in 
Form von Hergabe von Schuldverschreibungen an 
Stelle von Barmitteln — man kann auch sagen: in 
Form einer Zwangsanleihe bei den Rentenver- 
sicherungsträgern — durch die Mehrheit dieses 
Hauses etwa beschlossen werden sollte, könnten 
und müßten die Mittel für die Erhöhung der Stei- 
gerungsbeträge aus den dann noch nach den Unter- 
lagen des Arbeitsministeriums verbleibenden 90 
Millionen DM entnommen werden. Die Erhöhung 
der Steigerungsbeträge wäre also damit wirtschaft- 
lich gedeckt. 

Zu Punkt 2 des Antrags der Fraktion der SPD 
möchte ich kurz auf folgendes hinweisen. Der 
Grundbetrag in der Angestelltenversicherung be- 
steht aus einer Vielzahl von Beträgen, und zwar: 
Grundbetrag von 37 DM monatlich, plus 15 DM 
nach dem Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz, 
ergibt 52 DM monatlich. Dazu kam 1951 die 25Vüige 
Rentenerhöhung, ergab 65 DM monatlich, plus 
5 DM Grundrentenerhöhung nach dem Gesetz vom 
Dezember vorigen Jahres. Es dürfte sicherlich in 
diesem Hause Einigkeit darüber bestehen, daß 
eine solche umständliche Berechnung eine 
schlechte Regelung ist und daß der Grund- 
betrag vielmehr neu festgesetzt bzw. auf einen 
Nenner gebracht werden sollte. Es handelt sich 
also hierbei lediglich um eine Vereinfachung der 
Berechnung, damit jedermann ohne lange Über- 
legungen und ohne lange Rückfragen eine Rente 
auch selbst berechnen kann. 

(Abg. Pelster: Das kann man auch so!) 

Es ist für die SPD selbstverständlich — und ich 
möchte nicht vergessen, das hier besonders zu be- 
tonen — , nicht etwa die Arbeiter und Arbeite- 
rinnen, denen in der Invalidenversicherung wohl 
ein höherer Steigerungsbetrag zusteht, die jedoch 
infolge des niedrigeren Grundbetrages benach- 
teiligt sind, in unseren sozialpolitischen Erwä- 
gungen außer Betracht zu lassen. Vielmehr be- 
halten wir uns dazu weitere Anträge vor. 

Für heute geht es darum, meine Herren und 
Damen, die Ungerechtigkeit in der Rentenfest- 
setzung der Angestellten nunmehr unverzüglich 
zu beseitigen, und deshalb richte ich namens meiner 
Fraktion an das Hohe Haus die dringende Bitte, 
dem Antrag zuzustimmen und damit die Bundes- 
regierung zur umgehenden Vorlage eines ent- 
sprechenden Gesetzentwurfs zu verpflichten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Bundesarbeitsminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Ihrer 195.Sitzunng am 21. Februar 1952 haben Sie in 
diesem Hohen Hause beschlossen, daß beim Bun- 
desarbeitsministerium ein Beirat gebildet werden 
soll, der sich mit der Neuordnung der Sozialver- 
sicherung und vor allen Dingen ihrer Leistungen 
beschäftigen soll. Mir ist deshalb der heute hier 
vorgetragene Antrag nur insow^^eit verständlich, als 
die Begründerin selbst sagte, die Angelegenheit 
hänge mit dem Antrag auf Errichtung der Bundes- 
anstalt für Angestellte zusammen. Ich persönlich 
bin der Meinung, daß man, wenn man eine neue 
Ordnung herstellen will, vor allen Dingen dazu 
übergehen muß, die Rentenformel nicht nur für 
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(A) einen Versicherungsträger, sondern auch für den 
anderen, d, h. in diesem Falle für die Invaliden- 
versicherung, neu festzulegen. Früher hatten wir 
für die Rentenberechnung bei den Rentenversiche- 
rungsanstalten sehr einfache Grundlagen. Wir 
hatten einen Grundbetrag, der klar und eindeutig 
war, und wir hatten darüber hinaus auch die 
Steigerungsbeträge. Man spricht heute davon, daß es 
unbedingt eine Ungerechtigkeit sei, wenn bei einem 
anderen Grundbetrag auch andere Steigerungsbe- 
träge gegeben werden. Ich verstehe das nicht ganz. 
Diejenigen, die die Angestelltenversicherung bei ihrer 
Schaffung und bei ihrer Fortentwicklung beein- 
flußt haben, waren sehr maßgebende Leute aus 
der Angestelltenschaft selbst. Sie haben sehr wohl 
gewußt, was sie mit dieser gegenüber der Invali- 
denversicherung anderen Regelung wollten. 

Ich bin also der Meinung, Sie sollten doch in 
diesem Hause der Arbeit des Beirats nicht mit der- 
artigen Beschlüssen wieder besondere Schwierig- 
keiten machen. Die Arbeit des Beirats hat be- 
begonnen. Es werden dort alle Fragen der Sozial- 
versicherung und vor allen Dingen der Rentenver- 
sicherungen bearbeitet. Es wird dort in Verbin- 
dung mit dem Ministerium eine Vorlage er- 
arbeitet, die den Versicherungsnehmern beider Ver- 
sicherungsträger gerecht wird. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Horn. 

Horn (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte schon vorweg sagen, daß meine 
politischen Freunde sich nicht dazu entschließen 
können, so wie es die Frau Kollegin beantragt hat, 
dem Antrag bei dieser Lesung die Zustimmung zu 

(B) geben, um — wie man gesagt hat — damit die be- 
schleunigte Vorlage eines Entwurfes zu erreichen. 
Wir glauben, daß über diesen Antrag auch wegen 
seiner — ich möchte das einmal so sagen — nicht 
ganz eindeutigen Formulierung sehr gründlich 
gesprochen werden muß. 

(Zuruf von der SPD: Wieso?) 

Jedenfalls ist nach meinem Dafürhalten die Ziffer 1 
nicht ganz eindeutig formuliert. 

(Abg. Richter [Frankfurt]; Was fehlt denn da?) 

— Wir werden darüber im Ausschuß zu sprechen 
haben. 

Ich schließe mich an sich den Ausführungen des 
Herrn Ministers an und möchte hinzufügen, auch 
uns ist seit langem sehr wohl bekannt, daß mit 
guten Gründen aus der Angestelltenschaft eine 
Korrektur des bisherigen Zustandes gefordert wird. 
Aber wir haben uns bei früheren Diskussionen 
hier sehr häufig darüber beklagt, daß die Renten- 
berechnung nachgerade zu einer besonderen Wis- 
senschaft für sich geworden ist und daß es drin- 
gend erforderlich ist, diese Dinge wieder in eine 
einfache klare Übersicht zu bringen, die auch von 
den einfachen Rentnern draußen verstanden wird. 
Ich glaube, es ist unbedingt erforderlich, daß der 
Beirat zunächst einmal die notwendigen Vorlagen 
vorbereitet. 

Ich kann nicht verstehen, warum in der Begrün- 
dung des Antrags ausgeführt worden ist, daß die 
Leistungsfragen unter allen Umständen vor Orga- 
nisationsfragen zu stehen haben. Ich glaube jeden- 
falls, daß in diesem Hause niemand ist, der um 
einer Organisationsfrage willen sich unterfangen 
würde, etwa den Leistungsstand der Versicherun- 


gen zu verschlechtern, oder der das Notwendige (Q 
dafür nicht tun wollte. Weil das aber hier ausge- 
sprochen worden ist, lassen Sie mich sagen, daß die 
angeschnittene Organisationsfrage, also die Frage 
der Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte, von uns als eine absolut vordring- 
liche Angelegenheit angesehen wird 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Steht nächste 
Woche auf der Tagesordnung!) 

und wir entschlossen sind, die Regelung mit aller 
Energie noch in dieser Legislaturperiode zu be- 
treiben. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Jawohl; aber 
auch diese!) 

Die diesbezügliche Vorlage ist mir bis zur Stunde 
nicht zu Gesicht gekommen. 

In der Ziffer 2 des Antrags ist die Neuregelung 
des Grundbetrags in der Angestelltenversicherung 

angesprochen. Diese Frage gehört doch aus den 
vorhin dargelegten Gründen der Herbeiführung 
einer einfachen und klaren Übersicht ebenso in die 
Invalidenversicherung wie in die Angestelltenver- 
sicherung. Ich vermag nicht einzusehen, warum 
man in diesem Antrag diese Einzelfrage bei der 
AV vorweg lösen und sich nicht dazu bekennen 
möchte, daß sie zu einem Gesamtkomplex gehört, 
für den in vernünftiger Vorarbeit des Ministeriums 
eine Regelung gefunden werden muß. 

Aus all diesen Gründen sind wir nicht imstande, 
dem Antrag jetzt im Plenum unsere Zustimmung 
zu geben. Ich beantrage namens meiner Freunde, 
diesen Antrag dem Sozialpolitischen Ausschuß zur 
Einzelberatung zu überweisen. 

Vlxepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr pj 
Abgeordneter Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bedauere außerordentlich, 
daß der Herr Bundesarbeitsminister und der Herr 
Kollege Horn die Auffassung vertreten, dieser 
Antrag könne heute nicht von dem Hohen Hause 
angenommen, d. h. der Bundesregierung zur Durch- 
führung überwiesen werden. Der Antrag will der 
Bundesregierung die Möglichkeit geben, einen 
zweckentsprechenden Gesetzentwurf zur Regelung 
dieser ohne Zweifel wichtigen und vordringlichen 
Frage auszuarbeiten^ Sie wissen alle, daß dieser 
Bundestag nur noch wenige Wochen Gesetzge- 
bungsarbeit leisten kann. 

Es ist nicht unsere Schuld, wenn diese Frage 
noch nicht gesetzlich geregelt worden ist. Die SPD 
hat in den Jahren 1948/49 im Wirtschaftsrat einen 
Antrag eingebracht, den Grundbetrag und den 
Steigerungsbetrag in der Angestelltenversicherung 
denen der Invalidenversicherung und die der Inva- 
lidenversicherung denen der Angestelltenversiche- 
rung anzupassen. Die sozialdemokratische Bundes- 
tagsfraktion hat vor zwei Jahren einen ähnlichen 
Antrag gestellt. Damals haben die Sprecher der 
Regierungskoalition vorgeschlagen, diesen Antrag 
der Bundesregierung als Material zu überweisen. 

Es ist also nichts Neues, was wir hier vorschlagen. 

Die Bundesregierung hatte Zeit genug und auch 
die Verpflichtung, die Angelegenheit in diesen Jah- 
ren durchzuarbeiten und dem Bundestag noch in 
dieser Legislaturperiode einen Gesetzentwurf zu 
unterbreiten. 

Wir haben in dieser Drucksache den Antrag ge- 
stellt: erstens auf Erhöhung des Steigerungsbetra- 
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(A) ges in der Angestelltenversicherung von 0,7 auf 
1 ®/o und zweitens auf eine Neufeststellung des 
Grundbetrags unter Berücksichtigung der verschie- 
denen Zulagen. 

Wie liegen denn die Dinge praktisch? Es wird 
gewährt: eine Zulage von 15 DM, eine Zulage von 
25 ®/o der Renten und eine Grundbetragserhöhung 
für die Rentner von 5 DM — ohne Zweifel ein 
sehr interessantes, vielgestaltiges Bild, das in der 
Verwaltung nur Mehrarbeit erfordert und dem 
Versicherten nicht die gewünschte Klarheit gibt. 
Wir sind deshalb der Auffassung, daß diese Zu- 
lagen grundsätzlich mit dem bereits vorhandenen 
Grundbetrag zusammengefaßt und als neuer 
Grundbetrag gewährt werden sollten. Dabei hat 
selbstverständlich der Bund einen Teil der Mittel 
wie bisher aufzubringen; denn es ist nicht möglich, 
daß die Angestelltenversicherung dies aus den 
Beiträgen allein tragen kann. 

Anders liegen die Verhältnisse bei dem Steige- 
rungsbetrag. Hier ist sehr wohl die Versicherung 
in der Lage, die Erhöhung zu tragen. Das beweist 
die Tatsache, daß ein Überschuß vorhanden ist, den 
der Bundesfinanzminister als Zwangsanleihe für 
sich reklamiert, anstatt daß er den Rentnern, 
Witwen und Waisen zur Erhöhung ihrer Bezüge, 
die ohne Zweifel kümmerlich und kärglich und 
zum Leben nicht ausreichend sind, gewährt wird. 

(Abg. Horn: Das ist aber abgedroschen!) 

Herr Kollege Horn hat von einer gründlichen 
Prüfung gesprochen. Eine gründliche Prüfung be- 
deutet nach seinen Ausführungen, daß eine ge- 
meinsame Regelung für die Invaliden- und An- 
m gestelltenversicherung auf diesem Gebiet erfolgen 
^ ^ müßte! Jetzt verlangt Herr Kollege Horn eine ge- 
meinsame Regelung! Vor zwei Jahren haben Sie, 
meine Damen und Herren, die von uns beantragte 
gemeinsame Regelung abgelehnt und unseren An- 
trag noch nicht einmal dem zuständigen Ausschuß 
zur Prüfung überwiesen, sondern lediglich als Ma- 
terial der Bundesregierung zugeleitet. So haben 
Sie die sozialen Belange der Invalidenrentner und 
der Angestelltenrentenempfänger behandelt. Heute 
suchen Sie einen Weg, der über den Juli hinaus- 
führt, ohne daß es zu einem Gesetz kommt. Diesen 
Weg können wir mit Ihnen nicht beschreiten. 

Auch die Ausführungen des Herrn Bundes- 
arbeitsministers sind für mich mehr als befrem- 
dend. Er verweist heute ganz schüchtern auf seinen 
Beirat. Wir haben vor über Jahresfrist die Ein- 
setzung einer unabhängigen Studienkommission 
beantragt, die diese sozialpolitischen Probleme ein- 
gehend prüfen und der Regierung und den gesetz- 
gebenden Organen entsprechende Vorschläge 
machen sollte. Sie haben einen Beirat beim Bun- 
desarbeitsminister errichtet. Was hat denn dieser 
Beirat bis jetzt geleistet? Wie oft ist er denn zu- 
sammengetreten? Welche Aufgaben haben Sie ihm 
denn übertragen? Bitte, sagen Sie, Herr Bundes- 
arbeitsminister, das doch dem Hohen Haus! Welche 
Vorschläge hat er Ihnen gemacht? Wieweit haben 
Sie diesen entsprochen? Ich habe nichts davon ge- 
hört, daß zu irgendeiner der Vorlagen wie Fremd- 
rentengesetz, Sozialgerichtsbarkeit, Errichtung 
eines Bundesversicherungsamtes, Bundesanstalt für 
Angestelltenversicherung usw. der Beirat vom 
Bundesarbeitsministerium gehört wurde und dabei 
mitgearbeitet hat. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 


Ich weiß nichts davon, und ich glaube auch nicht (Q 
daran, solange mir hier der Beweis dafür nicht ge- 
geben wird. 

Der Herr Bundesarbeitsminister verweist nicht 
nur bei dieser, sondern auch bei allen anderen 
Fragen auf den Beirat. — Dazu war vor zwei 
Jahren die Zeit! Warum haben Sie von der Mehr- 
heit dieses Hauses denn den Antrag, den wir ge- 
stellt haben, gegen unsere Stimmen — wir woll- 
ten ihn im Ausschuß bearbeiten und dann im Bun- 
destag darüber beschließen lassen — als Material 
der Bundesregierung überwiesen? Sie hatten Zeit, 
diese Dinge zu regeln, und Sie haben die Zeit be- 
wußt verstreichen lassen. Deshalb sind wir ver- 
pflichtet und genötigt, diesen Initiativantrag zu 
stellen. Wir beantragen, daß die Regierung beauf- 
tragt wird, diesem Hause umgehend einen Gesetz- 
entwurf zur Neuregelung vorzulegen, damit wir in 
der Lage sind — und dafür wollen wir vor den 
Angestellten auch gern die Verantwortung über- 
nehmen — , diese Gesetzesmaterie abschließend 
noch in diesem Bundestag zu behandeln. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Horn: Schöne 
Wahlrede! — Weitere Zurufe von der 
CDU: Wahlrede!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. 

Es ist zunächst der Antrag auf Überweisung an 
den Sozialpolitischen Ausschuß gestellt. Ich bitte 
diejenigen, die dieser Überweisung zustimmen, die 
Hand zu heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das erste war die Mehrheit; der Antrag ist ange- 
nommen. — Damit ist dieser Punkt der Tages- 
ordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über Gebührenbefreiungen 
beim Wohnungsbau (Nr. 3611 der Druck- 
sachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (23. Aus- 
schuß) (Nr. 4290 der Drucksachen). 

(Erste Beratung: 229. Sitzung.) 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Abge- 
ordneter Weber. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU), Berichterstatter: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Entwurf eines Gesetzes über Gebüh- 
renbefreiungen beim Wohnungsbau — Drucksache 
Nr. 3611 — ist vorgelegt worden entsprechend einem 
Beschlüsse des Hohen Hauses vom 7. März 1951, 
in dem die Bundesregierung ersucht wurde, die 
Verordnung über die Gebührenbefreiung beim 
Kleinwohnungsbau vom 27. August 1936 an das 
Erste Wohnungsbaugesetz anzupassen. Der Ent- 
wurf wurde in der 229. Plenarsitzung vom 11. Sep- 
tember 1952 an den Rechtsausschuß — federfüh- 
rend — und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen überwiesen. 
Beide Ausschüsse haben sich in mehreren Sitzun- 
gen mit dem Gesetzentwurf befaßt. 

Die Gründe, die für den Erlaß des Gesetzes maß- 
gebend sind, sind in der Begründung so umfassend 
dargelegt, daß ich darauf verweisen kann. Ebenso 
kann ich zur Abkürzung bezüglich der Einzelbe- 
stimmungen auf die sehr sorgfältige Begründung 
des Gesetzes Bezug nehmen. Ich glaube in Ihrem 
Sinne zu handeln, wenn ich mich darauf beschränke, 
Ihnen die Erörterung der Punkte darzulegen, die in 
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(A) den Ausschußverhandlungen umstritten waren, 
und der Punkte, in denen Änderungen vorgenom- 
men worden sind. 

Die Gründe waren kurz gefaßt folgende: Die Ver- 
ordnung von 1936 stellte es auf das Subjekt, den 
Bauträger, ab. Von diesem Grundsatz ist man im 
Ersten Wohnungsbaugesetz abgewichen und hat 
objektive Voraussetzungen für die Gewährung von 
Grundsteuervergünstigung und die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues geschaffen. Nach der Ver- 
ordnung von 1936 wurde bei Darlehnsgewährung 
die Gebührenvergünstigung nur dann gewährt, 
wenn der Bauiustige das Darlehen von der öffent- 
lichen Hand oder von öffentlich-rechtlichen Kredit- 
anstalten bekam. Benachteiligt waren dadurch die 
privaten Bausparkassen. 

Diese Ungleichheit mußte beseitigt werden. Die 
Rechtsprechung suchte zwar diesen Ungleichheiten 
abzuhelfen; einzelne Gerichte haben es durch eine 
ausdehnende Anwendung der Verordnung von 1936 
getan. Die Mehrheit der Gerichte verhielt sich aber 
ablehnend, so daß hier eine widerspruchsvolle Recht- 
sprechung entstand. Einzelne Länder glaubten nun, 
in der Weise eingreifen zu sollen, daß sie die 
Niederschlagung der anfallenden Gerichtsgebühren 
anordneten. Andere, wie Bayern und Schleswig- 
Holstein, schufen zu diesem Zweck eigene Gesetze. 
Es war also dringend erforderlich, diese Dinge nun- 
mehr im Bundesgebiet einheitlich zu ordnen. 

Ich habe bereits betont, daß ich auf die Einzel- 
heiten des Gesetzes nicht einzugehen brauche. Die 
Änderungen sind nicht allzu bedeutend. In § 1 ist 
ein Abs. 1 a eingefügt worden, der auf einer An- 
regung des Bundesrats anläßlich des ersten Durch- 
gangs beruht. Der Bundesrat hat eine gewisse Er- 
m) Weiterung der Vergünstigung der Gebührenfreiheit 
für den Erwerb unbebauter Grundstücke vorge- 
schiagen, die zur Weiterveräußerung bestimmt 
waren, sei es, daß Unternehmer Grundstücke er- 
warben, um sie mit Wohnungen zu bebauen, die 
für ihre Betriebsangehörigen bestimmt waren, sei 
es, daß Gemeinden oder Gemeindeverbände Grund- 
stücke erwarben, um sie für den sozialen Woh- 
nungsbau zu verwenden und sie zu diesem Zwecke 
weiter zu veräußern. 

Die Bundesregierung hat diese Anregung aufge- 
griffen. Der 18. Ausschuß hat sie noch erweitert, in- 
dem er sich auf den Standpunkt gestellt hat, daß 
ganz allgemein Geschäfte, die den Erwerb eines 
unbebauten Grundstücks betreffen, wenn das Grund- 
stück zum Zwecke der gewinnfreien Weiterver- 
äußerung an einen Dritten erworben wird, der auf 
dem Grundstück Gebäude .errichtet, die überwie- 
gend Wohnungen der in Abs. 1 bezeichneten Art 
enthalten, die Gebührenvergünstigung erhalten 
sollten. 

Der Rechtsausschuß hat sich dieser Auffassung 
angeschlossen. Es war dann nur notwendig, eine 
Schutzbestimmung einzubauen, nach der eine Nach- 
erhebung der Gebühren stattzufinden hat, wenn die 
Grundstücke nicht in dieser Weise gewinnfrei 
weiterveräußert werden. Der Bundesrat hatte für 
die Nacherhebung eine Frist von zwei Jahren vor- 
geschlagen; die Ausschüsse haben diese Frist auf 
fünf Jahre erstreckt, um denjenigen, die derartige 
Grundstücke zum Zwecke der Weiterveräußerung 
für den sozialen Wohnungsbau erwerben, genügend 
Zeit zu lassen, dieses Vorhaben zu verwirklichen. 

Umstritten war der § 2, der den als gemeinnützig 
anerkannten Wohnungsunternehmen und den Or- 
ganen der staatlichen Wohnungspolitik die bis- 


herige Gebührenbefreiung im vollen Umfang (c) 
weitergewährt. Der Rechtsausschuß hatte ur- 
sprünglich vorgeschlagen, daß sich die Gebühren- 
befreiung wie in § 1 auch hier nicht auf die Ge- 
bühren beziehen sollte, die für die Beurkundung 
und die Beglaubigung des Geschäfts zu entrichten 
sind, und hatte deshalb hinter „Gerichtsgebühren“ 
eingefügt: „mit Ausnahme der Beurkundungs- und 
Beglaubigungsgehühren“. Der 18. Ausschuß glaubte 
jedoch, damit werde eine Erschwerung und ein 
Rückschritt gegenüber der bisherigen Regelung ein- 
treten. Der Rechtsausschuß war zu seinem Vor- 
schlag in der Erwägung gekommen, daß Opfer, die 
im Interesse der Allgemeinheit gebracht werden, 
grundsätzlich nicht auf einen einzelnen Stand, der 
sich infolge seiner numerischen Schwachheit noch 
nicht einmal besonders dagegen wehren kann, ab- 
gewälzt werden dürften. Man hielt aber die Frage 
für nicht so bedeutend, daß man der Regierungs- 
vorlage, die diese Ausnahme nicht vorsah, nicht 
doch zustimmen könnte, denn die im 18. Ausschuß 
gehörte Gemeinschaft des deutschen Notariats hatte 
sich selber mit dieser von der Regierung vorge- 
schlagenen Regelung einverstanden erklärt. Der 
Rechtsausschuß glaubte infolgedessen, sich nicht 
weiter für die zunächst erhobene Forderung ein- 
setzen zu müssen. 

Die Änderungen in § 3 sind ebenfalls nicht be- 
deutend. Sie sind zunächst einmal dadurch her- 
vorgerufen, daß der Abs. 1 a in § 1 eingefügt 
wurde. Daraus erklärt es sich, daß in Ziffer 1 von 
Abs. 1 jetzt Abs. 1 und 2 von § 1 besonders er- 
wähnt werden müssen und daß nunmehr eine 
Ziffer 1 a eingefügt wird, die die Voraussetzung 
für die Befreiung beim Erwerb eines unbebauten 
Grundstücks behandelt. 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen glaubte, den Nachweis für die Voraussetzung 
möglichst leicht gestalten zu sollen. Er hat deshalb 
einen Abs. 2 eingefügt, den der Rechtsausschuß 
später ebenfalls gebilligt hat. Danach genügt es, 
daß der Bauherr, der die Bescheinigung oder den 
Bewilligungsbescheid noch nicht vorlegen kann, 
versichert, daß es sich um ein Geschäft im Sinne 
des § 1 handelt. Diese Versicherung hat zur Folge, 
daß ihm vorerst die Gebührenbefreiung erteilt 
wird. Er ist aber verpflichtet, ebenfalls innerhalb 
einer ausreichenden Frist, nämlich von fünf Jahren, 
die Bescheinigung oder den Bewilligungsbescheid 
nachzubringen. Wenn er das nicht tut, fällt die Ver- 
günstigung fort; die Gebühren werden also in 
voller Höhe nacherhoben. 

Im § 4 Abs. 1 ist vorgesehen, daß das Gesetz am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft tritt. In 
Abs. 2, der eine Übergangsvorschrift enthält, ist 
eine Datumsänderung erforderlich geworden. Die 
Übergangsvorschrift geht dahin, daß bei der 
Weiterveräußerung von Kleinwohnungen, die nach 
der Verordnung über die Gebührenbefreiung beim 
Kleinwohnungsbau vom 27. August 1936 innerhalb 
einer Frist von vier Jahren gebührenfrei sein soll, 
auch nach Ablauf dieser Frist noch die Vergünsti- 
gung gewährt wird, wenn die Veräußerung bis zum 
31. Dezember 1953 vorgenommen wird. 

Der § 5 enthält die Berlin-Klausel in der dem 
jetzigen Stand der Gesetzgebung angepaßten Form. 

Ich habe die Ehre, namens des Rechtsausschusses 
zu beantragen, dem Entwurf eines Gesetzes über 
Gebührenbefreiungen beim Wohnungsbau in der 
aus der Zusammenstellung in Drucksache Nr. 4290 
ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 

(Beifall.) 
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Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Wir treten in die. zweite Beratung 
ein. Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5,^ — 
Einleitung und Überschrift. Hierzu sind weder Än- 
derungsanträge gestellt noch Wortmeldungen ein- 
gegangen. Ich bitte diejenigen, die den aufgerufe- 
nen Paragraphen sowie der Einleitung und Über- 
schrift zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist die 
Mehrheit; damit sind die §§ 1 bis 5 sowie die Ein- 
leitung und Überschrift angenommen. Die zweite 
Beratung ist beendet. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist 
geschlossen. Ich rufe dann auf die §§ 1 bis 5, Ein- 
leitung und Überschrift und bitte diejenigen, die 
zustimmen, die Hand zu heben. — Das ist die 
Mehrheit; angenommen. 

Ich bitte in der Schlußabstimmung diejenigen, 
die dem Gesetz als Ganzem zustimmen, sich von 
den Plätzen zu erheben. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ein- 
stimmig in dritter Beratung verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete der tie- 
rischen Erzeugung (Tierzuchtgesetz) (Nr. 4161 
der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) (Nr. 4272 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 257. Sitzung.) 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Abge- 
ordneter Schill. 

Schill (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es handelt sich bei dem 
vorliegenden Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete der tierischen 
Erzeugung um ein Initiativgesetz des Bundesrats. 
Ich kann vielleicht kurz die Begründung vortragen: 

In § 10 Abs. 3 des Tierzuchtgesetzes vom 
7. Juli 1949 sind die obersten Landesbehörden 
für Landwirtschaft ermächtigt worden, zur 
Verbesserung der Geflügelzucht Bestimmungen 
über die Erzeugung von Küken in Brütereien 
zu treffen. Auf Grund dieser Ermächtigung 
haben die Landwirtschaftsminister der Länder 
entsprechende Rechtsverordnungen erlassen. 
Es erscheint aus verschiedenen Gründen, ins- 
besondere aus dem Grunde einer größeren 
Rechtsklarheit, zweckmäßig, diese Verordnun- 
gen durch Gesetze zu ersetzen. Hierbei besteht 
kein zwingendes Bedürfnis, ein Bundesgesetz 
zu erlassen, vielmehr kann die Materie ebenso 
wie bisher durch landesrechtliche Normen ge- 
regelt werden. Den beabsichtigten Landesge- 


setzen könnte aber entgegengehalten werden, (C) 
der Bund habe durch § 10 Abs. 3 des zu Bun- 
desrecht gewordenen Tierzuchtgesetzes seine 
Gesetzgebungskompetenz in Anspruch genom- 
men. Um den Weg für eine Landesgesetzge- 
bung in eindeutiger Weise freizugeben, soll 
§ 10 Abs. 3 aufgehoben werden. 

Dieser Paragraph hat folgenden Wortlaut: 

Zur Verbesserung der Geflügelzucht trifft 
die oberste Landesbehörde für Landwirtschaft 
Bestimmungen über die Erzeugung von Küken 
in Brütereien. 

Der Ernährungsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 15. April 1953 das vorliegende Initiativgesetz 
des Bundesrats ohne Änderungen einstimmig ange- 
nommen. Ich darf namens des Ernährungsausschus- 
ses das Hohe Haus bitten, dem Gesetz die Zu- 
stimmung zu geben. 

(Bravo!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Wir treten in die zweite Beratung 
ein. Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — Einleitung und 
Überschrift. — Wortmeldungen liegen nicht vor, 
Änderungsanträge auch nicht. Ich bitte also die- 
jenigen, die den aufgerufenen Paragraphen sowie 
der Einleitung und Überschrift zustimmen, die 
Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; angenom- 
men. Damit ist das Gesetz in zweiter Beratung 
angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldung. Die Aussprache ist geschlossen. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — Einleitung und 
Überschrift. — Ich bitte diejenigen, die zustimmen, 
das Handzeichen zu geben. — Das ist die Mehr- 
heit; angenommen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetz als Ganzem ihre Zustim- 
mung geben, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig an- 
genommen! Damit ist dieser Punkt der Tagesord- 
nung erledigt. 

Wir kommen zu Punkt 10: 

Beratung des interfraktionellen Antrags be- 
treffend Überweisung von Anträgen an die 
Ausschüsse — (Umdruck Nr. 885). 

Ich nehme die Zustimmung des Hauses zu die- 
sen Überweisungen an. 

Ich habe dann die nächste, die 264. Sitzung des 
Deutschen Bundestages zu berufen auf Mittwoch, 
den 6. Mai, 10 Uhr vormittags. 

Die 263. Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20 Uhr 14 Minuten.) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht der 263. Sitzung 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 

(26. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes über die 

Beschäftigung Schwerbeschädigter 

(Schwerbeschädigtengesetz) 

(Nrn. 3430, 4292 der Drucksachen) 

Berichterstatter: Abgeordneter Geritzmann. 


A. Behandlung des Gesetzentwurfs im Bundestag 

In der 219. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 18. Juni 1952 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädig- 
(B) ter (Schwerbeschädigtengesetz) — Drucksache Nr. 
3430 — dem Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegs- 
gefangenenfragen zur federführenden Behandlung 
unter Beteiligung des Ausschusses für Arbeit über- 
wiesen. Der Kriegsopferausschuß hielt am 27. Juni 
1952 eine öffentliche Informationssitzung ab, um 
den interessierten Organisationen und Dienststellen 
Gelegenheit zu geben, ihre Stellungnahme zum Re- 
gierungsentwurf mündlich vorzutragen. Ferner un- 
ternahm der Ausschuß vier Besichtigungsfahrten, 
um sich über die Besonderheiten der Beschäftigung 
Schwerbeschädigter in einigen Wirtschaftsbetrie- 
ben, über die Durchführung der Arbeitsvermitt- 
lung und über die Tätigkeit und Zusammenarbeit 
der Landesarbeitsämter, Arbeitsämter und Haupt- 
fürsorgestellen bei Durchführung der Gesetze über 
die Beschäftigung Schwerbeschädigter an Ort und 
Stelle zu unterrichten. In insgesamt 31 Vollsitzun- 
gen und 11 Sitzungen von 3 Unterausschüssen hat 
der Ausschuß — soweit erforderlich unter Hinzu- 
ziehung von Sachverständigen — den Gesetzesstoff 
eingehend durchberaten. Anfang Februar 1953 
wurden die bis dahin gefaßten Beschlüsse des Aus- 
schusses in einer Gegenüberstellung mit dem Re- 
gierungsentwurf allen beteiligten Verbänden und 
Dienststellen zur schriftlichen Stellungnahme über- 
sandt. Der Ausschuß für Arbeit befaßte sich am 
27. März und 15. April 1953 mit dem Entwurf. 

B. Inhalt und Aufbau des Gesetzentwurfs 

Mit dem Entwurf des Schwerbeschädigtengeset- 
zes soll die in § 27 Abs. 2 des Bundesversorgungs- 
gesetzes enthaltene Ankündigung verwirklicht 
werden, die Beschaffung von Arbeitsplätzen für 
Beschädigte und Hinterbliebene sowie den Arbeits- 
schutz durch besonderes Gesetz zu regeln. 


Ein Schwerbeschädigtengesetz, das den Schwer- 
beschädigten für die Aufnahme und Ausübung 
einer Arbeitnehmertätigkeit Hilfe und Schutz bie- 
tet, besteht bekanntlich seit über 30 Jahren. Es 
hat sich als eines der wertvollsten sozialpolitisclien 
Gesetze erwiesen. Doch die Pflichtquote für die Be- P) 
schäftigung Schwerbeschädigter von 2 v. H. der Ar- 
beitsplätze und gewisse andere Vorschriften ge- 
nügten nicht mehr, um der Not der schwerbeschä- 
digten Kriegs- und Arbeitsopfer zu steuern, deren 
Zahl durch den zweiten Weltkrieg um mehr als das 
Dreifache gestiegen war. Man half sich nach dem 
Zusammenbruch bis 1949 durch Gesetze und Ver- 
ordnungen auf Zonen- und Länderebene, zunächst 
vielfach sogar auf noch kleinerer regionaler Ebene. 

Die hierdurch eingetretene verwirrende Rechts- 
zersplitterung durch einheitliches Bundesrecht zu 
ersetzen, das den Nachkriegserfordernissen Rech- 
nung trägt und die in neuerer Zeit gewonnenen 
Erfahrungen verwertet, ist der Zweck des neuen 
Gesetzes. Besondere Bedeutung kommt der Ab- 
grenzung des Personenkreises, der Festsetzung der 
Pflichtquote, der Förderung der Beschäftigung von 
Kriegerwitwen und der Regelung der Ausgleichs- 
abgabe bei Nichterfüllung der Beschäftigungs- 
pflicht zu. Darauf wird bei Behandlung der einzel- 
nen Abschnitte noch eingegangen. Die weitaus mei- 
sten Schwierigkeiten bei den Vorarbeiten ergaben 
sich bei Beratung der Vorschriften über die Rege- 
lung der Zuständigkeiten für die Durchführung. 
Obwohl der Kriegsopferausschuß den ernsten Wil- 
len aller beteiligten Dienststellen, den Schwerbe- 
schädigten die beste gesetzliche Hilfe zu geben, 
durchaus anerkennt, hatte er doch den Eindruck, 
daß der Regierungsentwurf bei der Wahl des ein- 
zuschlagenden Weges sich zu stark von wirtschaft- 
lichen und arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten 
hat leiten lassen. Der Kriegsopferausschuß betrach- 
tet das Schwerbeschädigtengesetz in erster Linie 
als Fürsorgegesetz und ist der Auffassung, daß die 
praktische Durchführung nur auf dem Boden für- 
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(A) sorgerischen Denkens und Fühlens fruchtbar sein 
kann. Die Bundesregierung ihrerseits ist der Auf- 
fassung, daß es sich primär um ein Arbeitsvermitt- 
lungsgesetz mit besonderem fürsorgerischen Ein- 
schlag handelt und die wirksamste tatsächliche 
Hilfe bei der Eingliederung dieses Personenkreises 
in das Arbeitsleben durch die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung im Rahmen der ihr gesetzlich 
zugewiesenen Aufgaben unter selbstverständlicher 
Beachtung der Fürsorge- und Betreuungsbedürf- 
tigkeit des Personenkreises geleistet werden könne. 
Auch Sparsamkeitsgesichtspunkte wurden hierfür 
angeführt. Der Kriegsopferausschuß hat sich diesen 
Erwägungen insoweit nicht verschlossen, als er die 
Arbeitsvermittlung und die hiermit in engem Zu- 
sammenhang stehenden Aufgaben den Dienststel- 
len der Bundesanstalt übertragen will. Die an sich 
erwünschte Lösung, die Arbeit der Hauptfürsorge- 
stellen und der Bundesanstalt im Interesse einer 
engen Zusammenarbeit an das gegenseitige Einver- 
nehmen zu binden, war aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht möglich. Um so mehr erwies sich 
eine klare Abgrenzung und Feststellung der Zu- 
ständigkeiten von Fürsorge und Arbeitsverwaltung 
als notwendig. 

Unterschiedliche Auffassungen zwischen dem 
Kriegsopferausschuß und dem Ausschuß für Ar- 
beit, die noch nicht restlos bereinigt werden konn- 
ten, haben sich nur in folgenden Punkten ergeben: 

§ 2 Abs. 1 und 2 des Entwurfs in der Fassung 
des Kriegsopferausschusses sieht vor, daß für die 
Gleichstellung bestimmter Gruppen körperbehin- 
derter Personen, die nicht Schwerbeschädigte nach 
§ 1 sind, mit den Schwerbeschädigten die Haupt- 
fürsorgestellen zuständig sein sollen. Bundesregie- 
rung und Ausschuß für Arbeit halten die Zustän- 
digkeit der Bundesanstalt für notwendig. Man ist 
dort der Auffassung, daß nur die Bundesanstalt, 
die die Arbeitsvermittlung sowohl für Schwerbe- 
schädigte als auch für die sonstigen Beschädigten 
durchführt, den Umfang der nicht besetzten oder 
noch zu gewinnenden Pflichtplätze für Schwerbe- 
schädigte und die Vermittlungshemmnisse im Ein- 
zelfall kennt, zu beurteilen in der Lage ist, 
ob die Gleichstellung notwendig ist und ob sie zu 
einer Beeinträchtigung der Unterbringung Schwer- 
beschädigter führt. Der Kriegsopferausschuß hin- 
gegen konnte in dieser Frage seinen Standpunkt 
nicht aufgeben. Die Gleichstellung betrachtet er in 
besonderem Maße als einen Fürsorgeakt, der zu 
den umfangreichen sonstigen Fürsorgebemühungen 
oft den unumgänglich notwendigen Schlußstein bil- 
den muß, um einen Fürsorgebedürftigen vor dem 
wirtschaftlichen Abgrund zu bewahren oder das 
Schicksal einer notleidenden Familie wieder freund- 
licher zu gestalten. Nach allen Erfahrungen in den 
vergangenen Jahrzehnten besteht keinerlei Gefahr, 
daß die Hauptfürsorgestellen von der Gleichstel- 
lungsbefugnis in zu großem Umfang Gebrauch ma- 
chen werden. 

In § 4 hat der Kriegsopferausschuß entsprechend 
den Wünschen des Ausschusses für Arbeit für die 
Bestimmung von Arbeitsplätzen für Schwerstbe- 
schädigte (Absatz 1 Satz 2) und für Anrech- 
nungen auf die Pflichtquote in bestimmten 
Fällen (Absätze 3 und 4) die Zuständigkeit 
der Bundesanstalt vorgesehen, allerdings mit 
der Einschränkung, daß der Hauptfürsorge- 
slelle das Vorschlagsrecht eingeräumt werden 
soll. Dem Einwand, daß durch eine Anrech- 
nungsbefugnis der Hauptfürsorgestellen Unord- 
nung in das Überwachungsverfahren der Bundes- 


anstalt hineingetragen würde, ist damit begegnet; (C> 
andererseits ist sichergestellt, daß in diesen Ange- 
legenheiten, die ausschließlich die Schwerstbeschä- 
digten oder die am schwersten unterzubringenden 
Beschädigten betreffen, die Hauptfürsorgestelle die 
Initiative behält. 

Auch zu § 8 Abs. 4 ist der Kriegsopferausschuß 
in etwa den Wünschen des Arbeitsausschusses ge- 
folgt und damit einverstanden, daß die Bundes- 
anstalt für die Anrechnung von höchstens 2 Krie- 
gerwitwen auf einen Pflichtplatz für Schwerbeschä- 
digte zuständig sein soll. Während der Ausschuß 
für Arbeit jedoch nur das Benehmen mit der 
Hauptfürsorgestelle hergestellt wissen will, wünscht 
der Kriegsopferausschuß, daß die Anrechnung auf 
Vorschlag der Hauptfürsorgestelle erfolgen soll. 
Der Ausschuß für Arbeit verweist auf die aus- 
schließliche Zuständigkeit der Bundesanstalt für 
die Arbeitsvermittlung der Witwen und Ehefrauen, 
während der Kriegsopferausschuß auch diese An- 
gelegenheit vom fürsorgerischen Standpunkt be- 
trachtet. 

Insgesamt kann nach langwieriger und hin- 
gebungsvoller Arbeit aller Beteiligten eine 
erfreuliche Annäherung und Übereinstimmung 
der Auffassungen festgestellt werden. Der Erlaß 
gerade dieses Gesetzes ist außerordentlich drin- 
gend. Niemand wird die Verantwortung überneh- 
men wollen oder können, die Annahme des Ge- 
setzes wegen der erwähnten geringfügigen Streit- 
punkte zu verzögern, denn viele Schwerbeschädigte 
draußen im Lande setzen auf dieses seit langem 
erwartete Gesetz ihre einzige große Hoffnung, wie- 
der Arbeit zu erhalten. 

Aus 38 Paragraphen, die der Regierungsentwurf 
vorsah, sind nach den Beschlüssen des Kriegsopfer- 
ausschusses 42 Paragraphen geworden. Die Eintei- 
lung in 9 Abschnitte ist die gleiche geblieben. Bei 
der folgenden Behandlung einzelner Vorschriften 
des Entwurfs kann nur auf die bedeutendsten Än- 
derungen gegenüber dem Regierungsentwurf ein- 
gegangen werden. 

C. Der Entwurf im einzelnen 
Erster Abschnitt: Geschützter Personenkreis 

Bei der Abgrenzung des Personenkreises muß 
davon ausgegangen werden, daß der Schutz und 
die Wirksamkeit um so geringer ist, je größer der 
Personenkreis gezogen wird. Mit Rücksicht auf die 
außerordentlich angestiegene Zahl der Kriegsopfer 
nach dem zweiten Weltkrieg mußte der Auss^uß 
gegenüber den Wünschen auf Erweiterung des Per- 
sonenkreises leider kurztreten. In den bisherigen 
Personenkreis der schwerbeschädigten Kriegs- und 
Arbeitsopfer hineingenommen sind jedoch die po- 
litisch Verfolgten mit Erwerbsminderungen um we- 
nigstens 50 V. H., die ebenso wie die Kriegs- und 
Arbeitsopfer im Dienst für das ganze Volk zu 
Schaden gekommen sind, die Zivilblinden, die schon 
bisher unter bestimmten Voraussetzungen einen 
Anspruch auf Gleichstellung mit den Schwerbe- 
schädigten hatten, sowie die Besatzungspersonen- 
beschädigten, bei denen das sdiädigende Ereignis 
nach dem 31. Juli 1945 eingetreten ist; die Besat- 
zungspersonenbeschädigten nach dem ersten Welt- 
krieg sind bereits durch Einbeziehung in das Bun- 
desversorgungsgesetz Schwerbeschädigte nach § 1 
Abs. 1 Buchst, a. Andererseits sind zwei Perso- 
nenkreise, die der Regierungsentwurf in den Per- 
sonenkreis der Schwerbeschädigten hineingenom- 
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men hatte, und zwar die Gehörlosen und (für eine 
Beschäftigung im Bergbau) die Bergmannsversor- 
gungsscheininhaber, nach Anhörung von Sachver- 
ständigen und eingehender Beratung aus § 1 wie- 
der herausgenommen worden. 

Bei der schon erwähnten notwendigen engen Ab- 
grenzung des Personenkreises konnte der Ausschuß 
den Gehörlosen die Schwerbeschädigteneigenschaft 
nicht zuerkennen, weil ihre körperliclae Beeinträch- 
tigung anderer Art ist als die der Schwerbeschädig- 
ten; auf dem für sie geeigneten Arbeitsplatz sind 
sie nicht behindert, in gewissen Beschäftigungen 
sogar besser geeignet als hörende Arbeitskräfte. 
Ihre Arbeitsbetreuung wird sich deshalb in erster 
Linie auf die Sicherstellung der Eignung des Ar- 
beitsplatzes und seiner Umgebung richten müssen, 
ohne daß Arbeitsplätze der Schwerbeschädigten be- 
ansprucht werden müssen. 

Bei den Bergmannsversorgungsscheininhabern 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um we- 
niger als 50 V. H. ist in Abänderung des Regie- 
rungsentwurfs nur die Anrechenbarkeit auf Pflicht- 
plätze im Bergbau (§ 6 Abs. 4), nicht aber die Zu- 
erkennung der Schwerbeschädigteneigenschaft mit 
ihren sonstigen Vorteilen vorgesehen. 

Hinsichtlich der Gleichstellungen — § 2 — ist 
noch zu erwähnen, daß im wesentlichen die bis- 
herigen Vorschriften übernommen worden sind. Ab- 
weichend hiervon soll bei den in Absatz 1 genann- 
ten Minderbeschädigten nicht mehr wie früher die 
Voraussetzung gelten, daß die Unterbringung der 
Schwerbeschädigten nicht beeinträchtigt wird. Es 
kommen fast nur die minderbeschädigten Kriegs- 
opfer in Betracht, denen durch das Schwerbeschä- 
digtengesetz eine Besserstellung verschafft werden 
(B) muß, weil die Schwierigkeiten ihrer Unterbringung 
auf den gleichen Ursachen wie bei den Schwer- 
kriegsbeschädigten beruhen, zumal sie bei den Vor- 
schriften über die Ausgleichsrente im Bundesver- 
sorgungsgesetz nicht in ausreichendem Maße be- 
dacht werden konnten. 

Der Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit, 
den das Versorgungsamt festsetzt, ist im übrigen 
nicht gleichbedeutend mit dem Grad der Vermitt- 
lungsfähigkeit, der bei Minderbeschädigten oft ge- 
ringer ist als bei manchen Beschädigten mit schwe- 
ren Körperschäden. Die Frage der Zuständigkeit 
für Gleichstellungen ist bereits behandelt. 


Zweiter Abschnitt: Beschäftigungspfiicht der Ar- 
beitgeber 

Zu § 3 schlägt der Kriegsopferausschuß vor, in 
den Kreis der in Anspruch zu nehmenden Arbeit- 
geber allgemein solche mit 7 und mehr Arbeits- 
plätzen einzubeziehen und die Pflichtquote für Be- 
triebe nicht auf 6, sondern auf 8 v. H. festzusetzen. 
Damit würde im Bundesgebiet die Regelung ge- 
troffen, die in der amerikanischen Zone schon jetzt 
besteht. Im Grundsatz hält es der Ausschuß für 
günstiger, den Arbeitgebern von vornherein die 
Größe der Aufgabe deutlich zu machen und im Ein- 
zelfall phc:r einen Nachlaß zu gewähren, als über 
die gesetzliche Quote hinauszugehen. Die Absätze 
2 und 4 bieten ausreichende Handhaben, den Um- 
fang der Beschäftigungspflicht den praktischen 
Notwendigkeiten und der verschiedenen Aufnah- 
mefähigkeit in Verwaltung und Wirtschaft anzu- 
passen. Zur Beurteilung des Gesamtumfanges der 
zu schaffenden Pflichtplätze läßt sich eine genaue 
Rechnung nicht auf stellen; jedoch schon nach den 


Schätzungen der Bundesregierung verbleibt bei der (Q 
von ihr vorgeschlagenen Pflichtquote von 6 v. H. 
eine Fehlzahl von einigen zehntausend Pflicht- 
plätzen, deren Ausgleich die Bundesregierung von 
der freiwilligen Entschließung der Arbeitgeber zur 
Aufnahme von Schwerbeschädigten und einer Er- 
höhung der Quoten für einzelne Zweige der Wirt- 
schaft und im Einzelfall erwartet. Der Kriegsopfer- 
und mit ihm der Arbeitsausschuß konnte diesen 
Überlegungen nicht folgen, da durch eine Reihe 
von Umständen und Anrechnungsmöglichkeiten 
Pflichtplätze für die eigentlichen Schv/erbeschädig- 
ten ausfallen werden. Es muß auch darauf hinge- 
wiesen werden, daß z. B. das Land Bayern im 
Falle der Beibehaltung der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs den Verlust von 33 000 Arbeitsplät- 
zen für Schwerbeschädigte und hierdurch große 
Unruhe und vergrößerte Arbeitslosigkeit unter den 
Schwerbeschädigten befürchtet. Der Ausschuß bit- 
tet daher, seinem Vorschlag zu folgen, und erwar- 
tet von der Bundesanstalt, daß die Arbeitgeber bei 
Durchführung des Gesetzes nicht über das erfor- 
derliche Maß hinaus in Anspruch genommen 
werden. 

Bei den §§ 4 bis 7 ist es im wesentlichen nur zu 
kleinen Verfeinerungen gekommen, die keine 
grundsätzliche Bedeutung haben. Am bedeut- 
samsten erscheint, daß in kleinen Betrieben der 
Arbeitgeber selbst, wenn er Schwerbeschädigter 
ist, und auch in gewissem Umfange die in Haus- 
gemeinschaft mit dem Arbeitgeber lebenden Ver- 
wandten und Verschwägerten auf den Pflichtplatz 
angerechnet werden sollen. In § 8 sind zugunsten 
der Witwen und Ehefrauen von Kriegs- und Ar- 
beitsopfern gegenüber dem Regierungsentwurf zu- 
sätzlich Maßnahmen zur Arbeits- und Berufsför- 
derung vorgesehen. (D) 

Zu § 9, der die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 
bei Nichterfüllung der Beschäftigungspflicht vor- 
sieht, war die Höhe der Abgabe stark umstritten. 

Die eine Seite hielt den Betrag von 50, — DM, ins- 
besondere für kleinere Betriebe, für zu hoch, wäh- 
rend die andere Seite als Ausgleich für die Nicht- 
beschäftigung eines Schwerbeschädigten die Zah- 
lung eines Betrages bis zur Höhe eines vollen oder 
halben Monatslohnes forderte. Der Ausschuß hält 
den Betrag von 50, — DM unter Berücksichtigung 
des gegenwärtigen Geldwertes für angemessen und 
verweist auf die in Absatz 3 vorgesehene Möglich- 
keit der Herabsetzung oder des gänzlichen Erlasses. 

Aus fürsorgerischen Gründen hält der Ausschuß 
ferner eine geringe Erweiterung des Verwendungs- 
zwecks der aufkommenden Gelder für notwendig. 

Dritter Abschnitt: Besondere Pflichten der Ar- 
beitgeber und Betriebsräte, Vertrauensmann der 
Schwerbeschädigten 

In § 11 ist die in Absatz 2 des Regierungsentwurfs 
vorgesehene Verpflichtung der Arbeitgeber zur Er- 
stattung von Einzelanzeigen über Entlassungen und 
sonstige Vorgänge gestrichen worden, deren Kennt- 
nis an sich notwendig ist, um den Stand der Erfül- 
lung der Beschäftigungspflicht für den einzelnen 
Arbeitgeber zu beurteilen. Diese Kenntnis muß 
sich das Arbeitsamt auf anderem Wege, und zwar 
mit Hilfe der Krankenkassenanzeigen nach § 24 
des Kündigungsschutzgesetzes, verschaffen. 

§ 12 entspricht der seit 30 Jahren bestehenden 
Rechtslage; neu ist nur die Verpflichtung der Ar- 
beitgeber zur Führung eines Verzeichnisses der 
durch das Gesetz betreuten Personen. Diese Neu- 
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(A) erung ist für die praktische Durchführung des Ge- 
setzes dringend erwünscht. 

Auch § 13 hat entsprechende Vorschriften im 
alten Schwerbeschädigtengesetz als Vorläufer. Der 
neue Absatz 6, der die Wahl eines Hauptvertrau- 
ensmannes vorsieht, geht auf die Anregung eines 
Beschädigtenverbandes zurück. 

Vierter Abschnitt: Kündigungsschutz 

Die Vorschriften über den Kündigungsschutz 
sind gegenüber der Regierungsvorlage nur insoweit 
geändert worden, als der Antrag des Arbeitgebers 
nicht beim Arbeitsamt, sondern unmittelbar bei 
der Hauptfürsorgestelle einzureichen ist. Wie die 
Bundesregierung hält es der Ausschuß für notwen- 
dig, die Entscheidung der Hauptfürsorgestelle nicht 
an eine bestimmte Frist zu binden. Die Zeitdauer, 
die die Entscheidung der Hauptfürsorgestelle be- 
nötigt, wird immer nur durch die notwendige 
Dauer sorgfältiger Erhebung aller Begleitumstände 
bestimmt werden können. Auf die Eilbedürftigkeit 
der Entscheidungen weist nur eine Sollvorschrift 
in § 17 Abs. 1 Satz 1 hin. Andererseits ist der Aus- 
schuß dem Votum des Bundesrates beigetreten, wo- 
nach dem Schwerbeschädigten nach einer für ihn 
ungünstigen Entscheidung noch mindestens 4 Wo- 
chen der Betriebszugehörigkeit — nicht 2 Wochen, 
wie es die Bundesregierung vorgesehen hatte — 
verbleiben sollen. Hierdurch wird es ihm oft mög- 
lich werden, unmittelbar anschließend eine andere 
Beschäftigung aufzunehmen. Die sonstigen Vor- 
schriften entsprechen dem bisherigen Recht. 

Fünfter Abschnitt: Durchführung des Gesetzes 

(B) Entsprechend der Auffassung des Kriegsopfer- 
ausschusses sind bei den Vorschriften über die Zu- 
ständigkeiten die Hauptfürsorgestellen der Bun- 
desanstalt vorangestellt worden, um den Fürsorge- 
charakter des Gesetzes zu unterstreichen. Neben 
den Beschwerdeausschüssen, die nach § 27 a bei den 
Landesarbeitsämtern eingerichtet werden, muß 
nach Ansicht des Kriegsopferausschusses bei jedem 
Landesarbeitsamt ein besonderer beratender Aus- 
schuß für die Aufgaben, die der Regierungentwurf 
in § 28 den „Ausschüssen für Schwerbeschädigte“ 
übertragen wollte, tätig werden. Dieser beratende 
Ausschuß soll im Landesarbeitsamtsbezirk die 
Kraft ausstrahlen und die Initiative wecken, die 
nötig sind, um die gesetzliche Aufgabe bis zur ge- 
eigneten Unterbringung des letzten arbeitsfähigen 
Schwerbeschädigten zu erfüllen. Er soll mit Hilfe 
seiner Verwurzelung in der Wirtschaft sozusagen 
der wirtschaftspolitische Motor sein, der den Ar- 
beitsämtern die Wege zur Unterbringung der 
Schwerbeschädigten ebnen hilft. Im übrigen soll 
zur Aufgabenverteilung, die der Entwurf in den 
§§ 21 und 22 vorgenommen hat, besonders darauf 
hingewiesen werden, daß gerade die klare Auf- 
gabenverteilung und das beiderseitige Wissen um 
die eigene Zuständigkeit die Zusammenarbeit der 
beiden beauftragten Dienststellen fördern soll, die 
sonst wahrscheinlich in ein wenig sinn- und zweck- 
volles Neben- und Gegeneinanderarbeiten ausarten 
würde. 

Nicht zuletzt möchte der Ausschuß jedoch den 
Eingangssatz des § 20 herausgestellt wissen. Er 
besagt nicht weniger, als daß die Arbeitgeber so- 
weit v/ie irgend möglich die Schwerbeschädigten 
in erster Linie freiwillig, also auf Grund eigener 
freier Entschießung, einstellen und beschäftigen 


sollen. Das Schwerbeschädigtengesetz bleibt in je- iC) 
dem Falle ein Gesetz des guten Willens. Daran 
ändert auch nichts, daß der Ausschuß bei seinen 
Wünschen für die Festlegung des Umfangs der Be- 
schäftigungspflicht der Arbeitgeber über den Ent- 
wurf der Regierung hinausgeht. Vielmehr bittet 
der Ausschuß die Mitglieder des Hauses, die selbst 
Arbeitgeber sind oder den Arbeitgeberkreisen 
nahestehen, zu würdigen, daß er sich bei der Ab- 
grenzung des Personenkreises der Schwerbeschä- 
digten große Zurückhaltung auferlegt hat und die 
Arbeitgeber bei der Handhabung der Durchführung 
des Gesetzes nicht mehr in Anspruch genommen 
wissen will, als dies zur Unterbringung der Schwer- 
beschädigten unbedingt erforderlich ist. 

Sechster Abschnitt: Fortfall des Schwerbeschädig- 
tenschutzes 

Neu ist die Vorschrift des § 24 Satz 2, in dem 
ausdrücklich bestimmt wird, daß Beschädigte, de- 
ren Minderung der Erwerbsfähigkeit auf weniger 
als 50 v. H. herabgesetzt worden ist, noch für 
1 Jahr dem Arbeitgeber auf den Pflichtsatz an- 
gerechnet werden. Neu gegenüber dem alten 
Schwerbeschädigtengesetz ist ferner die Ergänzung, 
in § 25, daß auch die Verweigerung der Teilnahme 
an einer notwendigen beruflichen Bildungsmaß- 
nahme zum zeitweiligen Verlust der Schwerbeschä- 
digteneigenschaft führen kann. 

Siebenter Abschnitt: Beschwerde und Beschwerde- 
ausschüsse 

Es erwies sich als verfassungsrechtlich nicht 
möglich, vorzusehen, daß im Beschwerdeverfahren 
eine Länderdienststelle, beispielsweise die Haupt- 
fürsorgestelle, die Entscheidung einer Bundes- ^ ^ 
dienststelle oder umgekehrt eine Eundesdienst- 
stelle die Entscheidung einer Länderdienststelle 
ändert oder aufhebt. Aus diesem Grunde mußte 
aus dem Regierungsentwurf nicht nur das an vie- • 
len Stellen des Gesetzes vorgesehene Einverneh- 
men zwischen Hauptfürsorgestelle und Bundesan- 
stalt gestrichen, sondern auch die Bildung getrenn- 
ter Beschwerdeausschüsse bei den Landesarbeits- 
ämtern und Hauptfürsorgestellen, jene für Ent- 
scheidungen aus dem Aufgabenbereich der Arbeits- 
verwaltung, diese für Entscheidungen der Haupt- 
fürsorgestellen, vorgeschrieben werden. 

Dem § 26 Abs. 2 des Regierungsentwurfs, wonach 
in Kündigungsangelegenheiten von Schwerbeschä- 
digten des öffentlichen Dienstes oder der Bundes- 
bahn und Bundespost die zuständige oberste Lan- 
des- oder Bundesbehörde endgültig entscheiden 
soll, konnte der Kriegsopferausschuß nicht zustim- 
men. Diesen Schwerbeschädigten ginge damit der 
besondere Kündigungsschutz verloren, den der in 
der freien Wirtschaft beschäftigte Sdiwerbeschä- 
digte besitzt. Der Kriegsopferausschuß hat sich in 
sehr eingehenden und wiederholten Verhandlungen 
mit Sachverständigen um eine besondere Lösung 
der Frage, in welcher Art hier eine Beschwerde- 
instanz geschaffen und tätig werden kann, bemüht. 

Er glaubt, sie in § 27 Abs. 3 gefunden zu haben. 
Dem Einwand, daß der öffentliche Dienst nicht mit 
den gleichen Maßstäben wie die freie Wirtschaft 
gemessen werden und in seine Personalpolitik nicht 
durch einen bei der Hauptfürsorgestelle bestehen- 
den Ausschuß eingreifen lassen kann, muß entge- 
gengehalten werden, daß die zuständige Dienstauf- 
sichtsbehörde nach dem Vorschlag des Kriegsopfer- 
ausschusses die Arbeitgebersitze im Beschwerde- 
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(A) ausschuß der Hauptfürsorgestelle einnimmt und 
von den 7 Ausschußmitgliedern nur 1 schwer- 
beschädigter Arbeitnehmervertreter und evtl, die 
sozial erfahrene Persönlichkeit nicht dem öffent- 
lichen Dienst angehören. Es ist daher alles ge- 
tan, um den besonderen Bedürfnissen des öffent- 
lichen Dienstes gerecht zu werden. 

Achter Abschnitt: Sonstige Vorschriften 

Durch die Folgen des zweiten Weltkrieges sind 
viele Personen notleidend und auf dem Arbeits- 
markt betreuungsbedürftig geworden. Der Schwer- 
beschädigte jedoch trägt für die ganze Dauer seines 
Lebens einen schweren Körperschaden; oft mußte 
er beruflich umsatteln und im vorgerückten Le- 
bensalter mit dem Aufbau einer Existenz neu be- 
ginnen. Es ist nur recht und billig, wenn ihm in 
§ 30 vor allen anderen betreuungsbedürftigen Per- 
sonenkreisen ein Vorrang eingeräumt wird, der 
nunmehr — nach Absatz 2 — ausdrücklich auch ge- 
genüber dem Personenkreis des Gesetzes nach Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes gelten soll. 

In § 32 a sind die Vorschriften über die Beschäf- 
tigung Schwerbeschädigter in Heimarbeit, ergänzt 
durch die im Ausschuß erarbeiteten weiteren Vor- 
schriften, im Interesse besserer Lesbarkeit des Ge- 
setzes zusammengefaßt. 

§ 32 b Abs. 1 gibt den Dienststellenleitern die 
zusätzliche Aufgabe, darauf hinzuwirken, daß ein 
angemessener Anteil Schwerbeschädigter unter den 
Beamten erreicht wird. Nach Absatz 2 soll die 
Hauptfürsorgestelle auch bei vorzeitiger Pensionie- 
rung von Beamten und vor der Entlassung von 
Widerrufsbeamten, soweit es sich um Schwerbe- 
schädigte handelt, gehört werden. 

Die im § 33 vorgesehene bevorzugte Berufszulas- 
sung muß nach Auffassung des Kriegsopferaus- 
schusses auch den Witwen und Ehefrauen im Sinne 
des § 8 Abs. 1 zugute kommen. 

Neunter Abschnitt: Ordnungwidrigkeiten, Straf-, 
Durchführungs-, Übergangs- und Schlußvorschriften 

Die Vorschriften des § 34 sind im Interesse der 
Rechtseinheitlichkeit redaktionell überarbeitet wor- 


den. § 34 a ist systematisch nunmehr besser unter- (^) 
gebracht. Zu § 35 Abs. 1 konnte auf die im Regie- 
rungsentwurf vorgesehenen Durchführungsvor- 
schriften zu § 2 — Gleichstellung — verzichtet wer- 
den, da der geänderte § 2 bereits die erforderlichen 
Vorschriften enthält. Auch Durchführungsvor- 
schriften zu § 35 Abs. 1 Buchst, h bzw. g über 
die Verwendung der Ausgleichsabgabe durch die 
Hauptfürsorgestellen* erscheinen entbehrlich. Die 
Regelung der halbjährlichen oder jährlichen Anzei- 
generstattung der Arbeitgeber nach § 11 und die 
Führung des Verzeichnisses nach § 12 Abs. 5 ist 
auch ohne eine ausdrückliche Ermächtigung mög- 
lich. Zu § 36 ist die Fassung des Bundesrates, der 
die Bundesregierung zugestimmt hat, übernommen 
worden. 

Im Land Berlin — § 36 a — zählen alle Körper- 
behinderten mit einer Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit um wenigstens 50 v. H. zu den Schwer- 
beschädigten; außerdem gilt dort einheitlich eine 
Pflichtquote von 10 v. H. Eine Umstellung der 
Berliner Vorschriften entsprechend den Vorschrif- 
ten für das Bundesgebiet würde in Berlin zu er- 
heblichen Schwierigkeiten führen. Der im § 6 
Abs. 2 getroffenen Regelung für Filialbetriebe kann 
sich Berlin z. Z. ebenfalls nicht anschließen. Es ist 
daher vorgesehen, daß bezüglich dieser 3 Punkte 
— Personenkreis, Pflichtquote, Filialbetriebe — 
die in Berlin bestehende Regelung weiter gilt. 

§ 37 Abs. 1 Satz 2 bestimmt schließlich, daß die 
Vorschriften über die Ausgleichsabgabe in den 
Ländern, in denen z. Z. noch die Pflichtquote des 
alten Schwerbeschädigtengesetzes von 2 v. H. gilt, 
im Interesse eines reibungslosen Übergangs auf 
das neue Recht erst am 1. November d. Js. in Kraft .p.. 
treten. 


Bonn, den 16. April 1953. 

Geritzmann 

Berichterstatter 
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